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Vorwort 

Die Diskussion um private Sicherheitsdienste, ihre Aufgaben und 
Befugnisse, die Rechtsgrundlagen ihrer Tätigkeit und um ihren Einfluß 
auf Sicherheitslage und Sicherheitsgefühl in unserer Gesellschaft hat in 
den letzten Jahren eine lebhafte Entwicklung erfahren. Das Für und 
Wider der Privatisierung einzelner Bereiche der Inneren Sicherheit 
bewegt Politik, Gewerkschaften und Berufsverbände sowie polizei­
interne Gremien. Es gibt Extrempositionen, aber auch zahlreiche 
Versuche, klare Abgrenzungsregelungen zu finden. 

Vor diesem Hintergrund hat das Bundeskriminalamt ein Forschungs­
vorhaben zu dieser Thematik initiiert, das aus drei Teilprojekten 
besteht. 

Zum einen ist von Prof. Pitschas (Hochschule für Verwaltungs­
wissenschaften in Speyer) ein Rechtsgutachten erstellt worden. Zum 
anderen ist für das Jahr 1996 geplant, eine empirische kriminologische 
Studie zum Einfluß der Tätigkeit privater Sicherheitskräfte auf das 
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung durchzuführen. 

Zur Verzahnung dieser beiden TeiIprojekte wurde als dritter Projekt­
schritt im Oktober 1995 ein zweitägiger Workshop durchgeführt. 
Teilnehmer waren namhafte Experten aus unterschiedlichen Tätigkeits­
feIdern bzw. Wissensbereichen. 

Die Einzelbeiträge dieses Workshops sind in dem vorliegenden Band 
zusammengestellt. Die Veröffentlichung hat zum Ziel, den Meinungs­
stand aufzuzeigen und die Diskussion um das Thema ein Stück voran­
zubringen. 

Dr. Ulrich Kersten 
Präsident des Bundeskriminalamtes 
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1 Rechtlicher Teil 

1.1 Begriff der Privatisierung 

Der Begriff Privatisierung ist erklärungsbedÜfftig. Das große Spektrum 
reicht m. E. von bloßen polizeiinternen Entbürokratisierungsmaßnah­
men (Einsatz von Angestellten) bis zur völligen Ausgliederung staat­
licher Aufgabenfelder der Gefahrenabwehr in den privaten Sektor) 

1.2 Verfassungsrechtliches Spannungsverhältnis: 
Art. 33, 20 m, 12 GG 

(a) Die innere Sicherheit (Gefahrenabwehr und Strafverfolgung) ist 
eine staatliche Aufgabe, der sich der Staat nicht entziehen kann. 
Privatisierungsfähig ist allenfalls der Bereich der Gefahrenabwehr. 
Aber auch hier gibt es einen Kernbereich staatlicher/hoheitlicher 
Aufgaben, der nicht privatisierbar ist. 

(b) Soweit der Staat die zahlreichen Aufgaben der Gefahrenabwehr 
nicht selbst wahrnimmt/wahrnehmen kann, darf er den Bürgern die 
notwendigen Maßnahmen zum Schutze ihrer Rechte nicht ver­
sagen. Ein Verbot privater Gefahrenabwehr ist beim gegenwärtigen 
Stand der Dinge mithin ausgeschlossen. 

(c) hn Vorfeld konkreter Gefahren können private Wach- und Sicher­
heitsdienste schon aus Gründen der Gewerbefreiheit gemäß 
Art. 12 Abs. 1 LV.m. 19 Abs. 3 GG tätig werden. 

(d) Prinzipiell ist zwischen zwei Fallgruppen bei der Privatisierung 
polizeilicher Aufgabenfelder zu differenzieren: 

1) Zur Typisierung vgl. z. B. Schoch, Deutsches Verwaltungsblatt 1994, 
S. 962 f. 

10 



(aa) der Zulassung privater Gefahrenabwehr und 

(bb) der Übertragung von bestimmten Aufgabenfeldem 
staatlicher Gefahrenabwehr auf Private. 

Zu (aa): 
Bei der Zulassung privater Gefahrenabwehr kommen die überkom­
menen klassischen Felder in Frage wie: 

Werkschutz 

Objektschutz, Baustellenbewachung, Schutz von Fabriken, 
Gleisarbeiten, Atomkraftwerken (§ 7 Abs. 2 Atomgesetz, 
Schutz vor Betriebsgefahren und Schutz von außen), Schutz 
von militärischen Geländen (vgl. UZwGBw) 

Transportbegleitschutz 

Personen schutz 

Sicherheitsberatung 

Erstellung von Sicherheitsanalysen 

Kontroll- und Durchsuchungsmaßnahmen gern. § 29 c LuftVG 

Problematische Fallgruppen sind 

Absicherung von Ladenpassagen und Geschäftszentren 
(Problem: Einsatz von Privaten im öffentlichen Raum) 

Notrufschaltungen (Problem: Instrumentalisierung der Polizei 
durch private Wach- und Sicherheitsunternehmen) 

Streifendienst in gefährdeten Regionen (Problem: private 
Wach- und Sicherheitsunternehmen an sog. "verrufenen 
Orten" gern. § 104 lIStPO) 
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Ruhender Verkehr (allenfalls bei Ergänzung des § 26 StVG, 
Beleihung weisungsabhängiger privater Sicherheitsunter­
nehmen) 

Bei der oben dargestellten traditionellen Zulassung privater 
Gefahrenabwehr bleiben die Einflußmöglichkeiten der Polizei 
- zumindest im Prinzip - erhalten. Eine völlige Verlagerung der 
Aufgaben der öffentlichen Sicherheit und Ordnung auf diesen 
Feldern in den privaten Sektor hat m. E. noch nicht stattgefunden. 

Zu (bb): 
Zur Übertragung von bestimmten Aufgabenfeldem staatlicher 
Gefahrenabwehr auf Private: 
Verfassungsrechtlich zulässig ist auch die Übertragung von 
bestimmten Aufgabenfeldern staatlicher Gefahrenabwehr auf 
Private dann, wenn zureichende sachliche Gründe für eine solche 
Übertragung angeführt werden können. Insoweit gibt es einen 
weiten gesetzgeberischen Spielraum. 
Strittig ist es, ob die bloße Entlastung der Polizei, für sich genom­
men, ein derartiger zureichender sachlicher Grund für eine solche 
Übertragung sein kann,2) 
Impliziert die Übertragung staatlicher Aufgabenfelder der 
Gefahrenabwehr auf Private obendrein noch den Gewalteinsatz, 
dann ist in besonderer Weise das staatliche Gewaltrnonopol 
tangiert. Zwar wird eine solche Übertragung nicht gänzlich ausge­
schlossen sein3), aber für eine solche Übertragung müssen ganz 
besonders hohe Anforderungen an den rechtfertigenden sachlichen 
Grund gestellt werden. 
Die Übertragung staatlicher Aufgaben der Gefahrenabwehr auf 
Private kann in Form von öffentlich-rechtlichen Verträgen, aber 
auch durch Gesetze erfolgen. 
Bei einer vertraglichen Übertragung dürfte allerdings nur die 
Erledigung einzelner polizeilicher Aufgaben, nicht aber eine 

2) Verneinend z. B. Bracher, 1987, S. 180. 
3) Vgl. z. B. die Bestimmungen nach dem UZwGBw. 
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staatliche Aufgabe als solche und erst recht nicht die Übertragung 
von Eingriffsbefugnissen auf Private übertragen werden. 
Bei der gesetzlichen Übertragung können neben der Erledigung 
(von polizeilichen Aufgaben) auch staatliche Aufgaben als solche 
und im begrenzten Maße auch Eingriffsbefugnisse übertragen 
werden.4) 

Entscheidend wird bei diesen Fragen der Übertragung von polizei­
lichen Aufgaben auf Private sein, inwieweit der Zugriffs- und 
Anordnungsbereich der Polizei gegenüber den Privaten erhalten 
bleibt. Nur im Ausnahmefall sollten bestimmte Aufgaben der 
Gefahrenabwehr völlig aus dem Einflußbereich des Staates heraus­
genommen werden. 

Die Übertragung von Aufgabenfeldern, wie sie gerade dargestellt 
worden ist, ist abzugrenzen von einer Vielzahl von Sonderfonnen 
hoheitlicher Tätigkeit, die z. Z. heftig unter den Begriffen "Ange­
stellten-, Beleihungs- oder Hilfspolizeimodelle" diskutiert wer­
den.5) 

(e) Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes6) gilt 
Art. 12 GG auch für solche Berufe, die staatliche Aufgaben 
wahrnehmen, soweit Art. 33 GG keine Sonderregelungen enthält. 
Werden staatliche Aufgaben der Gefahrenabwehr Berufen außer­
halb des öffentlichen Dienstes zur Wahrnehmung übertragen, so 
kommt es darauf an, wie nahe der Beruf an den öffentlichen Dienst 
herangeführt ist (sQg. Näheprinzip). Je näher der Beruf dem 
öffentlichen Dienst steht, desto eher können die Sonderregeln 
gern. Art. 33 GG eintreten, die dann Art. 12 mit seinen Sonder­
schranken zurückdrängen. Je mehr die Eigenschaften des freien 
Berufes hervortreten, um so stärker entfaltet Art. 12 seine Wirk­
samkeit. 

4) Nach wie vor zentral Ossenbühl, WDStRL 29, 1971, S. 137 ff. 
5) Vgl. IM NW, Private Sicherheitsdienste, Abschlußbericht, 1996. 
6) BVerfGE 17, S. 377 (Bundesnotarordnung). 
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Die Schrankenproblematik des Art. 12 ist für den vielfach und zu 
Recht geforderten gesteigerten Nachweis spezifischer Sachkunde 
des Gewerbetreibenden selbst und seiner Mitarbeiter maßgeblich. 
Nach der Drei-Stufen-Theorie des Bundesverfassungsgerichtes7) 

zu Art. 12 Abs. 1 GG beträfe ein solcher Sachkundenachweis nicht 
die Berufsausübungs-, sondern die Berufswahlfreiheit. Ein solcher 
Sachkundenachweis wäre keine objektive Zulassungsvorausset­
zung8), sondern lediglich eine subjektive Zulassungsvorausset­
zung, da sie an die Person des Betroffenen anknüpft. Eine solche 
gesetzliche Schrankenregelung des Art. 12 wäre nach der Drei­
S tufen-Theorie nach dem Verhältnis mäßigkeitsgrundsatz grund­
sätzlich zulässig, soweit sie nach dem angestrebten Zweck einer 
ordnungsgemäßen Erfüllung der Berufstätigkeit sachgerecht 
erscheint und vernünftigen Erwägungen des Gemeinwohles 
entspricht. 

Wegen der nicht ganz klaren "Berufsbild-Theorie" des Bundesver­
fassungsgerichtes9) erscheint es sinnvoll zu sein, die Merkmale 
des Berufsbildes "Wach- und Sicherheitsdienste" möglichst 
einheitlich, und zwar weit unter Zuhilfenahme soziologischer 
Kriterien zu fassen. Grund: Je weiter die Merkmale des Berufs­
begriffes (jede nicht schlechthin gemeinschaftschädigende und auf 
Dauer berechnete Betätigung, die der Schaffung und Erhaltung der 
Lebensgrundlage dient) gefaßt werden, desto seltener wird die 
scharfe Schranke der objektiven Zulassungsbeschränkung der 
Berufsfreiheit (schwere Gefahren für ein überragend wichtiges 
Gemeinschaftsgut) eingreifen. Dabei sollte weiter Beachtung 
finden, daß die Ausübung eines Berufes in selbständiger 
(Gewerbetreibender selbst) und unselbständiger (Wachmann) 
Fonn als verschiedene Berufe innerhalb eines Standes angesehen 
werden dürften. 

7) BVerfGE 7, S. 377 
8) Anders z. B. Rupprecht, Die Polizei 1994, S. 47. 
9) BVerfG3 9, S. 39 (Händler loser Milch). 
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In jedem Falle erscheint jedoch die jetzige in § 34 a GewO getrof­
fene Regelung zu eng zu sein, weil sie lediglich das "Bewachungs-
gewerbe" betrifft (s. u.).· \ 

Sollen bisher von der Polizei wahrgenommene Aufgaben der 
Gefahrenabwehr auf Private übertragen werden, dann sollten damit 
möglichst keine Qualitätseinbußen für die öffentliche Sicherheit 
verknüpft sein. Deshalb sind alle Regelungen, die geeignet 
erscheinen, diesen Zielen zu dienen (Status quo der Qualitäts­
sicherung), grundsätzlich zulässig. IO) Es kann mithin von den 
Wach- und Sicherheitsunternehmen ein deutlich höherer Aus­
bildungs- und Qualitätsstandard als bisher abverlangt werden. 

1.3 Problemfelder 

(a) Strittig ist, ob die Not- und Jedermanns-Rechte für die privaten 
Sicherheitsuntemehmen eine ausreichende Rechtsgrundlage 
darstellen. Dies war bisher herrschende Meinung)l) 

Strittig ist weiter, ob insbesondere die Nothilfe gern. § 32 Abs. 2 
StGB durch professionelle Nothelfer - und zwar außerhalb der 
anerkannten Fallgruppen des Mißbrauchs des Notwehrrechtes _ 
durch das Verhältnismäßigkeitsprinzip eingeschränkt werden 
kann. Im Gegensatz zum rechtfertigen Notstand spielt bekanntlich 
das Verhältnismäßigkeitsprinzip bezogen auf eine Rechtsgüter­
ab wägung im Notwehrrecht grundsätzlich keine Rolle. Es gilt 
vielmehr der Grundsatz: Das Recht braucht dem Unrecht nicht zu 
weichen)2) Allerdings wird über das Merkmal der Gebotenheit 

10) BVerfGE 17, S. 377 (379). 

11) Vgl. z. B. Mahlberg, 1988, S. 97 f., aber auch BMI-Bericht an den Innen- und 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages, 1982; andere Auffassung: seit 
jeher Hoffmann-Riem, ZRP 1977, S. 277 f.) und nunmehr wohl auch der AKJI, 
Beschluß vom 29./30.03.1995, Erlaß von Befugnisnormen für private Sicher­
heitsdienste. 

12) Vgl. DreherlTröndle, 1993, RdNr. 17 zu § 32. 
I 
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gern. § 32 Abs. 1 StGB eine Lösung versucht, die auch den 
professionellen Nothelfer umfassen soll (strittig). 

(b) Umstritten ist, wie weit das Hausrecht reicht, und zwar bei sol­
chem befriedeten Besitztum, das der Hausrechtsinhaber zum 
Betreten für die Öffentlichkeit gewidmet hat (z. B. für Laden­
passagen, Bahnhöfe USW.») 3) 

Strittig ist weiter, ob die aus dem Hausrecht folgenden Rechte mit 
Gewalt durchgesetzt werden können. Nach dem OLG Frankfurt14) 

ist das Hausrecht gerade in solchen "semi-offiziellen Räumen" 
nicht notwehrfähig mit der Folge, daß Gewalt zur Durchsetzung 
des Hausrechtes nicht angewandt werden kann)5) 

(c) Probleme werfen insbesondere auch datenschutzrechtliche Fragen 
auf. Private Sicherheitsunternehmen unterliegen zwar auch den 
§§ 27 ff. BDSG, aber diese Vorschriften sind für Private deutlich 
weiter gefaßt als die engen Vorschriften für die öffentlichen 
Behörden. Fraglich ist deshalb, ob man in den Fällen der Gefahren­
abwehr durch private Sicherheitsunternehmen andere datenschutz­
rechtliche Maßstäbe anlegen sollte. Zum Beispiel hatte der haus­
eigene Sicherheitsdienst der Deutschen Bank heimliche Obser­
vationen von poHtischen Protestierern vor der Deutschen Bank 
durchgeführt und diese Informationen in eine eigene Fahndungs­
datei gespeichert. 

Aus Gründen des Datenschutzes und des allgemeinen Persönlich­
keitsrechtes wären auch die besonderen Ennittlungsmethoden, die 
von Privaten angewandt werden, aber nicht an die hohen Hürden 
der StPO gebunden sind, kritisch zu überprüfen. Ebenso richtig 
wie bedenklich ist deshalb die Aussage eines Vertreters privater 
Sicherheitsunternehmen, daß die privaten Sicherheitsunternehmen 

13) Dies wird z. B. vom OW Oldenburg, NJW 1985, S. 1352 bejaht, von 
Müller-Christmann, JUS 1987, S. 17 verneint. 

14) NJW 1994, S. 946. 
15) Zum Ganzen: Engeln 1989. 
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schon deshalb notwendig seien, weil sie "unbürokratischer, 
flexibler und schlagkräftiger als die Polizeien" seien. 16) 

(d) Strittig ist, ob der Gemeingebrauch öffentlicher Straßen und Plätze 
die normale Streifentätigkeit von privaten Sicherheitsunternehmen 
im öffentlichen Raum abzudecken vermag. 

(e) Klärungsbedürftig ist weiter, welche Befugnisse den Privaten 
zusätzlich zur vorläufigen Festnahme gern. § 127 Abs. 1 StPO 
zugestanden werden können. Heute ist jedenfalls unklar, was 
Mitarbeiter privater Sicherheitsunternehmen tatsächlich dürfen: 
Dürfen sie Passanten stoppen und anhalten, gezielt befragen, sie 
vom Platz verdrängen (einen Platzverweis erteilen), Observationen 
durchführen? 

(f) Die Frage der Bewaffnung der Mitarbeiter von Wach- und 
Sicherheits unternehmen ist m. E. verbesserungsbedürftig. Nach 
der wohl üblichen Verfahrensweise wird vom Sicherheitsunter­
nehmen gern. § 35 Abs. 3 WaffG der Waffenschein zum Führen 
der Waffe für "andere", nämlich für die Mitarbeiter, beantragt und 
regelmäßig auch erteilt. Hierbei wird die Zuverlässigkeit, Sach­
kunde und körperliche Eignung der Wachleute eher kursorisch 
geprüft. Besondere Gründe, die es zwingend nahelegen, daß das 
Führen von Waffen zur Eigensicherung oder zur Sicherung gefähr­
deter Schutzpersonen erforderlich ist, brauchen ebensowenig 
vorzuliegen wie der Nachweis einer qualifizierten Schießfertigkeit. 
Außerdem wird der Waffenschein auf unbestimmte Dauer erteilt. 
Insoweit sind jedoch Initiativen des BMl zur Verbesserung dieser 
Situation erkennbar. 

(g) Als reformbedürftig wird § 34 a GewO - auch wenn er (beschei­
den) durch das Verbrechensbekämpfungsgesetz verbessert worden 
ist - angesehen. 

16) Bleck, zitiert nach HelmerslMurck, Die Polizei 1994, S. 64 (67). 
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Zum einen ist § 34 a GewO ausschließlich auf die Bewachungs­
unternehmen beschränkt und erfaßt damit nicht das gesamte 
Spektrum der Wach- und Sicherheitsunternehmen. Denn der 
Bewachungsbegriff ist gern. Ziff. 1 Bewachungsverwaltungsvor­
schrift lediglich eine "Tätigkeit, die auf den Schutz des Lebens 
oder Eigentums fremder Personen gerichtet" ist. Nach dem Wort­
laut des § 34 a GewO werden damit m E. (bei funktionaler 
Betrachtungsweise) nicht erfaßt: Streifendienste, der Schutz von 
Veranstaltungen, die Begleitung im öffentlichen Personennahver­
kehr. 

Zum anderen existiert z. Z. kein anerkannter Ausbildungsberuf für 
die vielfältigen Aufgaben der privaten Wach- und Sicherheits­
dienste. Gemäß § 46 Berufsbildungsgesetz existiert nur für den 
Werkschutz, die geprüfte Werkschutzfachkraft, ein anerkannter 
Ausbildungsberuf. Ein Fachkundenachweis und eine Qualitäts­
prüfung wird deshalb vom Personal der Wach- und Sicherheits­
unternehmen nicht abverlangt. Wie dürftig die Ausbildung selbst 
der vielgepriesenen Werkschutzfachkraft ist, ergibt sich aus der 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der SPD aus 
dem Jahr 1993 17): 

Mehrjährige Berufspraxis 

ein 4-Wochen-Lehrgang 

Prüfung vor der Industrie- und Handelskammer 

In der kurzen ZeH von vier Wochen sollen offenbar die einschlägi­
gen Grundlagen des Rechtes der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung, des Gewerberechtes, des bürgerlichen Rechtes, des 
Straf- und Strafverfahrensrechtes, der Unfallverhütungsvorschrif­
ten, der Sicherungstechnik, des Schußwaffengebrauchs, der 
Eigensicherung sowie soziale Kompetenz vermittelt werden. Dies 
erscheint auf den ersten Blick nicht ausreichend zu sein. Offenbar 

17) BT-Drucksache 12/5246. 
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sollen diese unzureichenden Ausbildungszeiten bei der geplanten 
Bewachungsverordnung noch unterschritten werden (40 Std. für 
Bewachungsgewerbetreibende und 24 Std. für Bewachungsperso­
nal).18) Bereits die Empfehlung des Europarates aus dem Jahre 
1987 Nr. R (87) 19 hatte die erforderliche Qualifikation und einen 
angemessenen Bildungsstand für derartiges Personal angemahnt. 
Zu fordern sind deshalb: 

ein Ausbildungsberuf analog der geprüften Werkschutz­
fachkraft 

Ausbildungsmindestanforderungen 

zusätzliche Qualitätsanforderungen für bestimmte Aufgaben­
felder der privaten Sicherheitsunternehmen 

einheitliche staatliche Ausweise für die Mitarbeiter der Wach­
und Sicherheitsunternehmen 

(h) Weniger Probleme bereiten die Fragen der Kooperation zwischen 
der Polizei lUld den privaten Sicherheitsunternehmen. Ein enger, 
geregelter Informationsaustausch ist im beiderseitigen Interesse 
und z. B. beim Schutz kerntechnischer Anlagen aufgrund atom­
rechtlicher Bestimmungen ausdrücklich vorgesehen. 

Bei den Gefahrenmeldern hat die gemeinsame Arbeitsgruppe, 
"Richtlinien für Gefahrenmeldeanlagen" eine m. E. sachgerechte 
Lösung gefunden, die insbesondere eine Instrumentalisierung der 
Polizei durch Private verhindert. Es geht nicht, daß private 
Sicherheitsunternehmen lediglich die bei ihnen auflaufenden 
Meldungen schlicht an die Polizei zur weiteren Veranlassung 
weitergeben oder gar den Einsatz der Polizei konkret initiieren. 
Denn damit wird die gesamte Fehlalarmproblematik der Polizei 
aufgebürdet. Insoweit ist zwischen Einbruchsmeldern und Über­
fallmeldern sowie zwischen alten und neuen, nahezu falschalarm-

18) VgL Hugo, Zeitschrift für Wirtschaft, Kriminalität und Sicherheit 1995, 
S. 18 ff. 
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frei arbeitenden Geräten bei Einbruchsmeldern zu differenzieren. 
Es ist grundsätzlich bei Einbruchsmeldern eine Vorprüfung durch 
private Sicherheitsunternehmen durchzuführen. Bei Falschalarmen 
wird eine Gebührenregelung nach landesrechtlichen Vorschriften 
für die polizeiliche Inanspruchnahme empfohlen.19) 

Ein geregelter Informationsaustausch von privaten Sicherheits­
unternehmen zur Polizei wie z. B. die Zusendung der Listen 
geschützter Objekte und Personen, Einsatzpläne bei dem Schutz 
von Veranstaltungen, Meldungen von festgestellten Straftaten 
usw., ist sinnvoll und notwendig. 
Die Informationen von der Polizei - insbesondere den Beratungs­
stellen - zu den privaten Sicherheitsunternehmen müssen natürlich 
den Datenschutzvorschriften genügen. Für eine beratende, unter­
stützende bürgernahe Polizei ist ein Informationsaustausch so­
lange unproblematisch, solange die erforderliche Distanz zu den 
privaten Sicherheitsunternehmen gewahrt bleibt.20) 

(i) Umstritten und problematisch ist m. E. die Frage nach einem 
"Gesetz über Aufgaben und Befugnisse privater Sicherheits­
dienste" , das in die Zuständigkeitsbereiche der Innenressorts 
fallen soll. Unter den Befürwortern sind zu nennen der Bericht des 
Landes Nordrhein-Westfalen21), Hetger22) und wohl auch die AG 
des AK 1I.23) Anderer Auffassung war - zumindest - der BMI, der 
in seinem Bericht an den Innen- und Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages aus dem Jahre 1982 eine "gesetzliche 
Sonderregelung für nicht unproblematisch" hielt, da damit eine 
Tendenz zur Verselbständigung der Sicherheits unternehmen 

19) Richtlinien für Gefahrenmeldeanlagen "Wach- und Sicherheitsunternehmen" , 
Gemeinsame Arbeitsgruppe des AK TI, bestehend aus UALEX, AG Kripo, TK 
und ad-hoc-Ausschuß "Recht der Polizei" vom 16.06.1994. 

20) Vgl. hierzu Vahlenkamp, Knauß, BKA-Forschungsreihe Bd. 33, 1995, S. 392. 
21) Bericht des Landes Nordrhein-Westfalen "Das private Wach- und Sicherheits­

gewerbe in der Bundesrepublik Deutschland" 1994, S. 31 ff. 
22) Hetger, Das Sicherheits gefühl der Bürger aus polizeilicher Sicht, S. 39 ff. 
23) Arbeitsgruppe des AK n "Erlaß von Befugnisnormen für private Sicherheits­

dienste" . 
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gefördert werden könnte. Das Aufgreifen der Problematik durch 
den Bundesgesetzgeber würde vermutlich zu einer erheblichen 
Ausdehnung der Befugnisse privater Sicherheitsunternehmen 
führen, weil im Gesetzgebungsverfahren der Druck der privaten 
Sicherheitsunternehmen in diese Richtung gehen dürfte. Auf 
politischer Ebene würde eine solche Tendenz bei den Wirtschafts­
politikern sicherlich auf offene Ohren stoßen und möglicherweise 
zu Meinungsverschiedenheiten zwischen den Innen- und 
Wirtschaftsressorts führen. 

Problematisch erscheint mir insoweit auch, daß damit eine "Ver­
doppelung von Eingriffsbefugnissen" einhergehen dürfte. Die 
privaten Gewalten, die mit der Staatsgewalt schon heute faktisch 
konkurrieren, würden damit eine rechtliche Aufwertung erfahren. 

Bei einer solchen gesetzlichen Regelung müßte auf jeden Fall ein 
staatlicher Kernbereich auch im Bereich der Gefahrenabwehr 
erhalten bleiben, der sozusagen die Grenze zum Untennaßverbot24) 

beschreibt. Mit Sicherheit wird ein derartiges Gesetz hilfreiche 
Klarstellungen bringen, aber möglicherweise auch ein Signal für 
den Bürger sein, daß der bisher bestehende stabile staatliche 
Ordnungsrahmen verwischt wird. 
Vielleicht ist eine "kleine", landesrechtliche Regelung pragma­
tischer und flexibler. 

24) BVerfG, NJW 1993, S. 1767. 
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2 Kriminologischer Teil 

2.1 Das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung als 
zentrale Größe fiir die Polizei 

Das Sicherheits gefühl ist für die Polizei eine zentrale Größe. Denn das 
Sicherheitsgefühl korrespondiert offenbar mit den vielfältigen Sicher­
heitserwartungen der Bevölkerung an den Staat und damit an die 
Polizei. 
Der Begriff des Sicherheitsgefühls ist im Gegensatz zu Hetger25) 

deutlich weiter als der Begriff der Kriminalitätsfurcht Denn der Begriff 
Sicherheit umfaßt nicht nur den Schutz vor Kriminalität, sondern auch 
den Schutz vor Krankheit, sozialem Abstieg, Inflation und Depression, 
Umweltbeeinträchtigung, Krieg usw. Die Kriminalitätsfurcht ist damit 
ein Unterfall des Sicherheitsgefühls, freilich der für die Polizei wohl 
wichtigste Unterfall. Allerdings ist - oft von der Polizei übersehen - die 
Beunruhigung der Bevölkerung über die Entwicklungen im sozialen, 
wirtschaftlichen und politischen Bereich bei weitem stärker ausgeprägt 
als die Kriminalitätsfurcht.26) 

Einsinkendes Sicherheits gefühl der Bevölkerung ist jedenfalls ein 
Anzeichen für sinkendes Vertrauen in die Funktionsfähigkeit von 
Polizei (und Justiz) und kann 

zur Abnahme des Anzeigeverhaltens (und der Unterstützungs­
bereitschaft der Bevölkerung) und 

zur Distanz und Gleichgültigkeit der Bevölkerung bei der Mitwir­
kung in den neuen kriminalpräventiven Kooperationsverfahren und 
Bemühungen führen. 

Der Hauptgrund für eine Nichtanzeige einer Straftat bei der Polizei 
besteht - neben der Geringwertigkeit des Schadens - darin, daß nach 

25) Hetger, a. a. O. (FN 22) , S. 39. 
26) Z. B. Boers, Kerner, Kurz, Pressemitteilung vom 28.09.1995, S. 4; ebenso 

Dölling, Hermann, Simsa, 1995, S. 69 (72). 
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Einschätzung der Betroffenen "die Polizei auch nichts hätte machen 
können" (um 50 %) oder darin, daß "die Polizei doch nichts dagegen 
gemacht hätte" (über 20 %).27) 

Mit der Abnahme dieses wichtigen Informationspotentials aus der 
Bevölkerung sind mithin zwangsläufig quantitative, aber auch qualita­
tive Einbußen bei der Kriminalitätsbekämpfung zu besorgen. 
Zudem kann die Abnahme der subjektiven Sicherheit bei einzelnen 
Bürgern, insbesondere bei älteren Menschen, zu einem Rückzug in die 
soziale Isolation führen, der sogar in einer Desozialisation enden kann. 
Das Sicherheitsgefühl ist damit auch ein Indikator für die ent­
sprechende Lebensqualität der Betroffenen. 

Für die Polizei ist damit nicht nur die Gewährleistung der objektiven 
Sicherheit zentral, sondern die subjektive Sicherheit des einzelnen muß 
notwendiger Richtpunkt kriminalpolitischer und kriminalpräventiver 
Bemühungen werden. 

2.2 Neuere empirische Erkenntnisse 

(a) Im Jahre 1990 hatte die kriminalistisch-kriminologische 
Forschungsgruppe des BKA in Zusammenarbeit mit dem Max­
Planck-Institut in Freiburg eine umfassende Dunkelfeld­
untersuchung vorgenommen, bei der auch Fragen zum Sicherheits­
gefühl der Bevölkerung gestellt wurden.28) 

Zur Vorbereitung des geplanten Forschungsprojektes wurde im 
November 1994 EMNID damit beauftragt, zu einzelnen Aspekten 
der inneren Sicherheit (10 Fragen) eine Repräsentativumfrage in 
Gesamtdeutschland vorzunehmen (2.000 befragte Personen). 7 der 
10 Fragen betrafen Replikationsfragen zu Themen, die bereits 1990 
erfragt wurden. Drei Fragen betrafen das geplante 

27) Heinz. Spieß, 1995, S. 102 (107). 
28) Kury, Dönnann u. a., 1992. 

23 



--- -- -- -----------

Forschungsprojekt. Die Endbearbeitung dieser Erhebung ist noch 
nicht abgeschlossen.29) 

Wesentliche Ergebnisse: 

(1) Polizeibewertung 

Der Aussage: "Im allgemeinen sind heute die meisten Polizisten 
freundlich und verständnisvoll" stimmten 

im Osten voll und ganz 21 % und 
im Westen 28 % zu. 

Die skeptischere Einstellung gegenüber der Polizei in den neuen 
Bundesländern wird durch eine weitere Frage untermauert: 

"Wie gut arbeitet die örtliche Polizei nach ihrer Ansicht bei 
der Verbrechensbekämpfung?" 

Der Anteil derjenigen, die mit der Polizei arbeit bei der Ver­
brechensbekämpfung 

im Osten nicht zufrieden sind (Arbeit der Polizei sei nicht so 
gut, ziemlich schlecht oder sehr schlecht), betrug 47 % 
(1990: 43 %), 
im Westen dagegen nur 20 % (1990: 16 %). 

Für den Westen wurden ähnliche Werte von Heinz und Spieß30) 
ermittelt. 

(2) Vermutetes Kriminalitätsrisiko / Unsicherheit in der eigenen 
Wohngegend 

Auf die Frage, wie die Befragten das Risiko einschätzen, in ihrer 
eigenen Wohngegend innerhalb der nächsten 12 Monate auf der 
Straße beraubt zu werden, hielten dies für sehr wahrscheinlich: 

im Osten: 39 % 
im Westen: 23 % 

29) Dörmann, 1996. 
30) Heinz, Spieß, 1995, S. 93 (112 ff.). 
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angepöbelt zu werden: 
im Osten: 58 % 
im Westen: 37 % 

Opfer eines Wohnungseinbruches zu werden: 
im Osten: 36 % 
im Westen: 27 % 

Entsprechend sicher/unsicher halten die Befragten ihre Gegend, 
nämlich ziemlich unsicher oder sehr unsicher: 

im Osten: 31 %(1990: 17%) 
im Westen: 19 % (1990: 13 %) 

Die berühmte Standardfrage: "Fühlen Sie sich nachts, allein, 
draußen in der eigenen Wohngegend unsicher (ziemlich/sehr)?", 
bejahten: 

im Osten: 56 % 
im Westen: 30 % 

(3) Zmn Verhältnis vom Sicherheitsgefühl zu den privaten Wach­
und Sicherheitsdiensten 

Auf die Frage: 
"Wenn die Polizei hier mehr Fußstreifen durchführte und auf­
paßte", würden sich 

im Osten nur noch 11 % 
im Westen nur noch 9 % unsicher fühlen. 

Auf die Frage, ob in ihrer Wohngegend Fußstreifen durch die 
Polizei/ durchWachleute/durch Nachbarn oder überhaupt nicht 
durchgeführt werden sollten, ergaben sich folgende Ergebnisse 
(in Prozent): 

für die Polizei 
für private Wachleute 
für Nachbarn 
überhaupt keine Fußstreife 

Ost 
76 
13 
2 
8 

West 
69 
12 
4 
15 
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Schließlich wurde gefragt, wie groß die Bereitschaft sei, sich 
selbst gegen Kriminalität zu schützen. Das Statement mit nega­
tivem Stimulus lautete: 
"Das Risiko, Opfer einer Straftat zu werden, ist nicht sehr groß. 
Deshalb hat es wenig Sinn, sich Kosten und Beschränkungen für 
persönliche zusätzliche Schutzmaßnahmen aufzuerlegen". 
Diese Aussage lehnten ab: 

im Osten: 63 % 
im Westen: 58 % 

(b) Boers, Kerner und Kurz3!) kommen bei ihren Ergebnissen zur 
Kriminalitätsfurcht teilweise zu anderen Ergebnissen. Nach ihren 
Untersuchungen konnte bei der Kriminalitätsfurcht und bei der 
persönlichen Risikoeinschätzung in den neuen Bundesländern im 
Jahre 1995 durchweg erfreuliche Abnahmen gegenüber den 
Vorjahren festgestellt werden. Sie kommen zu dem Ergebnis, daß 
bei der Kriminalitätsfurcht in Ost und West eine weitgehende 
Angleichung stattgefunden habe. 

(c) Schließlich soll auf die in Baden-Württemberg im Jahre 1994 
durchgeführte Bevölkerungsumfrage in Calw, Freiburg, Ravens­
burg und Weingarten hingewiesen werden.32) Besonders interes­
sant erscheint in diesem Zusammenhang, daß nur 0,4 % der 
Befragten in Ravensburg/Weingarten die Auffassung vertraten, daß 
es sinnvoll sei, gegen Kriminalität private Sicherheitsdienste 
einzusetzen. Die Empfehlungen der Bevölkerung bezogen sich im 
wesentlichen darauf, 

die Präsenz der Polizei zu verstärken: 27,7 % 
Jugend- und Freizeitangebote zu verbessern: 16,4 % oder 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen einzuleiten: 9,9 %.33) 

31) A. a. O. (FN 26). 
32) Vgl. Feltes, 1995, S. 11 ff. 
33) Heinz, Spieß, a. a. O. (FN 27 / S. 117). 

26 



2.3 Der Begriff des Sicherheitsgefühls, 
kriminologische Erkenntnisse 

Wie oben dargestellt, wird das Sicherheitsgefühl als Oberbegriff von 
dem engeren Begriff der KriminalitätsfurchtNerbrechensfurcht mitbe­
stimmt. 

Aber auch der Begriff der Krlminalitätsfurcht umfaßt die verschieden­
sten Facetten und ist insgesamt ein recht schwammiger Begriff. Des­
halb wird er teilweise als Konstrukt angesehen, jedenfalls kontrovers 
diskutiert. Bereits die klassische Standardfrage, ob man sich im 
eigenen Wohngebiet nachts, alleine, draußen unsicher fühle, hat unter 
Umständen keinen Kriminalitätsbezug, weil z. B. ältere Menschen 
Angst haben, zu stürzen, Kranke sich draußen vor einer Attacke 
sorgen und Nachtblinde gegen einen Baum laufen könnten. 
Meines Erachtens sollte bei der Kriminalitätsfurcht zwischen folgenden 
vier Faktoren unterschieden werden: 

(a) Die generelle Einschätzung der Kriminalitätsentwicklung (gesell­
schaftsbezogene Besorgnis). 
Hier scheint es so zu sein, daß je globaler diese Kriminalität 
eingeschätzt wird, desto gravierender sie auch beurteilt wird. 
Offenbar spielt hier der Medieneffekt eine entscheidende Rolle. 

(b) Die persönliche Risikoeinschätzung, innerhalb des nächsten 
Jahres Opfer einer bestimmten Straftat zu werden. 

(c) Die engere, persönliche Befürchtung, Opfer von Straftaten zu 
werden. 

(d) Das konkrete Schutz- und Vermeidungsverhalten des Betroffenen. 

Bei der Kriminalitätsfurcht gibt es also einen gesellschaftlichen Faktor 
und drei persönliche Faktoren. 
Diese Faktoren des Begriffes der Kriminalitätsfurcht dürfen freilich 
nicht isoliert betrachtet werden, sondern sind eingelagert in das 
jeweilige Ausmaß subjektiver Beunruhigungen und Bedrohungen. 
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Allerdings gibt es - zum Teil umstritten - weitgehend feststehende 
Erkenntnisse zur Kriminalitätsfurcht, die immer wieder in empirischen 
Erhebungen bestätigt werden: 

Die Kriminalitätsfurcht ist bei Frauen größer als bei Männem 
(Gründe: erhöhte Vulnerabilität im Sinne körperlicher Unterlegen­
heit, aber auch psychologische Gründe, höhere Angstwerte bei 
Frauen). 

Die Kriminalitätsfurcht nimmt mit zunehmender Wohnortgröße zu 
(Gründe: Anonymität, größere soziale Distanz, festeres soziales 
Netzwerk in kleineren Orten USW.)34) 

Umstritten ist die These, ob mit zunehmendem Alter auch die 
Kriminalitätsfurcht zunimmt. Offenbar ist die Kriminalitätsfurcht 
bei jungen Menschen (unter 20) deutlich höher als bei den 40- bis 
50jährigen. Häufig ist ein Anstieg der Kriminalitätsfurcht bei den 
über 60jährigen zu verzeichnen. Insoweit lassen sich wohl kaum 
feste Kausalitätsbeziehungen feststellen. 

Wenn auch in Einzelheiten umstritten, kann gesagt werden, daß 
Opfer bei einer Vorviktimisierung im persönlichen Nahraum 
(Wohnungseinbruch) oder bei schweren Viktimisierungen eine 
höhere Kriminalitätsfurcht aufweisen. 

Es gibt in jeder Stadt spezifische Furchträume, die nicht mit der 
tatSächlichen, objektiven Kriminalität, deckungsgleich sein müs­
sen.35) 

Es scheint einen Zusammenhang zwischen bestimmten Medien­
konsum und der Kriminalitätsfurcht zu geben, sogenannter 
Medieneffekt.36) 

34) Z. B. ipos 1995, S. 70. 
35) Obergfell-Fuchs, Kury, 1995, S. 31 (66). 
36) Obergfell-Fuchs, Kury,1995, S. 66. 
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Es gibt offenbar auch einen Zusammenhang zwischen Kriminali­
tätsfurcht und der subjektiven Einschätzung der Effizienz der 
Polizei.37) 

Das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung, das in diesem Projekt im 
Mittelpunkt des Interesses steht, dürfte zusätzlich von folgenden 
Aspekten abhängig sein, z. B.: 

vom Netz der sozialen Beziehungen (soziale Einbindung) 

von den getroffenen öffentlichen/privaten technischen Sicherungs­
maßnahmen 

von der Erreichbarkeit der Polizei 

vom sogenannten Betreuungsfaktor der Polizei insbesondere bei 
Nacht (in Baden-Württemberg z. B. ein Verhältnis von z. Z. 
1 : 10 000) 

von der Einbindung der Bürger in kriminalpräventive Aktivitäten 
der Kommunen usw. 

von der Distanz oder der Nähe der Bürger zur Polizei und natür­
lich auch 

vom Einsatz privater Sicherungsdienste. 

Interessant dürfte in diesem Zusammenhang auch die Frage sein, ob es 
eine Art Schwelle hoher Kriminalitätsbelastung gibt, bei der die 
Bereitschaft der Bevölkerung zur Zusammenarbeit mit der Polizei im 
Rahmen kriminalpräventiver Aktivitäten abnimmt oder gar auf null 
reduziert wird. 

37) AhIf, 1994, S. 289 (294) m. w. N. 
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2.4 Thesen 

(a) Für das Anwachsen privater Sicherheitsunternehmen können 
zumindest zwei Erklärungsansätze in Frage kommen: 

Nach der Vakuum-These drängen die privaten Sicherheits­
unternehmen in das dem Staat verlorengegangene oder vom 
Staat aufgegebene "Terrain". Weil die Polizei nicht mehr in 
der Lage ist, diese Felder zu besetzen, rücken die privaten 
Sicherheitsunternehmen nach. 

Nach der Markt-These ist das Wachstum privater Sicher­
heitsunternehmen dadurch zu erklären, daß sie nach den 
ökonomischen Gesetzen des Marktes entsprechende Ange­
bote unterbreiten, die nun ihre eigene Nachfrage schaffen. 
Damit ergibt sich eine Art Eigendynamik zur Vergrößerung 
des Sektors der privaten Sicherheitsunternehmen. 

(b) Für das Verhältnis der Polizei zu den privaten Sicherheitsunter­
nehmen sind folgende Fragestellungen interessant, die einzelne 
Polizeibeamte aber auch ganze Gruppen ehemaliger Mitglieder 
staatlicher Sicherheitsdienste betreffen: 

30 

Inwieweit haben private Sicherheitsunternehmen vom Abwan­
dern einzelner Polizeibeamter, aber auch von den Sicherheits­
kräften der Sicherheitsdienste der DDR profitiert? So wird 
z. B. in den neuen Bundesländern beobachtet, daß bestimmte 
Bewachungsunternehmen zu Sammelbecken ehemaliger 
NVA-Offiziere und Angehörige der Staatssicherheit werden. 
Hält dieser Prozeß an? 

Wie sehen die Möglichkeiten privater Sicherheitsunternehmen 
aus, an polizeiliche Daten und Informationen zu gelangen? 
Spielen insoweit die abgewanderten Polizeibeamten eine 
Schlüsselrolle (the old boy's network)? 

In welchem Ausmaß sind Polizeibeamte im Rahmen von 
Nebentätigkeiten bei privaten Sicherheitsdiensten beschäftigt? 



Wird die Polizei gerade in besonders stark kriminalitäts­
belasteten Gebieten, besonderen sozialen Brennpunkten, von 
den Bürgern nicht mehr nur als Gegner, sondern als die 
einzige verläßliche neutrale Instanz angesehen? 

(c) Wie werden private Sicherheitsunternehmen von der Bevölkerung 
beurteilt/eingeschätzt 

als Dienstleister 
als Bedrohung 
als Polizeiersatz usw.? 

Die hier thesenhaft aufgeführten Fragestellungen sollten zumindest 
teilweise im empirischen Teil des geplanten Forschungsprojektes 
untersucht werden. Die Meinung der Bürger zum Problemfeld "Private 
Sicherheitsunternehmen" ist nach wie vor die große Unbeckannte. 
Deshalb erscheint es notwendig zu sein, im geplanten empirischen Teil 
des Forschungsprojektes - viel differenzierter und genauer als in der 
EMNID-Umfrage 1994 geschehen - gerade die Auffassung der Bürger 
zum Problemfeld zu erfragen und zu untersuchen, damit diese Ergeb­
nisse in den organisatorischen und gesetzgeberischen Planungen! 
Maßnahmen die erforderliche Berücksichtigung finden können. 
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Thesen zur Privatisierung 

Rainer Pitschas 

1. Die Gefährdungen der Inneren Sicherheit in der Bundesrepublik 
Deutschland wie in der Europäischen Union (EU) insgesamt sind 
heute offenbar. Über den Nachweis im einzelnen läßt sich zwar 
streiten, doch bleiben sowohl die Zunahme der Alltagskriminalität 
als auch der Jugendkriminalität und der Organisierten Kriminalität 
objektiv bedrohlich. Hinzu tritt immer stärker das Wachstum von 
gesellschaftlicher Gewalt, ein intensiver, objektloser Haß. Es 
droht das Ende des Sozialen. 

2. In dieser Situation verlieren wachsende Teile der Gesellschaft ihr 
Vertrauen darin, daß der Staat die Innere Sicherheit als Gesamtheit 
des Schutzes vor Kriminalität und der Maßnahmen aktiver 
Friedenssicherung im nationalen wie supranationalen Bereich auch 
künftig allein und hinreichend zu gewährleisten vermag. Der 
Vertrauensverlust der Bürger wird durch die zunehmende Ohn­
macht der Polizei- und Sicherheitsbehörden bei der Bekämpfung 
der Kriminalität verstärkt. In die dadurch geöffnete Bresche der 
institutionellen Sicherheitsgewähr springt das private Sicherheits­
gewerbe. Herstellung und Garantie von Innerer Sicherheit werden 
zu einem lukrativen Wirtschaftsgut; seine Produzenten ziehen auf 
dem "Sicherheitsmarkt" durch entsprechende Angebote mehr und 
mehr die Nachfrage zahlungskräftiger und -williger Bürger auf 
sich. Innere Sicherheit befindet sich auf dem Weg zu faktischen 
Privatisierung. 

3. Die skizzierte Entwicklung wirft im "schlanken Staat" die Frage 
nach dem künftigen Gehalt und der zukünftigen Reichweite der 
Staatsaufgabe "Innere Sicherheit" auf. Zu klären bleibt zunächst 
und einerseits, was davon als "Kemaufgabe" dem Staat zu ver-

35 



wirklichen vorbehalten bleibt und ob im Aufgabenbereich der 
Inneren Sicherheit überhaupt Private zu einer funktionalen 
Arbeitsteilung zugelassen werden dürfen. Doch beharren weder 
der Europäische Verfassungsstaat noch das kooperative Staats­
verständnis des Grundgesetzes darauf, daß eine ausschließliche 
Gewährleistungs- und Erfüllungsverantwortung des Staates für die 
Innere Sicherheit besteht. Allerdings stellt sich hieran an­
schließend und andererseits die Frage, was "privatisiert" werden 
darf und ob bei der "Herstellung" Innerer Sicherheit durch Dritte 
(= Private) eine Garantenstellung der öffentlichen Hand fortbe­
steht. Es geht m. a. W. um die Suche nach einem neuen Organisa­
tionsmodell der Aufgabenzuweisung und -erfüllung im Sektor der 
Inneren Sicherheit jenseits einer bloß fiskalischen Einsparungs­
perspekti ve. 

4. Aus dieser Perspektive führt das Konzept einer funktionalen 
Mehrfachzuständigkeit für Innere Sicherheit mit gestuften Verant­
wortungen über die vereinfachende Dichotomie Staat-Private weit 
hinaus. Selbst der verfassungsrechtliche Ausschluß einer mate­
riellen Aufgabenprivatisierung zwänge nicht zur fortgesetzten 
Eigendurchführung innerer Sicherheitsanstrengungen durch die 
Polizeibehörden - oder anders ausgedrückt: Die umfassende 
Verantwortlichkeit des Staates für die Innere Sicherheit und den 
inneren Frieden bedingt nicht seine Alleinzuständigkeit zu deren 
Schutz bzw. eigenhändiges Handeln zu deren Gewährleistung. Die 
staatliche Organisationskompetenz berechtigt vielmehr die Polizei­
und Sicherheitsbehörden zum Rückzug in die Garantenstellung bei 
Verlagerung der Aufgabenwahmehmung auf andere öffentliche 
InstitutionenlTräger und Private. 

5. Allerdings gilt es, die "richtigen" Felder der Betätigung Dritter 
einschließlich privater Sicherheits dienste auszuweisen. Dabei 
stellt sich ein grundsätzliches Problem, nämlich die ausreichende 
Steuerung der Aufgabenerfüllung im Sektor der Inneren Sicherheit 
durch "Verwaltungshilfe" bzw. durch "Verwaltungssubstitution" 
effektiv zu gewährleisten. Die öffentliche Hand darf nicht auf eine 
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faktisch ausgehöhlte GarantensteIlung zurückgeworfen werden. 
Zur Entwicklung entsprechender verwaltungsrechtlicher (Gegen-) 
Modelle einer pluralen Sicherheitspartnerschaft, die dem Koopera­
tionsspektrum zwischen staatlicher, öffentlich-selbstverwalteter 
und privater Aufgabenerfüllung rechtliche Strukturen geben 
könnte, dient das "Sicherheitspolitische Mitwirkungsverhältnis" 
als rechtsdogmatischer Rahmen. 

6. Die "innere" Verdichtung dieses Mitwirkungsverhältnisses ist über 
die verfassungs- und verwaltungsrechtliche Ausgestaltung der 
Steuerungspflicht bereichsweiser Sicherheitspartnerschaften 
hinaus insgesamt ein staatswissenschaftliches Anliegen. Denn 
Verantwortungskategorien und Aufgabentypen der kooperativen 
Gewährleistung Innerer Sicherheit zueinander in Beziehung zu 
setzen, mündet in eine praxisgeleitete Theorie der Regulierung 
privater Sicherheitsgewähr ein. Sie ist wegen ihrer Zusammen­
hänge mit der "Ökonomisierung" des Rechts, der Verwaltungs­
modernisierung im "schlanken" Staat und im Hinblick auf die 
Privatisierungsfolgen von Rechts- und Verwaltungswissenschaft 
gemeinsam mit der Ökonomie und Politikwissenschaft zu erarbei­
ten. Einzubeziehen sind ferner (und vorrangig) kriminologische 
und kriminalpolitische Beiträge zur Anatomie und Analyse von 
Kriminalitätsentwicklung und Sicherheitserwartungen der Bürger. 

7. Auf dem Prüfstand der in diesem Sinne angelegten Kooperation 
zwischen Polizei- bzw. Sicherheitsbehörden mit Privaten stehen 
zunächst und einerseits die bestehenden Kompetenzen des 
Sicherheitsgewerbes wie z. B. die stellvertretende Wahrnehmung 
des Hausrechts, die Nothilfe und das Handeln im Notstand. Als 
punktuelle Handlungsbefugnisse gestatten sie bisher nicht einen 
breitenwirksamen Beitrag Privater zur Gewährleistung Innerer 
Sicherheit. Ebensowenig ermöglichen sie durchgreifend effektives 
vorbeugendes Handeln. Auf der anderen Seite bleibt darauf zu 
achten, daß weitergehende Kompetenzzuweisungen und Rege­
lungsvorschläge zur "Privatisierung" gegenwärtig polizeilicher 
Aufgaben in bezug auf die zu konstituierenden privaten ("markt-
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gängigen") Ausübungsrechte nicht generell die Not- und 
ledermannsrechte aller Bürger in den von diesen Rechten 
umschriebenen Situationen überschreiten dürfen. Andernfalls 
würde Innere Sicherheit vom öffentlichen (Gemeinwohl-)Gut zum 
Privatgut mit allen Konsequenzen für den sozialen und Rechts­
frieden mutieren. In diesem Sinne sind auch stringente Anforde­
rungen an § 34a GewO n. F. und die "Verordnung über das 
Bewachungsgewerbe" zu stellen. 

8. Über die Zuweisung punktueller Kompetenzen hinaus bedarf in 
dem erwähnten Rahmen das zu schaffende künftige Organisations­
modell der Sicherheitspartnerschaft für die funktionale Arbeits­
teilung unter den Beteiligten ("Partnern") der Entwicklung eines 
Konzepts abgestufter Erfüllungs-, Beratungs-, Überwachungs-, 
Organisations- und ggf. Einstandsverantwortung bei "Schlecht­
erfüllung" auf seiten des privaten Sicherheitsgewerbes. Hierfür 
sind zunächst und entsprechend den Stufen der verfassungsrecht­
lich geWährleisteten individuellen Sicherheitssphäre einzelne 
Gestaltungsfelder zukünftig vermehrt anderweitiger und/oder 
privater Sicherheitszuständigkeit und -vorsorge zu benennen. Zu 
ihnen zählen - im Sinne einer Abstufung je kompetenzieller 
Reichweite - die unmittelbaren Gefährdungen persönlicher Sicher­
heit und damit verbundene Verweisungskompetenzen der Polizei 
auf Private (Notrufschaltungen, Streifgänge vor Privathäusem 
u.a.m.), der Schutz von Geschäftszentren und Ladenstraßen, die 
Durchführung von Groß veranstaltungen im privaten Bereich, der 
Schutz des öffentlichen Personenverkehrs sowie sozialer Brenn­
punkte in Regionen. 

9. Für die Zuweisung der Verantwortung im einzelnen bedarf es 
unabdingbar rechtlicher (gesetzlicher) Grundlagen. Deren Formu­
lierung ist als "Gemeinschaftsaufgabe" von Bund und Ländern zu 
begreifen. 
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Statement aus der Sicht des öffentlichen 
Rechts 

Volkmar Götz 

I. Unterschiedliche Bereiche der Betätigung des 
privaten Sicherheitsgewerbes 

1. Sicherheitsgewerbe im Auftrag der Inhaber gefährdeter Rechte 
und RechtsgUter: Der vom Sicherheitsgewerbe besetzte Raum von 
Aufgabenfeldern auf den Gebieten des Objekt-, Werk-, Personen­
und Transportschutzes (nebst weiteren angrenzenden Schutz­
dienstleistungen) wird durch privatrechtliche Schutzaufträge der 
jeweiligen Rechtsinhaber (Unternehmen, Privatpersonen, öffent­
liche Unternehmen, Verwaltungen einschließlich der Bundeswehr) 
legitimiert. Die Betätigung der Sicherheitsunternehmen ist nicht 
polizeilicher Natur, sondern bezieht ihre Grundlagen aus dem 
Selbstschutz der Rechtsinhaber. Ich gehe davon aus, daß dieser 
etablierte und expandierende Raum des Sicherheitsgewerbes nicht 
der eigentliche Gegenstand des Forschungsprojektes ist, zumal er 
in der letzten Zeit das Interesse zahlreicher Untersuchungen und 
Tagungen gefunden hat. Daher sind die insoweit aufzuwerfenden 
Fragen, etwa die notwendige Verbesserung der gewerberechtlichen 
Überwachung des Sicherheitsgewerbes, nicht Gegenstand meiner 
Überlegungen. 

In Erwiderung auf die von anderer Seite geäußerten Vorstellungen 
möchte ich aber Bedenken dagegen äußern, den Sicherheitsunter­
nehmen die Ausübung der allgemeinen Notrechte und Jedermanns­
befugnisse streitig zu machen. Bekanntlich beruht die effektive 
Durchsetzung des den Unternehmen erteilten Sicherungsauftrages 
darauf, daß diese Notwehr und Nothilfe (§§ 227 BGB, 32 StGB), 
Selbsthilfe (§§ 229 ff. BGB) und Besitzwehr (§§ 859, 860 BGB) 
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üben, und vorläufige Festnahmen nach § 127 Abs. 1 StPO vorneh­
men und auf diese Weise den Schutz der ihnen anvertrauten 
Personen und Objekte bewirken können. Die Sicherheitsunter­
nehmen kommen mit diesen Jedermannsrechten aus. Sie verlangen 
nicht ihre Erweiterung. Ein Wegargumentieren dieser Jedermanns­
rechte oder gar gesetzliche Beschränkungen hätten jedoch fatale 
Folgen. Sie wären als Eingriffe in die gewerbliche Betätigung unter 
dem Blickwinkel des Art. 1200 vielleicht noch hinnehmbar. Als 
Eingriffe in den Schutz der betroffenen Personen- und Eigentums­
rechte (Art. 2 Abs. 2, 1400) wären sie es nicht mehr: Der Staat, 
der den Rechtsinhabern das Recht beschnitte, sich von gewerb­
lichen Sicherheitsunternehmungen wirksam schützen zu lassen, 
müßte sich die Frage gefallen lassen, ob er die von ihm in den 
Selbstschutz geschlagene Lücke durch entsprechende ständige 
Polizeipräsenz zu kompensieren in der Lage wäre. Auch der 
Vorstellung, die Sicherheitsunternehmen dürften jedenfalls nicht 
vom öffentlichen Raum aus eingreifend tätig werden (Beispiel: 
Verhinderung der Zerstörung von Fassaden durch Steinwürfe) 
wäre entgegenzutreten. 

2. "Privatisierung von Aufgabenfeldern der Polizei" durch "Über­
tragung" auf die Sicherheitsunternehmungen: Dieser engere und 
eigentliche Gegenstand des Forschungsprojektes faßt die Erfüllung 
polizeilicher Aufgaben durch die Sicherheitsunternehmungen ins 
Auge. Diese würden insoweit in polizeilichem Auftrag handeln. 
Damit würden die Sicherheitsunternehmungen in einer ent­
sprechenden Funktion, nämlich in einer Polizeifunktion handeln. 
Dies wäre ein qualitativer Sprung. Wieweit in Einzelfällen solches 
Tätigwerden des Sicherheitsgewerbes im Polizei auftrag bereits 
jetzt stattfindet, vermag ich nicht zuverlässig zu beurteilen. Der 
Gedanke wird jedenfalls für stationäre und mobile Verkehrs­
geschwindigkeitskontrollen, Überwachung von Ladenstraßen, 
Schutz von Groß veranstaltungen und vielleicht auch für Streifen­
dienste erwogen. 
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3. Zwischen die herkömmliche Betätigung des Sicherheitsgewerbes 
im Auftrag des Inhabers gefährdeter Rechtsgüter und die experi­
mentell erwogene "Übertragung" von Aufgabenfeldern der Polizei 
auf die Sicherheitsunternehmungen schiebt sich als Obergangs­
zone eine Zusammenarbeit von Polizei und Sicherheitsunter­
nehmungen: Die nach wie vor von Privaten und Unternehmungen 
beauftragten Sicherheitsunternehmen kooperieren mit der Polizei 
durch gemeinsame Streifen auf Bahnhöfen, in Verkehrsmitteln 
oder an anderen Standorten, und sie informieren die Polizei. Diese 
Übergangszone einer Zusammenarbeit mag die Überlegungen eines 
"Polizeiauftrages" an die Sicherheitsunternehmungen, gleichsam 
als nächste Stufe der Zusammenarbeit, herausfordern. Aber es 
bleibt zu betonen, daß die Zusammenarbeit nicht die spezifischen 
finanziellen und juristischen Probleme aufwirft, die sich bei einer 
"Übertragung" von Polizeiaufgaben stellen würden. 

ll. Übertragung von Polizeiaufgaben auf Private 

1. Die Polizeirechtsgesetzgebung, einschließlich des besonderen 
Polizeirechtes wie z. B. des Verkehrsrechtes, weist der Polizei die 
Gefahrenabwehraufgaben zu. Insofern ist es eindeutig, daß die 
Polizei diese ihre Aufgaben nicht auf andere übertragen kann. 
Hierbei geht es auch nicht nur um Kemaufgaben der Polizei, 
sondern um alle gesetzliCh zugewiesenen Aufgaben. Was der 
Polizei gesetzlich aufgetragen ist, kann die Polizei nicht anderen 
"übertragen". Die Polizei kann sich aber zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben privater "Helfer" bedienen. Insbesondere kann sie nach 
den meisten Landespolizeirechten "Hilfspolizeibeamte" einsetzen. 
Die Heranziehung von Privaten gehört zu den Mitteln, mit denen 
die Polizei Aufgaben erfüllt. Das Polizeirecht mit seinem Oppor­
tunitätsprinzip ist auf größte Flexibilität hinsichtlich des Wie der 
polizeilichen Aufgabenerfüllung angelehnt. Insofern erscheint mir 
die Zulässigkeit der Heranziehung von Angehörigen der privaten 
Sicherheitsunternehmungen zur Verstärkung der Polizei für die 
Erledigung einzelner dafür geeigneter Aufgaben keine schwerwie-
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genden juristischen Probleme aufzuwerfen. Insbesondere wird im 
Hinblick auf den allenfalls exzeptionellen und bis auf weiteres 
experimentellen Charakter derartiger privater Erfüllungsgehilfen 
der Art. 33 Abs. 4 GG nicht berührt. 

2. Werden Angehörige der Sicherheitsunternehmungen im Polizei­
auftrag eingesetzt, so darf dies nicht zur Folge haben, daß die 
Polizei damit mittelbar die Jedermannsbefugnisse ausüben kann. 
Denn polizeiliche Eingriffe sind auf die durch das Polizeirecht 
vorgesehenen öffentlich-rechtlichen Befugnisse beschränkt. Die 
Jedermannsrechte können daher den im Polizei auftrag handelnden 
Angehörigen der Sicherheitsunternehmungen nicht als Grundlage 
ihrer Maßnahmen zur Verfügung stehen (vgl. Schulte, DVBI. 
1995, 130, 135). Die im Polizei auftrag handelnden Angehörigen 
der Sicherheitsunternehmen können vielmehr nur auf polizei­
rechtlicher Befugnisgrundlage handeln. Um (Eingriffs-)Befugnisse 
wird man nicht herumkommen. Eine vollkommen eingriffs lose 
Tätigkeit (durch bloße Präsenz, bloßes Beobachten) würde schnell 
an Grenzen stoßen. Es sei daran erinnert, daß heute schon in der 
Informationserhebung "Eingriffe" erblickt werden, die der 
Befugnisgrundlage bedürfen. Die erforderliche öffentlich-recht­
liche Befugnisgrundlage kann über die Bestellung zu Hilfspolizei­
beamten hergestellt werden. Soweit das Landesrecht den Hilfs­
polizeibeamten nicht vorsieht, könnte evtl. mit einer Bestellung 
der Angehörigen der Sicherheitsdienste zu Angestellten 
("Angestelltenmodell") geholfen werden. Im übrigen kann der 
Einsatz der Angehörigen des Sicherheitsunternehmens durch 
einen Rahmenvertrag mit der Polizeibehörde geregelt werden. 

3. Ein Plädoyer für die Heranziehung von Wachmännern im Polizei­
auftrag ist dies nicht. Die Frage erfordert eine breite allgemein­
politische, polizeifachliche und gewerkschaftliche Erörterung. Der 
Umstand, daß der Staat die herangezogenen Wachleute bzw. 
Sicherheitsunternehmungen bezahlen muß, setzt von vornherein 
Grenzen; denn es würde die staatsentlastende Privatfinanzierung 
der Sicherheitsunternehmungen entfallen, die das bisherige 
Tätigwerden der Sicherheitsunternehmungen charakterisiert. 
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Im Hinblick auf den bis auf weiteres experimentellen Charakter 
eventueller Polizei aufträge an private Sicherheitsunternehmungen 
erscheinen gesetzgeberische Maßnahmen als verfrüht. Allenfalls 
die Überprüfung vorhandener Regelungen über den Hilfspolizei­
beamten ist in Betracht zu ziehen. 
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Übertragung polizeilicher Aufgabenfelder 
auf private Unternehmen unter 

Gewährleistung der Beibehaltung des 
staatlichen Gewaltmonopols 

Reinhard Rupprecht 

I. Rahmenbedingungen fiir die 
Übertragungsmöglichkeit 

1 Verfassungsrecht 

1.1 Art. 1 Abs. 1 i. V. m. Art. 2 Abs. 2 GG: Der Staat muß Leben 
und Freiheit seiner Bürger schützen, auch vor Angriffen Dritter; 
wie er das am besten tut, ist in sein pflichtgemäßes Ermessen 
gestellt (vgl. BVerfGE 46,116 (164); 56, 62 (80 f.)). 

1.2 Der Grundsatz der Rechtstaatlichkeit verlangt eine 
funktionstüchtige Rechtspflege, ohne die der Gerechtigkeit nicht 
zum Durchbruch verholfen werden kann (BVerfGE 33, 367 
(383)). 

1.3 Art. 33 Abs. 4 GG: Daraus folgt im Umkehrschluß, daß 
Aufgaben, deren ordnungsgemäße Erfüllung nur durch 
regelmäßige Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse möglich 
ist, in der Regel nur auf Angehörige des öffentlichen Dienstes 
übertragen werden können. 
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2 Einfaches Recht 

Wo das einfache Recht der Polizei Aufgaben zuweist, entsteht daraus 
eine grundsätzlich nicht abwälzbare Pflicht zur Aufgabenerfüllung; das 
gilt insbesondere für 

2.1 die Verpflichtung der Polizei, Straftaten zu erforschen und alle 
keinen Aufschub duldenden Anordnungen zu treffen, um die 
Verdunkelung der Sache zu verhüten (§ 163 Abs. 1 StPO) und 

2.2 die sich aus dem Polizeirecht ergebende Pflicht zum Schutz der 
öffentlichen Sicherheit. 

3 Politische Maximen 

Bei der Frage, ob in diesem rechtlichen Rahmen Aufgaben von der 
Polizei auf private Unternehmen übertragen werden können, sollten 
auch folgende politischen Maximen und ökonomischen Erkenntnisse 
berücksichtigt werden: 

3.1 Die öffentliche Sicherheit zu wahren, ist primär eine Aufgabe 
des Staates, weil dies zu seinen Legitimationsgrundlagen gehört 
und das notwendige Vertrauen des Bürgers in die Funktions­
tätigkeit des Staates sonst gestört wird. 

3.2 Andererseits gibt es zwar ein staatliches Gewaltrnonopol, aber 
kein Sicherheitsmonopol des Staates. 

3.3 Ein Höchstmaß an Sicherheit für Bürger und Staat gehört zu' 
den Zielen eines freiheitlichen demokratischen Rechtsstaates. 

3.4 Über Kompetenzen und Befugnisse privater Sicherheitsunter­
nehmen und deren Abgrenzung zu den Kompetenzen der Polizei 
muß Rechtsklarheit herrschen. 
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3.5 Die Entlastung der Polizei von Aufgaben, die private 
Unternehmen mindestens ebenso gut und mit geringeren Kosten 
ohne notwendige hoheitliche Befugnisse wahrnehmen können, 
entspricht dem Subsidiaritätsprinzip und dem Gedanken des 
schlanken Staates. Beschäftigte privater Sicherheitsdienste sind 
wesentlich billiger als Polizeibeamte. Überqualifizierte Kräfte 
sind in der Regel schlechter motiviert. Deshalb werden relativ 
einfache Sicherheitsfunktionen - insbesondere im Objekt­
schutz - in der Regel von Beschäftigten privater Sicher­
heitsunternehmen effektiver wahrgenommen als durch über­
qualifizierte Polizeibeamte. 

ll. Übertragungs- und Unterstützungsmöglichkeiten 

1 Modelle 

Grundsätzlich sind folgende Modelle der Entlastung der Polizei durch 
PrivatpersonenlPrivatunternehmen denkbar: 

1.1 Unterstützung der Polizei durch Privatpersonen, die selbst keine 
Rechtseingriffe vornehmen, sondern lediglich der vor Ort 
befindlichen Polizei helfen, etwa bei der Durchführung von 
Geschwindigkeitskontrollen durch Bedienung technischer 
Geräte. Sie können diese Aufgaben in einem Auftragsverhältnis 
oder in einem Angestelltenverhältnis wahrnehmen. 

1.2 Privatpersonen bzw. private Unternehmer können mit der 
Wahrnehmung einzelner Hoheitsrechte beliehen werden und so 
die Polizei weitergehend entlasten (z. B. nach dem Atomgesetz, 
dem Luftverkehrsgesetz, dem UZwGBw oder dem Bayerischen 
Gesetz über die Erprobung einer Sicherheitswacht). 
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1.3 Kommunen nehmen durch eigene Beamte oder Arbeitnehmer 
Aufgaben der öffentlichen Ordnung - z. B. die Überwachung des 
ruhenden Verkehrs - wahr. 

1.4 Unternehmer beauftragen Privatpersonen mit Sicherheits auf­
gaben im eigenen Hausrechtsbereich (z. B. Werkschutz, Sicher­
heitsdienst der Deutschen Bahn AG). 

1.5 Private Sicherheitsunternehmen übernehmen Aufgaben des 
Personenschutzes und des Objektschutzes für Hauseigentürner, 
Unternehmen, gefährdete Persönlichkeiten einschließlich der 
Bestreifung von Hausrechtsbereichen. 

2 Übertragungsrähige Aufgabenbereiche 

Von nichtbeliehenen Privatunternehmen können danach selbständig 
grundsätzlich folgende Aufgaben zur Entlastung der Polizei wahrge­
nommen werden: 

2.1 Objektschutz für Hausrechtsbereiche einschließlich B estrei­
fung; diese kann aus Zweckrnäßigkeitsgründen auch auf öffent­
lichen Wegen erfolgen, die an den Hausrechtsbereichen liegen. 
Aufgabe ist dann aber nicht, den Verkehr auf diesen Wegen zu 
kontrollieren, sondern den Zugang zum Hausrechtsbereich. 

2.2 Schutz für mobile Objekte auch im öffentlichen Verkehrsbereich 
(Werttransporte, Schwersttransporte). 

2.3 Nicht im öffentlichen Interesse gebotener Personenschutz (z. B. 
Schutz eines gefährdeten Unternehmers), auch im öffentlichen 
Bereich. 

2.4 Ordnungs- und Schutzaufgaben bei Veranstaltungen in Haus­
rechts bereichen - mit Ausnahme von Veranstaltungen poli­
tischer Parteien. 
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3 Grundsätzliche Probleme für die Tätigkeit privater 
Sicherheitsuntemehmen 

3.1 Bestreifung von öffentlichen Verkehrsbereichen ohne Haus­
recht soll privaten Sicherheitsunternehmen nicht übertragen 
werden, da eine solche Aufgabe ohne Hoheitsbefugnisse und 
ohne Hausrecht selbständig nicht sinnvoll erfüllt werden kann. 

3.2 Die aus dem Notwehrrecht, dem Eigentums- und Besitzrecht 
fließenden Notrechte können auch auf kommerzielle Unter­
nehmen übertragen werden. Sie können auch in Hausrechts­
bereichen ausgeübt werden, in denen öffentlicher Verkehr 
zugelassen ist. 

3.3 Auch dort, wo Privatunternehmen Sicherheitsaufgaben wahr­
nehmen, wird die Polizei tatsächlich entlastet, nicht aber von 
ihrer rechtlichen Verpflichtung befreit, für den Schutz der 
öffentlichen Sicherheit zu sorgen. Sobald daher aus Gründen 
der Gefahrenabwehr oder der Ermittlung von Straftaten die 
Ausübung von Hoheitsbefugnissen erforderlich wird, muß die 
Polizei so schnell wie möglich zum Einsatz kommen. Das gilt 
z. B. auch für die Aufrechterhaltung der Sicherheit in Haus­
rechtsbereichen mit öffentlichem Verkehr oder für den Schutz 
von Veranstaltungen wie Bundesligaspielen im Fußball. 

3.4 Ein Aufgaben- und Befugnisgesetz für das private Sicherheits­
gewerbe würde die politische bedeutsame Distanz zwischen 
Polizei und privaten Sicherheitsunternehmen mindern. Die 
Einschränkung der Wahrnehmung privater Notrechte durch das 
Verhältnismäßigkeitsprinzip erschiene rechtssystematisch 
bedenklich und wegen des Mißbrauchsverbots im Privatrecht 
auch entbehrlich. 
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Kurzvortrag aus der Sicht eines 
Verwaltungspraktikers 

Herbert Schenkelberg 

Private Sicherheitsdienste gibt es in Deutschland bereits seit 90 Jahren; 
öffentlich darüber diskutiert wird aber erst in jüngster Zeit. Über viele 
Jahrzehnte schien es, als seien private Sicherheitsdienste rechtlich und 
politisch unproblematisch. Nunmehr hingegen wird die Tätigkeit der 
Privaten von Öffentlichkeit und Medien, aber auch von der Politik 
kritisch hinterfragt. Dabei geht es keines weg darum, den privaten 
Sicherheitsdiensten die Existenzberechtigung abzusprechen oder sie 
ins gesellschaftliche Abseits zu stellen. Im Gegenteil: Private Sicher­
heitsdienste sind längst zu einem wichtigen Bestandteil der Inneren 
Sicherheit geworden, und sie sollen es auch bleiben. Wer sollte denn 
auch die Lücken schließen, die bei einem Rückzug der privaten Sicher­
heitsdienste entstehen würden? Die Polizei jedenfalls wird wegen 
anderer Herausforderungen nicht in der Lage sein, etwa Geld- oder 
Werttransporte zu begleiten oder die durchaus sinnvolle und von der 
Bevölkerung geschätzte Bestreifung von U-Bahnhöfen zu übernehmen. 
Und dagegen, daß der Einzelne für den Schutz seines Eigentums 
verstärkt Verantwortung übernimmt, sollte gerade in Zeiten leerer 
öffentlicher Kassen nichts einzuwenden sein. 

Was also ist geschehen, daß uns die privaten Sicherheitsdienste 
plötzlich derart interessieren? 

Entscheidend ist wohl das gewandelte Verständnis, das die Privaten 
selbst von ihrer Tätigkeit haben. Während diese sich nämlich in 
früherer Zeit auf die Sicherung sogenannter "Hausrechtsbereiche " , 
etwa den Werkschutz, beschränkten und für die Öffentlichkeit kaum 
wahrzunehmen waren, drängen sie nunmehr zunehmend in den öffent­
lichen Raum. Dort übernehmen sie auch Tätigkeiten, die traditionell 

51 



von staatlichen Stellen wahrgenommen wurden. Dabei bleibt es nicht 
aus, daß sie auch im Konflikt mit den Rechten Dritter kommen, etwa 
wenn sie Obdachlose, Bettler, Drogenabhängige oder alkoholisierte 
Personen aus U-Bahnhöfen oder Ladenpassagen verweisen, notfalls 
unter Anwendung von Gewalt. Kaufhausdetektive, auch ein klassisches 
Betätigungsfeld für das private Bewachungsgewerbe, beschränken sich 
nicht mehr nur auf Beobachtungen innerhalb eines Kaufhauses, 
sondern sie organisieren sich auch als sogenannte "City-Detektive", 
die Ladendieben auch außerhalb des Kaufhauses nachstellen und diese 
observieren, mit dem Ziel, Anhaltspunkte für bandenmäßiges Tätig­
werden zu ermitteln. 

Bereits diese Aufzählung, die keinesfalls abschließend ist, zeigt die 
Brisanz der Entwicklung. Hinzu kommt, daß die privaten Sicherheits­
anbieter nach ihrem erklärten Willen ihre Tätigkeitsfelder noch weiter 
in sensible Bereiche ausdehnen wollen: 
In einem vom Bundesverband Deutscher Wach- und Sicherheitsunter­
nehmen vorgestellten Konzept wird u. a. sogar ein Tätigwerden im 
Bereich der Verkehrsüberwachung, der Bewachung von Häftlingen und 
der Abschiebung von Asylbewerbern angekündigt. 

Es ist an der Zeit, daß der Staat diese geänderten Bedingungen und die 
sich abzeichnenden Entwicklungen zur Kenntnis nimmt und angemes­
sen reagiert. Vor allem sollte akzeptiert werden, daß die derzeit 
geltenden gesetzlichen Regelungen nicht (mehr) ausreichen, der 
wachsenden Bedeutung der privaten Sicherheitsdienste gerecht zu 
werden. § 34a GewO stellt den gewerberechtlichen Aspekt in den 
Vordergrund und vernachlässigt die Belange der Inneren Sicherheit. 
Die Vorschrift läßt vor allem offen, welche Aufgaben private Sicher­
heitsdienste in Abgrenzung zur Polizei wahrnehmen dürfen und welche 
Befugnisse ihnen vor allem im öffentlichen Raum gegenüber Dritten 
zustehen. Diese Fragen werden auch durch die in Kürze in Kraft 
tretende geänderte Bewachungsverordnung unbeantwortet bleiben. Und 
auch die Not- und Jedermannsrechte des Bürgerlichen Gesetzbuches 
und des Strafgesetzbuches, die der Auftraggeber auf die Privaten 
übertragen muß, helfen schließlich nicht weiter, weil sie auf die Arbeit 
der gewerbsmäßig betriebenen Sicherheitsdienste nicht passen. 
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Würden den privaten Sicherheitsdiensten die gleichen Notrechte 
zustehen wie dem in hilfloser Lage angegriffenen Bürger, so erhielten 
die Notrechte eine völlig neue Qualität, die der Gesetzgeber ersichtlich 
nicht im Auge hatte. 

Es ist erforderlich, die privaten Sicherheitsdienste aus der rechtlichen 
Grauzone herauszuholen, in der sie sich derzeit befinden; es geht 
darum, Rechtsklarheit und Rechtssicherheit herbeizuführen, aber auch 
Grenzen zu markieren. Eine gesetzliche Regelung würde zudem der 
Gefahr vorbeugen, daß sich eine bedeutende Sicherheitsrnacht ohne 
demokratische Legitimation und ohne staatliche Lenkungs- und Kon­
trollmöglichkeiten ausbreitet bzw. etabliert. 

Folgende Eckpunkte sollten in einer gesetzlichen Regelung in jedem 
Fall enthalten sein: 

1. Es bedarf einer Festlegung der Aufgaben, die von privaten Sicher­
heitsdiensten übernommen bzw. nicht übernommen werden dürfen, 
wobei eine Abgrenzung zu den Aufgaben der staatlichen Stellen, 
insbesondere der Polizei vorzunehmen ist. Ich meine, daß private 
Sicherheitsdienste gerade im Bereich der prllventiven Gefahren­
abwehr einen sinnvollen Beitrag für die Innere Sicherheit leisten 
können. Demgegenüber spreche ich mich entschieden dagegen 
aus, daß Private auch hoheitliche Tätigkeit ausüben. Hoheitliche 
Aufgaben, vor allem solche, die mit repressiven Maßnahmen 
verbunden sind, können und dürfen auch zukünftig nur von 
staatlichen Stellen ausgeübt werden. Wir müssen anerkennen, daß 
es eine "exklusive Wahrnehmungszuständigkeit" des Staates für 
bestimmte Aufgaben gibt bzw. geben muß. 

Es wird Aufgabe des Gesetzgebers sein, eindeutig festzulegen, 
welche Aufgaben den Kern hoheitlichen Handeins ausmachen und 
die deshalb auf keinen Fall auf Private übertragen werden dürfen. 

Zu den Bereichen, die auf keinen Fall auf private Anbieter über­
tragen werden dürfen, sollten in jedem Fall zählen: 
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Maßnahmen der Eingriffsverwaltung, 

repressive Verfahren der Strafverfolgung und der Verfolgung 
von Ordnungswidrigkeiten, 

Maßnahmen im Rahmen einer Vollstreckung, 

Maßnahmen des Strafvollzugs, 

Abschiebung von Asylbewerbern. 

Die Praxis zeigt - und auch dies muß man akzeptieren -, daß es 
auch in diesen Bereichen hoheitlicher Tätigkeit für eine Behörde 
erforderlich sein kann, sich der Dienste privater Anbieter zu 
versichern. Bei ständiger Anwesenheit eines Amtsträgers sollten 
private Sicherheitsdienste nach Weisung und unter Kontrolle eines 
Amtsträgers auch im Rahmen dieser hoheitlichen Aufgaben­
erfüllung unterstatzend tätig werden dürfen. 

2. Wir benötigen eine Regelung darüber, welche Befugnisse privaten 
Sicherheitsdiensten gegenüber Dritten zustehen sollten. Hier bietet 
sich eine grobe Orientierung an den Not- und Jedermannsrechten 
an, allerdings ergänzt um den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
und unter Berücksichtigung der Befugnisse, die der Polizei 
zugestanden werden. Es sollte angestrebt werden, den privaten 
Sicherheitsdiensten keine intensiveren Eingriffsbefugnisse zuzuer­
kennen als den Polizeibeamten, von denen man aufgrund der 
beruflichen Routine und Vorbildung Besonnenheit und Augenmaß 
auch in schwierigen Situationen verlangt und die in besonderem 
Maße dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verpflichtet sind. 

3. Wesentlicher Bestandteil der Arbeit der privaten Sicherheits­
dienste ist die Wahrnehmung des Hausrechts für den Auftraggeber. 
Hier stellen sich vor allem in bezug auf die Rechte Dritter bedeut­
same Fragen, vor allem im Hinblick auf die gewaltsame Durch­
setzung des Hausrechts. Die erforderliche gesetzliche Regelung 
müßte aber eine Differenzierung zwischen "privaten" und "öffent­
lichen" Hausrechten vornehmen; von letzteren ist immer dann 
auszugehen, wenn die Flächen trotz privaten Eigentums für den 
Einzelnen offenstehen. 
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4. Die derzeit geltenden datenschutzrechtlichen Regelungen sind 
nicht ausreichend. Die privaten Sicherheitsdienste erheben nicht 
mehr nur Daten einer eng begrenzten und bestimmbaren Gruppe 
von Personen, die regelmäßig den Einsatz dieses Dienstes akzep­
tieren oder ihn zumindest kennen; potentiell betroffen sind viel­
mehr alle Bürger. 

Vor allem fehlt es an erforderlichen Begrenzungen im Bereich von 
Ermittlungen und Observationen. 

5. Der Gesetzgeber muß klarstellen, daß private Sicherheitsdienste 
grundsätzlich unbewaffnet sind. Die Ausnahmen, unter denen eine 
Bewaffnung gleichwohl zulässig sein soll, müssen exakt 
umschrieben werden. 

6. Es besteht ein Bedürfnis für eine geregelte Zusammenarbeit 
zwischen Polizei und privaten Sicherheitsdiensten, die in anderen 
Ländern, etwa in den Niederlanden, auch selbstverständlich 
praktiziert wird. Es sollte vorurteilslos und ohne ideologische 
Schranken überlegt und festgeschrieben werden, in welchen 
Bereichen und in welchen Formen die notwendige Zusammenarbeit 
realisiert werden kann. 

7. Es ist zu prüfen, ob die Vorgaben, die die Gewerbeordnung an 
Ausbildung und Zuverlässigkeit der Bewachungsunternehmen und 
dessen Personal stellt, ausreichend sind. Insbesondere in der 
Frage der Ausbildung liegt ein Schlüssel für die weitere Entwick­
lung der privaten Sicherheitsdienste. 

Die längst fällige Diskussion um die privaten Sicherheitsdienste hat 
begonnen. Im Hinblick auf die gesellschaftlichen und politischen 
Dimensionen, die das Phänomen der privaten Sicherheitsdienste mit 
sich bringt, muß es nun darum gehen, eine für alle Seiten akzeptable 
gesetzliche Regelung zu erarbeiten. Vorschläge, die die Diskussion 
vorantreiben, sind dringend erwünscht. 
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------------------------------------- - -

KUI7Statement aus der Sicht eines 
Polizeipraktikers 

Heinrich Bernhardt 

1 Zur rechtlichen Einordnung und Eingrenzung des 
Themas 

Der Einsatz privater Sicherheitsdienste bietet aus polizeilicher Sicht 
überall dort keine grundsätzlichen Probleme, wo er dazu dient, private 
Rechtskreise individuell - quasi für oder anstelle des betroffenen 
Rechtsinhabers - zu regeln und zu schützen, und sei dies nun gesetz­
lich geregelt (z. B. Werkschutz in Atomanlagen) oder ungeregelt. Dies 
betrifft herkömmliche Felder wie 

die Beordnung und den Schutz des Eigentums und Besitzes 
innerhalb der Räume und Flächen im Rahmen der Eigentums-, 
Besitz- und Hausrechte (Objekt- und Veranstaltungsschutz), 

den unmittelbaren Schutz gefährdeter Personen (Personenschutz). 

Es handelt sich dabei um klassische Bereiche, die der persönlichen 
Schutzdisposition der Betroffenen im Wege der privaten Gefahrenvor­
sorge - so meine ich - nicht nur zustehen, sondern auch obliegen, da 
der Staat keinen omnipräsenten Schutz bieten kann. Die gesetzlichen 
Instrumente dafür stehen mit den sogenannten Notrechten zur Ver­
fügung. Die aus § 823 BGB abgeleitete Verkehrssicherungspflicht 
verpflichtet sogar dazu (z. B. Veranstaltungsschutz). 

Soweit jedoch private Sicherheitsdienste mehr und mehr den öffent­
lichen Verkehrsraum in Form von sogenannten Sicherheitsstreifen 
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- quasi als Ersatz für die Polizei - erobern!), sehe ich die Grenzen des 
rechtlich Zulässigen erreicht. Das staatliche Gewaltmonopo}2) als 
Wesens element des modernen Rechtsstaates wird damit tangiert, um 
nicht zu sagen unterminiert. Ich schließe mich insoweit jenen Kommen­
taren3) an, die bereits in der schlichten Präsenz solcher Kräfte im 
öffentlichen Verkehrsraum - ohne daß von ihnen zunächst konkrete 
Rechtseingriffe vorgenommen werden - ein Unterlaufen des staatlichen 
Gewaltmonopols erkennen. Auf den Punkt gebracht, heißt dies: 

Das Tätigwerden privater Sicherheitsdienste in dieser Form geht 
über den dem Bürger zugebilligten individuellen Rechtsgüter­
schutz - bei Nichterreichbarkeit staatlicher Organe - hinaus. 

Die Notrechte - für den Einzelfall gedacht - werden nach Sinn und 
Zweck pervertiert und quasi als hoheitsrechtliche Befugnisse 
hochstilisiert (professionelle Nothilfe). 

Mißbräuchen und Fehlentwicklungen kann wegen fehlender 
staatlicher Kontrolle durch entsprechende Organe nicht entgegen­
gewirkt werden (fehlende staatliche Kontrolle). 

1) Private Patrouillen auf der Zell, immer mehr Wachleute statt Polizei (Frank­
furter Rundschau vom 10.04.92); Bahn beschäftigt erstmals private Sicher­
heitskräfte (Frankfurter Neue Presse vom 13.11.91); Keine Flaute bei privaten 
Sicherheitsunternehmen (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 06.09.93); 
Konjunktur für private Sheriffs (Frankfurter Rundschau im Oktober 1993). 

2) Siehe dazu insbesondere Bracher, Schriftenreihe für öffentliches Recht, 
Band 516, S. 104 ff., mit weiteren Hinweisen auf verfassungsrechtliche 
Grundlagen. 

3) Hoffmann-Riem, ZRP 1977, S. 277 ff.; Murck, Deutsche Polizei 1993, S. 10; 
Schöpflin, Kriminalistik 1993, S. 689. 
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2 Die Sicherheitslage und daraus resultierende 
Entwicklungen 

Die Kriminalitätslage, wie sie sich aus der Polizeilichen Kriminalitäts­
statistik ergibt, wird je nach persönlichem oder politischem Standpunkt 
unterschiedlich interpretiert. Während eine Seite die Situation als 
dramatisch kategorisiert, bagatellisiert die andere sie. Tatsächlich 
befindet sich die Kriminalitätsrate auf einem hohen Niveau, ohne daß 
sie - was beispielsweise die Gewaltkriminalität angeht - auch nur 
annähernd nordamerikanische Verhältnisse erreicht hätte. Im wesent­
lichen sind die Ballungsräume davon betroffen. Für Dramatisierungen 
sehe ich jedoch keinen Grund. 

Die Entwicklung des Straßenraubes mit zunehmender Gewalttendenz, 
die Größenordnung des Wohnungseinbruchs, der Drogenhandel mit all 
seinen Begleiterscheinungen, der OK-Bereich, aber auch die kriminal­
strategische und justitielle Hilflosigkeit des Staates gegenüber Wieder­
holungs- und Intensivtätern4) müssen mit Sorge betrachtet werden. 

All dies berührt den Bürger jedoch weniger als den Fachmann. Viel­
mehr ist es das subjektive Sicherheits gefühl der Bürger, das in beson­
derem Maße leidet. 

Von den Zahlen und Fakten her ist die überproportionale Verbrechens­
furcht rational nicht nachvollziehbar. Sie resultiert kaum oder gar nicht 
aus persönlichem Erleben oder Betroffensein als vielmehr aus den 
unzähligen sensationsheischenden und übertreibenden Medien­
berichten und damit aus der Übertransparenz unseres gesellschaftlichen 
Geschehens. 

Allerdings ist unverkennbar, daß bestimmte Phänomene in der Groß­
stadt, die - fachlich gesehen - eher Belästigungscharakter entfalten, 
denn strafrechtlich relevant sind, Ängste und Sorgen auslösen. Ich 

4) Rund 50 % aller Krirninaltaten werden durch diese Klientel begangen (Bulletin 
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 56/92, 50/94). 
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denke insbesondere an das Herumlungern von Obdachlosen und 
beunruhigende Ansammlungen von Jugendlichen etc., die die Bürger 
undifferenziert mit Kriminalität gleichsetzen. Daraus folgen ultimative 
Forderungen in Bürgerversammlungen und Beschwerdeschreiben an 
die Polizei, verstärkt Streifendienste einzusetzen, ohne daß dies in 
vollem Umfange erfüllt werden könnte. 

Anstelle der Polizei treten schließlich - gegen Bezahlung - private 
Sicherheitsdienste. Man findet sie in Frankfurt in unterschiedlichster 
Kluft, Ausstattung und Qualifikation an allen Ecken und Kanten der 
Innenstadt, des Bahnhofgebietes, im Bahnhof und in den öffentlichen 
Verkehrsmitteln. In der Regel sind sie angestellt durch Zusammen­
schlüsse von Geschäftsinhabern, von Banken, aber auch durch die 
Deutsche Bahn AG sowie die Verkehrsbetriebe der Stadt Frank­
furtIMain. 

3 Stellungnahmen zu privaten Sicherheitsdiensten im 
öffentlichen Verkehrsraum und den Möglichkeiten, 
die Polizei durch entsprechende Dienste zu 
entlasten 

Meine Position ist eindeutig und ergibt sich aus der Sorge, daß das 
staatliche Gewaltmonopol ausgehöhlt wird. 

Grundsätzlich darf es keine privaten Sicherheitsdienste im öffentlichen 
Verkehrsraum geben. Ich verlange jedoch nicht radikal den Rückzug 
der Sicherheitsdienste aus diesem Betätigungsfeld, solange der Staat 
nicht vollends an ihre Stelle treten kann. 

Ich fordere jedoch gesetzliche Voraussetzungen, die weit über die 
Bestimmungen des § 34a Gewerbeordnung und die ergänzenden 
Bestimmungen der Bewachungsverordnung hinausgehen. 
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Zu regeln sind insbesondere: 

Qualifikation der Bewachungsdienste 
(Ausbildung zu Sicherheitsfachkräften, Führung entsprechender 
Betriebe durch ausgebildete SiCherheitsmeister) 

Eingrenzung der Aufgabenfelder, die durch private Sicherheits­
dienste wahrgenommen werden dürfen 

Begrenzung des Einsatzes privater Sicherheitsdienste im öffent­
lichen Verkehrsraum unter folgenden Bedingungen: 

• Antrag der Betroffenen unter Nachweis eines entsprechenden 
Bedürfnisses 

• Festlegung der Einsatzräume und Einsatzzeiten 

• polizeiliche Unterstellung der privaten Sicherheitsdienste bei 
Vorliegen bestimmter Gefahrenlagen 

• Festlegung von Berichts- und Kommunikationspflichten der 
privaten Sicherheitsdienste gegenüber der Polizei 

Was die Frage der Aufgabenfelder angeht, von denen die Polizei durch 
private Sicherheitsdienste entlastet werden könnte, so sehe ich Mög­
lichkeiten in folgenden Bereichen: 

Objektschutz (bei Vorliegen latenter Gefährdungen) 

Veranstaltungsschutz (unter Einführung gesetzlicher Bestimmun­
gen zur Konkretisierung der Verkehrssicherungspflicht) 

Verkehrsregelungen und -überwachungen (bei entsprechender 
Qualifikation der Dienste und aufgabenbezogener Beleihung mit 
Hoheitsbefugnissen) 

Näheres ergibt sich sicherlich im Rahmen der Diskussion. Insoweit 
sollten auch Fragen der effizienten und ökonomischen Strafverfolgung 
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(Sinn und Zweck des Legalitätsprinzips, Verwaltungsaufwand, Kommu­
nikation mit der Staatsanwaltschaft) angesprochen werden. 

Die so freiwerdenden Kräfte der Polizei könnten sinnvoll im Rahmen 
der Kriminalitätsverfolgung (u. a. durch verstärkte Streifen im öffent­
lichen Verkehrsraum) und -bekämpfung (Intensivierung der Recherche 
und gezielter operativer Maßnahmen) eingesetzt werden. 
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Statement aus der Sicht des 
Geschäftsfiihrers der BSG Bahnschutz 

GmbH 

Christian Krakow 

Die BSG Bahnschutz GmbH ist eine l00%ige Tochter der Deutschen 
Bahn AG. Man kann sagen, sie ist die operative "Werkschutz­
Organisation" der Deutschen Bahn AG. 

Ich setze dies an den Anfang meiner Ausführungen, um meine Zugehö­
rigkeit zu einern von der Behörde zur Aktiengesellschaft gewandelten 
Unternehmen zu erklären. 

Die Bahnschutz GmbH verkörpert als Teil der von der Deutschen 
Bundesbahn zur Deutschen Bahn AG umstrukturierten Bahn gewisser­
maßen die Inkarnation der Privatisierung von Polizeiaufgaben. Die 
Auswirkungen auf die Bevölkerung lassen sich in unserem Bereich 
besonders gut darstellen, da "unsere Bevölkerung" der Bahnkunde ist. 
Dessen Wohlbefinden bzw. Sicherheits empfinden läßt sich sehr 
deutlich in den Umsätzen der Deutschen Bahn AG wiedererkennen. 

Die Deutsche Bahn als Behörde war gemäß Eisenbahn-, Bau- und 
Betriebsordnung selbst Polizeibehörde und zur Gefahrenabwehr in 
eigener Zuständigkeit verpflichtet. Dies wurde mit einer ca. 3.000 
mitarbeiterstarken hauptamtlichen Bahnpolizei und einern "Heer" von 
über 100.000 nebenamtlichen Bahnpolizeibeamten erledigt. 

Nach der Bundeshaushaltsordnung zu wirtschaftlichem Handeln 
verpflichtet, mußte die Deutsche Bahn insbesondere im Personal­
bereich Einsparungen realisieren. Das führte dazu, daß immer mehr 
örtliches Personal in Bahnhöfen und Zügen zurückgezogen wurde. Das 
dadurch entstehende Sicherheitsvakuum wurde stets mit dem Ruf nach 
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Polizei (DB-Bahnpolizei) beantwortet. Die aber auch bei der Bahnpoli­
zei raumgreifende "Deckelung" des Personalbudgets verhinderte ein 
wirkungsvolles Abfedern des Sicherheitsvakuums. Durch erhebliche 
Einnahmeausfälle, die auf das gesunkene subjektive Sicherheits­
empfinden zurückzuführen waren, und durch nicht mehr hinzunehmen­
de Kosten aus Vandalismus und sonstigen Sachbeschädigungen begann 
der kommerzielle Dienst der Deutschen Bahn, im Einvernehmen mit der 
DB-Bahnpolizei private Sicherheitsdienste mit der Bestreifung von 
S-Bahnen und Bahnhöfen zu beauftragen. 1993 z. B. wurden hierfür 
bundesweit ca. 32 Mio. DM aufgewendet. 

Als einzig vorhandene Qualifikation wurde die IHK-geprüfte Werk­
schutzfachkraft gefordert, wobei sich sehr schnell herausstellte, daß 
die Ausbildungsinhalte dieses Berufsbildes im wesentlichen nicht den 
Anforderungen des Einsatzes in Zügen und Bahnhöfen entsprach. Die 
von den privaten Dienstleistern abgelieferte Qualität der 
Sicherheitsdienstleistung entsprach in vielen Fällen nicht den Erwar­
tungen des Auftraggebers Deutsche Bahn. Dies war einerseits auf die 
fehlende Qualitätskontrolle, andererseits auf Leutseligkeit der 
Behördenbahn gegenüber den teilweise mit krimineller Energie prakti­
zierten Tricks einer nicht immer stubenreinen Sicherheitsbranche 
zurückzuführen. Sehr schnell wurde auch klar, daß Sicherheitsdienst­
leistung ohne Service am Bahnkunden weder finanzierbar ist noch vom 
Kunden akzeptiert wird. 

Mittlerweile (01.04.92) wurde die Bahnpolizei in den Bundesgrenz­
schutz übergeleitet und konzentrierte sich demzufolge nur noch auf die 
klassischen Polizeiaufgaben. Die von der DB-Bahnpolizei geleisteten 
Werkschutzaufgaben der Deutschen Bahn und die Service­
dienstleistungen für die Kunden blieben zunächst unerledigt. Aus 
verschiedenen Gründen verminderte sich die objektive uniformierte 
Präsenz der BGS-Bahnpolizei in den Bahnhöfen und in den Zügen. 
Dies hatte ein weiteres Absinken des subjektiven Sicherheits­
empfindens der Bahnkunden zur Folge. Aus diesen Gründen kam der 
Vorstand der Deutschen Bahn zu dem Beschluß, einen Werkschutz der 
Deutschen Bahn zu gründen. Auf dem Weg der Privatisierung der 
Deutschen Bahn geschah dies unter dem Namen "BSG Bahnschutz 
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GmbH" als Konzernunternehmen des neuen Deutschen Bahn AG­
Konzerns. Der Auftrag lautet: Schutz und Service für die Kunden der 
Bahn. 

Damit war der Weg der Verlagerung von Teilen der Aufgaben der 
behördlichen DB-Bahnpolizei zu den privaten Sicherheitsdienst­
leistungen beschritten. Die Bahnschutz GmbH war von Anfang an in 
die Pflicht gestellt, sich mit ihren Preisen an der Sicherheitsbranche zu 
orientieren, aber die Qualität der Dienstleistung an den Kundenwün­
schen zu messen. Diese Forderung zu erfüllen ist fast so unlösbar wie 
die Quadratur des Kreises. Es fängt schon mit den, ich möchte es in 
aller Deutlichkeit sagen, menschenverachtenden Lohntarifen des 
Bewachungsgewerbes an. Bei einem Stundenlohn von oft unter 
10,00 DM kann der betreffende Mitarbeiter das Existenzminimum nur 
erreichen, wenn er 250 bis 300 Stunden im Monat leistet. Die Belast­
barkeit, die man von einem so beanspruchten Menschen zu erwarten 
hat, braucht hier, glaube ich, nicht weiter diskutiert zu werden. Abge­
sehen davon werden Bestimmungen der Gewerbeordnung, Arbeitszeit­
verordnung, Arbeitsstättenverordnung, des Sozialversicherungs­
gesetzes, des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes u. a. oft mit Füßen 
getreten. So gibt es ein ehemals von der Deutschen Bahn beauftragtes 
Sicherheitsuntemehmen, dessen Geschäftsführer sich regelrecht damit 
gebrüstet hat, 20 % seiner Mitarbeiter als sogenannte "Subunter­
nehmer" beschäftigt zu haben. Von den Tricks, mit denen die Forde­
rung nach der IHK-geprüften Werkschutzkraft unterlaufen wird, könnte 
man einen eigenen Vortragsabend füllen. 

Aus all den Erfahrungen, die ich im Laufe meiner Tätigkeit und im 
Umgang mit privaten Sicherheitsdiensten und öffentlichen Auftrag­
gebern, insbesondere der Deutschen Bundesbahn, gemacht habe, 
möchte ich, bezogen auf die ThemensteIlung des Workshops, zwei 
wesentliche Theorien ableiten und einfach mal in den Raum und zur 
Diskussion stellen: 

• Die gesellschaftlich notwendige Verlagerung von einzelnen 
öffentlichen Sicherheitsaufgaben zur Erhöhung des Sicherheits­
gefühls des einzelnen Bürgers ist diesem nur dann zuzumuten, 

65 



wenn Anforderungen und Qualität der Ausbildung von privaten 
Sicherheitsmitarbeitern wesentlich verbessert und auch staatlich 
kontrolliert werden. Weiterhin muß die staatliche Kontrolle durch 
Gewerbeaufsicht und Ordnungsbehörden deutlich verbessert, d. h. 
intensiviert werden. 

Dies führt jedoch dazu, daß die Dienstleistung wesentlich teurer 
wird. Qualität hat ihren Preis. Die Dienstleistungsstunde für eine 
gut ausgebildete Fachkraft mit hohem Qualitätsstandard, z. B. im 
öffentlichen Personennahverkehr, ist unter seriösen Umständen 
nicht wesentlich unter 40,00 DM zu erbringen. 

• Wenn man die Verlagerung von einzelnen öffentlichen Sicherheits­
aufgaben auf private Dienstleister nur als Teil der Sanierung von 
öffentlichen Haushalten sieht, rechnet sich dies für den Staat 
offensichtlich nur dann, wenn der Gestaltung und der Ausführung 
der Dienstleistung durch den privaten Unternehmer freien Lauf 
gelassen wird. Dies führt jedoch zu einer Qualität der 
Sicherheitsdienstleistung, die das Sicherheitsgefühl des Bürgers 
eher noch verschlechtert. 

Außerdem sei die Frage an die Juristen gestattet, ob sich der 
öffentliche Auftraggeber nicht mindestens der Beihilfe zu den 
Verstößen gegen die vorhin genannten Rechtsvorschriften im 
Rahmen eines solchen Auftrages schuldig macht. 

Als privater Sicherheitsdienstleister, der vom Selbstverständnis und 
wegen der Anbindung an ein gut funktionierendes Konzerncontrolling 
nichts anderes als eine seriöse und qualitativ hochwertige Schutz- und 
Servicedienstleistung erbringen kann und will, weiß ich mich in guter 
Gesellschaft von vielen seriösen Sicherheitsunternehmen und deren 
Dachverband, dem Bundesverband Deutscher Wach- und Sicherheits­
unternehmen e.V., die alle seit langem die Forderung nach einer 
verbesserten einheitlichen Ausbildung für Sicherheitskräfte erheben 
und sich immer wieder für eine stärkere staatliche Kontrolle des 
Gewerbes einsetzen. 
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I Grundlegung 

1 Einleitung: Die Aufgabensucht und die Aufgaben­
magersucht 

Lange Zeit hindurch war der öffentliche Sektor der Bundesrepublik 
"süchtig nach Wachstum") 

Es kann deshalb nicht verwundern, daß auf die Aufgabensucht auf 
einmal die Aufgabenmagersucht folgt) 

Kaum liegt der letzte Bericht über die Deregulierungsmaßnahmen der 
Bundesregierung vor3), da konstituiert sich schon wieder am 21.09.95 
der von der Bundesregierung eingesetzte Sachverständigenrat 
"Schlanker Staat".4) 

Das Nachdenken über den schlanken Staat hat dabei das Nachdenken 
über alternative Reformstrategien zur Folge, zum einen Privatisierung 
und zum anderen Binnenoptimierung, bei des in vielen Varianten. 

Bei der Binnenoptimierung geht es, vereinfacht gesprochen, um ein 
Infragestellen aller Aufgaben, Strukturen und Prozesse der öffentlichen 
Verwaltung von Bund, Ländern und Gemeinden. 5) Einen besonderen 
Schwerpunkt bildet hierbei die Kommunalverwaltung.6) Bei der 
Privatisierungsdiskussion sollen durch die von der Bundesregierung 
eingerichtete Bund-Länder-Arbeitsgruppe unter Beteiligung der 
kommunalen Spitzenverbände die Möglichkeiten einer verstärkten 
Privatisierung beim Bund, bei den Ländern und bei den Gemeinden 
erörtert und über die Privatisierungsabsichten und -erfolge der einzel-

1) Stern: FAZ 25.11.1992. 
2) Bösenberg und Hauser: 1994. 
3) Bundestagsdrucksache 12/7468 vom 29.04.94. 
4) FAZ 22.09.1995. 
5) Strehl: 1995, S. 138 ff. 
6) Banner: 1994, S. 1 ff. 
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nen Gebietskörperschaften berichtet werden.7) Die Spannbreite der 
Privatisierungsdiskussion ist breit: Die Staatsrechtslehrer denken über 
die Privatisierung von Verwaltungsaufgaben nach,8) Die Zeitschrift für 
Verwaltungswissenschaft: "Die Verwaltung" widmet Heft 3/1995 der 
Privatisierungsdebatte, die aber zugleich auch mit großer Intensität 
international läuft.9) 

Bei einer fachlich wie regional so breiten Diskussion wie bei der 
gegenwärtigen Privatisierungsdiskussion wird leicht die Aufforderung 
von Klaus Stern übersehen, beim Nachdenken über den Staat "nicht am 
"protective state" anzusetzen, sondern an einer anderen Funktion 
des Staates, die mit den Begriffen "productive state", Wohlfahrts­
staat, Daseinsvorsorgestaat, Leistungsstaat oder, in der Sprache 
des Grundgesetzes, "sozialer Bundesstaat", "sozialer Rechtsstaat" 
umschrieben wird. "10) 

Man kann dies auch anders ausdrücken: Wenn Krüger über die riesigen 
Dimensionen des Sicherheitsmarktes in Japan berichtet und Nitschke 
über die Märkte der privaten Sicherheitsdienste in Deutschland und den 
USA, dann liegt es nahe, die Unterscheidung von protective state und 
productive state hinten an zu lassen)1) Deshalb bleibt festzuhalten: Die 
erdrückende Mehrheit des Nachdenkens über Privatisierung von 
Verwaltungsaufgaben gilt nicht dem protective State, sondern dem 
productive State, und hierbei bilden wieder die Kommunen einen 
besonderen Schwerpunkt. 12) 

7) Bundestagsdrucksache 12/6815. 
8) Vgl. die Beiträge in WDStRL 54. 
9) Vgl. Kaminski: 1991. 
10) Stern: a.a.O. 
11) Krüger: 1995, S. 24 ff.; Nitschke: 1994, S. 12 ff. 
12) Vgl. Steinheuer: 1991; Sächsische Staatskanzlei: 1993, insbes. S. 14 ff.; 

o. V.: 1995, S. 4 f.; Schoch: 1994, S. 962 ff. 
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2 Sehnsucht nach Sicherheit, gleichgültig durch 
wen? 

Bekanntlich gehört das Bedürfnis nach Sicherheit zu den wenigen 
Grundbedürfnissen, über die sich unsere Gesellschaft einig ist. 13) Dies 
ist auch seit langem durch die psychologischen Bedürfnistheorien 
nachgewiesen. 14) Ohne daß dies zu meinem Thema gehört, möchte ich 
jedoch vor dem vorschnellen Schluß warnen, es sei für die subjektive 
Wahrnehmung und Bewertung der öffentlichen und privaten Sicherheit 
und das Wohlbefinden der Bürger einerlei, durch wen die Sicherheit 
hergestellt wird. Soweit ersichtlich, geben die bisherigen Untersuchun­
gen hierzu keine schlüssigen Antworten. Das hohe Ansehen, das die 
Polizei genießt, dürfte nicht ohne weiteres auf private Sicherheits­
dienste übertragbar sein; diese Frage müßte eigentlich in einer Sonder­
untersuchung einmal genauer erforscht werden.15) 

3 Welches Verfassungsgefüge? 

Zwischen Privatisierungskonzeptionen und dem jeweiligen Verfas­
sungssystem bestehen enge Beziehungen. Zu Recht weist Schoch 
darauf hin, daß für die Notwendigkeit von Privatisierungsmaßnahmen 
an erster Stelle ordnungspolitische Überlegungen ins Feld geführt 
werden. 16) 

Dieser Hinweis ist deshalb erforderlich, weil es derzeit nicht nur in 
Deutschland, sondern international eine breite Diskussion um neue 

13) NoH: 1994, S. 5 - 8. 
14) Wiswede: 1995, S. 62 ff. 
15) Statistisches Bundesamt (Hg.): 1994, S. 521 ff.; Noll und Wiegand (Hg.): 

1993, S. 293 ff.; Noelle-Neumann und Köcher: 1993, S. 601 ff. 
16) Schoch: a.a.O., S. 967. 
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Managementkonzepte gibt. 17) So genießt etwa in der gegenwärtigen 
Verfassungsreformdiskussion das Bündel von Änderungen eine breite 
Aufmerksamkeit, welches in der britischen öffentlichen Verwaltung 
vollzogen worden ist oder in der Vollziehung ist. 18) 

Wegen der Abhängigkeit zwischen der jeweiligen Verfassungsordnung 
und Verfassungskultur und Strukturen und Prozessen der öffentlichen 
Verwaltung können aber Privatisierungskonzepte und Privatisierungs­
begründungen, die in dem einen Verfassungssystem stattgefunden 
haben, nicht ohne weiteres auf andere Verfassungssysteme übertragen 
werden. 

Darüber hinaus ist in der gegenwärtigen "Welt der Verwaltungs­
erneuerung ... vieles noch Konzept und Modell", was bewundernd 
schon als Tatsache vorgeführt wird.19) 

4 Privatisierungen versus Binnenoptimierungen 

Die verschiedenen Formen und Zwecke der Privatisierung, auf die wir 
unter 11 im nächsten Abschnitt eingehen, stehen in der gegenwärtigen 
Verwaltungsreformdiskussion Konzepten der Binnenoptimierungen 
gegenüber. Darauf haben wir schon oben mit Strehl hingewiesen. Will 
man also bessere Resultate oder Serviceleistungen bei gegebenen oder 
schrumpfenden Ressourcen erreichen oder Effizienz und Effektivität 
erhöhen, dann bietet die Verwaltungsbetriebslehre eine Vielzahl von 
Wegen an, um ohne Griff zur Privatisierung zunächst einmal Strukturen 
und Prozesse einer Binnenoptimierung zu unterziehen.20) 

17) Vgl. Reichardt: In: Banner und Reichard: 1993, S. 3 ff.; vgl. OECD: 1994; vgl. 
ferner die der Verwaltungsreform unter Politikveränderungen gewidmete 
Sondernummer der IPSR Nr. 4, 1993. 

18) Ridley: 1995, S. 569 ff. 
19) König: 1995, S. 349 ff. 
20) Vgl. Steinebach: 1991; Rau: 1994; vgl. ferner die Beiträge von RÜTUP, Müller, 

Struwe und Stahlmann: 1995. 
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Mit Recht weist König darauf hin, daß "in den Ansatzen einer "neuen" 
Verwaltung ... die Gegenüberstellung von Staat und Wirtschaft nach 
Art von Privatisierungs- oder Deregulierungsdiskussionen" zurück­
tritt "und die Prinzipienfrage ... als Managementproblem gestellt" 
wird. "Es geht mehr um die interne Ökonomisierung der öffentlichen 
Verwaltung. "21) 

n Klärungen 

5 Die Privatisierungsbegriffe 

Privatisierung ist ein vielschichtiger und vieldeutiger Begriff. "Die 
zahlreichen Privatisierungsvarianten sind nach der Art und der 
Tragweite zu unterscheiden, in der Private öffentliche Aufgaben 
wahrnehmen sollen sowie nach der Struktur und der Tragerschaft 
der im Einzelfall tatig werdenden Personen des Privatrechts. "22) 

Bei der organisatorischen oder formalen Privatisierung findet lediglich 
die Ausgliederung einer Verwaltungstätigkeit aus dem Behördensystem 
statt, zumeist mit dem Ziel, eine effektivere und wirtschaftlichere 
Aufgabenerledigung zu ermöglichen.23) Der Verwaltungsträger entledigt 
sich also nicht einer Aufgabe, "sondern er bedient sich zu ihrer 
Wahrnehmung der Formen des Privatrechts24) ••• Die Aufgaben­
erledigung bleibt im Zugriffsbereich des Staates bzw. der kommuna­
len Ebene. Sie kann mittels der gegebenen Einwirkungsmöglichkeiten 
weiterhin gesteuert werden. "25) 

Bei der sogenannten materiellen Privatisierung, auch politische 
Privatisierung wegen der erforderlichen politischen Grundsatzentschei-

21) König: a.a.O., S. 355. 
22) Sächsische Staatskanzlei, a.a.O., S. 5. 
23) Thieme: 1995, S. 32. 
24) Schach: a.a.O., S. 962. 
25) Sächsische Staatskanzlei, a.a.O., S. 5 f. 
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dung genannt, wird die Verwaltung nicht anders organisiert, sondern 
bestimmte Aufgaben werden "völlig aus dem Einfluß des Staates" 
herausgenommen. Es findet eine Aufgabenverlagerung auf den soge­
nannten privaten Sektor statt, Bund, Länder oder Gemeinden nehmen 
eine Aufgabe nicht länger wahr.26) 

Wir haben formuliert: auf den sogenannten privaten Sektor, weil in der 
Bundesrepublik und in vielen anderen Staaten dieser Welt eine Vielzahl 
von Organisationen bestehen, die nicht zweifelsfrei den Bereichen 
privater Unternehmen oder öffentlicher Behörden zuzuordnen sind, und 
die üblicherweise als dritter Sektor zwischen Markt und Staat ange­
sehen werden.27) 

Angesichts des Gewichtes des sogenannten dritten Sektors ist also bei 
der materiellen Privatisierung noch einmal danach zu unterscheiden, ob 
die Aufgabenverlagerung in erwerbswirtschaftlich tätige private 
Wirtschaftssubjekte oder aber in den sogenannten dritten Sektor 
stattfindet.28) 

Neben der formellen, der materiellen oder der an dieser Stelle nicht 
weiter interessierenden Vermögensprivatisierung dürfte im Zusammen­
hang mit Möglichkeiten der Privatisierung von Aufgabenfeldern der 
Polizei noch der vierte Typ der funktionellen Privatisierung von 
Bedeutung sein: 

Hier bleibt hinsichtlich der Aufgabenzuständigkeit und der Aufgaben­
verantwortung bei dem Träger öffentlicher Verwaltung, der sich für den 
Vollzug der Aufgabe ganz oder teilweise eines Privatrechtssubjektes 
als Verwaltungshelfer bedient. Becker nennt die funktionelle Privatisie­
rung privatrechtsförmige sekundäre Dekonzentration und bezeichnet 
als ihr wichtigstes Instrument "die Vergabe der Herstellung von 
Verwaltungs leistungen an Private durch öffentlich-rechtlichen oder 

26) Thieme: a.a.O., S. 33 f.; Schoch: a.a.O., S. 962. 
27) Schuppert: S. 137 ff. 
28) Viele Beispiele bei Schuppert: a.a.O.; vgl. auch die vielen Beispiele in: Der 

Oberstadtdirektor der Stadt Münster (Hg.). 1995. 
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privatrechtlichen Vertrag". Der unter Vertrag stehende Private (Con­
tractor) stellt innerhalb des VertragsverhäItnisses die vertragsgemäßen 
VerwaItungsleistungen her .29) 

Becker unterscheidet sie von der privatrechtsfönnigen primClren 
Dekonzentration, mit diesem Begriff umschreibt er "die Ausgliederung 
hoheitlicher Entscheidungsbejugnisse auj nicht rechtsjClhige Organi­
sationen oder total weisungsabhClngige Einheiten des privaten 
Rechts" und fügt hinzu, es gebe "nur eine wichtige Form privatrechts­
jörmiger primClrer Dekonzentration, und zwar die Bestellung von 
natürlichen Personen außerhalb von Staat und Verwaltung zu 
Hiljspolizeibeamten oder zu anderen Hiljspersonen der hoheitlichen 
Verwaltungen und deren Behörden")O) 

6 Die Privatisierungsvoraussetzungen 

Im Zusammenhang mit der Privatisierungsdiskussion hat sich eine fast 
völlige Einigkeit hinsichtlich der Privatisierungsvoraussetzungen 
ergeben, die normalerweise als Prüfkriterien für eine private Aufgaben­
erledigung dienen31 ); 

Prüfkriterium eins ist die Leistungssicherheit, d. h. die Leistungs­
erstellung durch Private muß auf Dauer und in einer zu definierenden 
Qualität gewährleistet sein. Hier geht es um persönliche und fachliche 
Eignung und um institutionelle Zuverlässigkeit. Leistungssicherheit in 
diesem Sinne bedarf auch der permanenten Kontrolle. 

Prüfkriterium zwei ist die LeistungsqualitCit, die zum einen voraussetzt, 
daß es eine definierbare Qualität der zu erbringenden Leistung in 
genügender Detailliertheit überhaupt gibt, und zum anderen ebenfalls 

29) Becker: 1989, S. 257. 
30) ebd.: S. 256 f. 
31) Hili: 1994, S. 301 ff.; Sächsische Staatskanzlei, a.a.O., S. 8 ff.; Schoch: 

a.a.O., S. 968 f. 
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Kontrollmechanismen, die die Einhaltung der definierten und/oder 
fortgeschriebenen Leistungsqualität sichern. 

Prüfkriterium drei sind Kosten: Hier geht es zum einen darum, daß die 
Privatisierung für die "Kunden der (jffentlichen Verwaltung" keine 
unzumutbaren Kostenfolgen haben darf. Zum anderen geht es darum, 
die Vollkosten der Leistungserstellung durch die öffentliche Verwal­
tung einerseits und Private andererseits miteinander nach vergleich­
baren Kostenverteilungsschlüsseln und vergleichbaren Kostenarten-, 
Kostenstellen- und Kostenträgerrechnungen zu vergleichen, um so 
Anhaltspunkte für einen Wirtschaftlichkeitsvergleich zu gewinnen. 

Prüfkriterium vier ist die Monopolbildung: Es ist unbestritten, daß 
insbesondere bei längeren Laufzeiten der Monopolisierungseffekt leicht 
steigt, auch wenn auf das Preisgebaren eines privaten Leistungs­
erbringers vertraglich oder gesetzlich eingewirkt worden ist. Es gilt der 
Grundsatz, daß es zu keiner Monopolbildung kurz-, mittel und lang­
fristig kommen darf. 

Prüfkriterium fünf ist die Sozialvertrt1glichkeit der Privatisierung: Hier 
geht es nicht nur um den sozial verträglichen Personalabbau bzw. eine 
sozialverträgliche Überleitung der Beschäftigten, sondern auch um die 
Erhaltung der sozialen wie regionalen Chancengleichheit und Standort­
qualität. Dort, wo es um die Sozialverträglichkeit der Entgelte geht, 
weist das Prüfkriterium fünf enge Beziehungen zum Prüfkriterium vier 
auf. 

7 Die Privatisierungszwecke 

König hat auf die Rhetorik der "neuen" Verwaltung hingewiesen, die 
die "des Marktes, des Wettbewerbs, des Unternehmens, der Dienst-
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leistung, des Kunden und insbesondere des unternehmerischen 
Managements" ist. 32) 

Unter dem Einfluß dieser Rhetorik erscheint vielfach die Privatisierung 
als Zweck an sich, und um so mehr Anlaß besteht, über die 
Privatisierungszwecke nachzudenken. 

Vier Zwecke stehen im allgemeinen im Vordergrund: 

"Ordnungs- und wirtschaftspolitische Gesichtspunkte ... 
Staatliche Haushaltsentlastung und Gewinn privaten Kapitals 
Vermeidung bUrokratischer, haushaltsrechtlicher und dienst­
rechtlicher Restriktionen 
Beschleunigung ... und Effizienzsteigerung durch Spezialisie­
rungs-, Rationalisierungs- und Betriebsgrtißenvorteile bei 
privater Leistungserbringung. "33) 

8 Zur Bewertung von Privatisierungen 

Auf die Schwierigkeit der Bewertung von Verwaltungsreformen 
allgemein und auch von Privatisierungen hat Klaus König34) in vielen 
Nachweisen hingewiesen. 

Die ausführlichste Auseinandersetzung mit der Privatisierungs­
problematik findet sich bei Bernd Becker.35) Im Ergebnis einer sehr 
gründlichen Analyse öffentlicher-rechtlicher Organisations- und 
Verfahrens formen faßt Becker sein Urteil wie folgt zusammen: 

''Auch wenn heute sehr viele Autoren und Praktiker meinen, privat­
rechtsftJrmige Verwaltungs organisationen waren modern und fort­
schrittlich und btiten mehr strukturelle Flexibilitat als tiffentlich-

32) König: a.a.O., S. 354. 
33) Hili: a.a.O., S. 303. 
34) König: a.a.O. 
35) Becker: a.a.O., S. 247 ff. 
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rechtlich institutionalisierte Verwaltungs- und Behördenorgani­
sationen, so ist dies grundstitzlich irrig. Die ... Analyse der institu­
tionellen Verwaltungs- und Behördenorganisation zeigt deutlich, daß 
für jedes systemrationale Bedürfnis eine öffentlich-rechtliche 
Konstruktionsform zur Verfügung steht ... "36) 

Diese Bewertung bezieht sich allerdings nur auf die formelle Privatisie­
rung. Bei der materiellen Privatisierung haben in der Bewertung neben 
dem Verfassungsrecht und dem sonstigen öffentlichen Recht vor allem 
wirtschaftliche Gesichtspunkte, die in der Regel in eine Kosten-Nutzen­
Analyse vergleichender Art einmünden müssen, das Übergewicht. 

m Abgrenzungen 

Außerhalb der Privatisierungsproblematik liegt eine Reihe von Entwick­
lungen, denen sich auch die Polizei in ihren Aufgabenfeldern nicht 
verschließen kann und verschließen will. 

9 Kooperatives Verwaltungshandeln 

Nicht erst heute, sondern auch schon im vorigen Jahrhundert war die 
öffentliche Verwaltung auf die Kooperation mit Bürgern, Unternehmen, 
Verbänden und anderen gesellschaftlichen Einrichtungen ange­
wiesen.37) 

Hermann HilI spricht in diesem Zusammenhang von integrativem 
Verwaltungshandeln und bezieht neue Formen der Kommunikation und 
Bürgermitwirkung darin ein.38) Einen besonderen Aufschwung hat 
kooperatives Verwaltungshandeln genommen, seit dem sich das 

36) a.a.O., S. 249. 
37) Ellwein: 1994. 
38) Hili: S. 973 ff. 
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naturwissenschaftliche Weltbild gewandelt hat, d. h. das Denken in 
strengen linearen Kausalketten und der prinzipiellen Erkennbarkeit und 
Vorhersagbarkeit aller Prozesse aufgegeben wurde. Die kybernetischen 
Strömungen der Erkenntnistheorie sind schließlich eingemündet in 
"networking" als ein modemes Erklärungs- und Verhaltensparadigma 
für den staatlichen und gesellschaftlichen Bereich.39) 

Bei solchen sachlich gebotenen Vernetzungen handelt es sich nicht 
um Privatisierung. Das gilt z. B. für die enge Zusammenarbeit der 
Polizei etwa im Bereich der Jugendkriminalitätsprävention mit dem 
sogenannten dritten Sektor40), es gilt auch dort, wo sich die privaten 
Sicherheitsdienste in ihrem legalen Bereich mit der Polizei berühren.41) 

10 Aufgabenkritik 

Es ist eine quasi naturgegebene Not menschlicher Organisations­
formen, die unter bestimmten Zwecken und Zielen antreten, daß sie 
sich neben den unter diesen Zwecken und Zielen erforderlichen 
Kemaufgaben Rand- und Zusatzaufgaben zulegen, die auch das Gewicht 
von Kemaufgaben bekommen können. 

Die Aufgabenkritik steht in der öffentlichen Verwaltung und in der 
Privatwirtschaft daher seit langer Zeit für ein Programm der regelmäßi­
gen Inventur der Organisation unter der Zielsetzung festzustellen, 
welche organiationsfremden Aufgaben, gemessen an den Kemaufgaben, 
die Organisation sich im Laufe der Zeit "zugelegt" hat. Kommt es unter 
diesem Kriterium zur Entlastung von organisationsfremden Aufgaben, 
in unserem Falle zur Entlastung von polizei fremden Aufgaben, dann 
handelt es sich nicht um Privatisierung, sondern um eine Teilmaßnahme 

39) Ritter: 1995, S. 393 ff.; viele Beispiele zur Networking im Bereich Innere 
Sicherheit bei Kanther. 

40) VgL hierzu Schuppert: a.a.O. 
41) VgL Zimmermann: 1994, S. 11 ff., ders.: 1994, S. 60 ff.; Nitschke: a.a.O. 
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der Entbürokratisierung.42) Wer also unter Besinnung auch auf das 
Subsidiaritätsprinzip43) Aufgaben an den dritten Sektor oder den 
privaten Sektor zurückgibt, die der Aufgabenkritik nicht standhalten, 
privatisiert nicht. 

Bei einer ausführlichen Analyse des Verhältnisses von staatlichem 
Gewaltmonopol und privaten Sicherheitsdiensten, die die beiden 
Handlungsblöcke der privaten Sicherheitsindustrie, den betriebs­
eigenen Werkschutz und den privaten Sicherheitsdienst, die beide auf 
der Basis von § 34a der Gewerbeordnung arbeiten, einbezog, hat Peter 
Nitschke darauf hingewiesen, "daß das Prinzip der Gefahrenabwehr 
durch Privatpersonen von seiten des Staates durchaus gewUnscht 
wird und mittels der kriminalpolizeilichen Beratungsstellen im 
Prttventivbereich auch gefördert wird." Wo der Bürger in seinen 
gewerblichen und nichtgewerblichen Handlungsformen das Mandat auf 
Selbstschutz nicht selbst wahrnimmt, greifen die privaten Sicherheits­
dienste ein und widmen sich beispielsweise dem Schutz von Industrie­
anlagen, von Transporten, von Personen, der Bewachung von militäri­
schen Anlagen, von Kernkraftanlagen, von Polizeieinrichtungen, von 
Bundeswehreinrichtungen; der Kontrolle von Flugplätzen und anderen 
Objekten sowie den Verwaltungs-, Ordnungs- und Schutzdiensten bei 
Großveranstaltungen und sonstigen privaten oder öffentlichen Anläs­
sen. Ein letztes Feld stellen innerbetriebliche Ordnungsdienste dar.44) 

42) Vgl. Helmrich (Hg.): 1989 mit vielen Nachweisen; Wittkämper (Hg.): 1982; 
auch Becker: a.a.O., § § 16 und 53. 

43) Vgl. Rauscher: 1975, S. 38 ff; Wittkämper in: Bauer (Hg.): 1992, 
S. 1992 - 1996. 

44) Vgl. auch neben Nitschke: wie FN. 11 Stüllenberg: 1995, S. 596 ff. 

79 



IV Schlußfolgerungen in Fonn von Thesen 

These 1,' Das Polizeihandeln muß sich wie alles andere Handeln der 
öffentlichen Verwaltung in der gegenwärtigen Verwaltungsreform­
diskussion der Binnenoptimierung stellen.45) 

These 2: Erst nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten der Binnen­
optimierung und nach strenger Prüfung der Privatisierungsvorausset­
zungen sowie unter klaren Privatisierungszwecken sollte im Bereich 
von Aufgabenfeldern der Polizei an Privatisierung gedacht werden. Es 
spricht eine Vermutung dafür, daß die folgenden Aufgabenfelder der 
Polizei für funktionelle oder gar materielle Privatisierung unter 
Gesichtspunkten der Aufgabenkritik (vgl. oben III, 10) und unter 
betriebswirtschaftlichen Aspekten46) am ehesten in Betracht kommen: 

(a) Besonders zugewiesene Aufgaben der Vollzugspolizei (Polizei als 
Sonderordnungsbehörde ). 47) 

(b) Der große Bereich der polizeilichen Verkehrsaufgaben, insbeson­
dere Gefahrgutüberwachung, Abschleppen von Fahrzeugen, 
Verkehrseinsatzaufgaben bei Versammlungen und Aufzügen 
sowie Aufnahme und Bearbeitung von Verkehrsunfällen, z. T. 
auch Verkehrsüberwachung.48) 

These 3,' Die Kernaufgaben der Polizei: Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie Schutz der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung einerseits und Strafverfolgung andererseits 
sind grundsätzlich nur der Binnenoptimierung, nicht aber der funktio­
nellen oder gar materiellen Privatisierung zugänglich. Die immer wieder 
aufflackernde Diskussion um Privatisierung von Aufgabenfeldern der 
Polizei ist aber ein Indiz dafür, daß die fachliche und kritische Öffent-

45) Rachor in: Lisken und Denninger (Hg.): 1992, s. 193 ff. 
46) Vgl. Seifert: 1991, S. 2449 ff. 
47) Vgl. hierzu Denninger in: Lisken und Denninger: a.a.O., S. 105 ff. 
48) Vgl. zu diesen Aufgaben Hilse in: Lisken und Denninger: a.a.O., S. 376 ff. 
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lichkeit von ausreichenden Anstrengungen der Binnenoptimierung im 
Bereich der Kernaufgaben noch nicht überzeugt sind. 

These 4: Je näher eine Polizeiaufgabe an nicht privatisierbaren Auf­
gabenfeldern der Gefahrenabwehr und der Strafverfolgung liegt, um so 
geringer ist ihre Zugänglichkeit für funktionelle Privatisierung, eine 
materielle Privatisierung scheidet dann ohnehin aus. 

These 5: Im Zeitalter des europäischen Wirtschaftsraums muß und wird 
neben diesen Wirtschaftsraum auch ein Raum der europäischen inneren 
Sicherheit treten. Dadurch wird der heutige Bereich der inneren 
Sicherheit fundamentalen Wandlungen unterworfen werden.49) Hier­
durch wird die Polizei "als föderalistisch gegliedertes Ganzes" 
(Götz) unter drei Prinzipien in ihrer Struktur und in ihrem Handeln 
tiefgreifend herausgefordert:50) 

(a) Vernetzungsprinzip 

Dieses Prinzip betrifft zum einen die notwendige Vernetzung der 
Polizeien von Bund und Ländern unter sich. Zum anderen bezieht 
sich das Vernetzungsprinzip auf die Kommunikations- und 
Kooperationsstrukturen der Polizei mit anderen im Bereich der 
inneren Sicherheit relevanten staatlichen Akteuren im Inland 
(z. B. Staatsanwaltschaft; Zollbehörden; Finanzverwaltung; 
Arbeits verwaltung; Sozialbehörden; Ausländer-, Gewerbe- und 
Ordnungsämter ). 

(b) Kooperationsprinzip 

Ergänzend zum Vernetzungsprinzip stellt das Kooperationsprinzip 
auf die erforderliche nationale polizeiliche Zusammenarbeit mit 
privaten Akteuren ab. Im Zeitalter der Freiheiten des Waren-, 
Dienstleistungs-, Kapital- und Zahlungsverkehrs kommt der 
Kooperation der Polizei mit Akteuren der gewerblichen Wirtschaft 

49) Vgl. Götz in: Isensee und Kirchhof (Hg.): 1988, S. 1007 ff. 
50) Vgl. hierzu Wittkämper in: Böhret und Kreyher (Hg.): 1995, S. 249 ff. 
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wie dem Bankensektor, der Entsorgungswirtschaft, der Versiche­
rungswirtschaft, der Automobilindustrie, gewerblichen Auto­
vermietern, Kreditkartenunternehmen und dem Hotelgewerbe eine 
besondere Bedeutung zu. 

(c) Transnationalitätsprinzip 

Dieses Prinzip stellt die internationale Dimension des Vernet­
zungs- und des Kooperationsprinzips dar. Hier geht es insbeson­
dere um den Auf- bzw. Ausbau vielfältiger transnationaler 
Kooperationsformen auf der Ebene der EU sowie im europäischen 
Rahmen, unter besonderer Berücksichtigung der Staaten Mittel­
und Osteuropas.51) 

51) Vgl. hierzu Kommission der EG: Weißbuch: 1995. 
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Kurzvortrag zu einzelnen 
kriminologischen Aspekten 

Bernhard Villmow 

1. Aus meiner Sicht werden in dem Projekt Fragen verbunden, die 
bisher in der Bundesrepublik eher getrennt diskutiert worden sind: 
Sicherheitsbedürfnisse der Bevölkerung, Sicherheitsleistungen der 
Kontrollinstanzen, Entwicklung des privaten Sicherheitsgewerbes, 
kommunale Kriminalprävention / gemeindeorientierte Polizeiarbeit 
etc. Gegenwärtig fehlen jedoch für die drei zuletzt genannten 
Bereiche größere bundesdeutsche empirische Untersuchungen, die 
die Präsentation gesicherter Erkenntnisse ermöglichen könnten. I) 

Die neuen Studien in Baden-Württemberg zur kommunalen Krimi­
nalprävention2) sind zwar ein interessanter Anfang, doch gilt wohl 
noch, was Kerner in einem Beitrag zur Kriminalprävention im 
letzten Jahr angedeutet hat: Wenn es um die Einschätzung der 
Tätigkeit der Polizei durch die Bürger geht, kann man gegenwärtig 
noch nicht auf "wirklich solide und vielfaltig ausdifferenzierte 
Befragungen der Normalbevölkerung" zurückgreifen.3) 

Bei dem Versuch, die den Kriminologen gestellten Fragen zu 
beantworten, kann zwar teilweise ausländisches Material berück­
sichtigt werden. Es bleibt aber zu prüfen, inwieweit die Ergebnisse 
auf unsere gegenwärtigen Verhältnisse übertragbar erscheinen.4) 

Soweit es um die Einstellungen und Meinungen der Bevölkerung 
geht, fcillt der Blick auf die großen Befragungen der 90er Jahre, die 

1) Zum Stand der ausländischen Forschung betreffend "Community Crime 
Prevention" und "Community Policing" siehe z. B. Boers: 1991, S. 97 ff. und 
S. 126 ff. 

2) Feltes: 1995. 
3) Kerner: 1994, S. 175. 
4) Vgl. dazu auch Boers: 1995, S. 19. 
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in Ost und West nach der Vereinigung durchgeführt worden sind.5) 
Für das Thema teilweise ergiebiger sind aus meiner Sicht jedoch 
die Daten der neue ren kriminologischen Regionalanalysen, die das 
Konzept der gemeindenahen Polizeiarbeit zugrunde legen. In 
diesem Zusammenhang werde ich insbesondere auf Erkenntnisse 
aus Hamburg-Altona und Lübeck eingehen, die in den letzten 
Jahren veröffentlicht wurden. Da jedoch auch in diesen Studien 
das Thema "privates Sicherheitsgewerbe" (noch) keine Rolle 
spielte, kann meine Analyse bei mehreren Fragen als Antwort 
lediglich auch nur die bekannten "plausiblen Annahmen" darstel­
len, manchmal noch verbunden mit weiteren Fragen. Insoweit ist 
es also hilfreich, daß wir uns hier in einem "Workshop" befinden, 
also in einer Werkstatt, in der alle wissen, daß an dem Produkt 
noch intensiv gearbeitet werden muß. 

2. Die ersten Fragen: 

Welche Sicherheitsleistungen werden von der Bevölkerung; 
von bestimmten Bevölkerungsgruppen und -schichten nach­
gefragt bzw. gefordert? 

Gibt es Unterschiede zwischen den Gruppen und Schichten? 
Wenn ja, welche? 

Was erwartet die Bevölkerung in den angesprochenen Tätig­
keitsbereichen von der Polizei? 

Ich werde hier jetzt nicht auf die Frage eingehen, was "Sicherheits­
gefühl" allgemein bedeutet und welche Aspekte für die Bevölke­
rung damit verbunden sind; diese Punkte hat Herr Ahlf in seiner 
"Einführung in die Thematik" bereits angesprochen. Die Krimino­
logen haben sich bisher mehr für den engeren Bereich der 
Kriminalitätsfurcht interessiert. Aus dieser Forschung wissen wir, 
daß die Ausprägungen der verschiedenen Ängste durch soziale 

5) Vgl. z. B. die Beiträge in Kaiser und lehle: 1995. 
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und personale Faktoren beeinflußt werden. Auch wenn hier noch 
zahlreiche theoretische und methodische Aspekte offen erschei­
nen6), kann doch von folgenden allgemeinen Erkenntnissen 
ausgegangen werden7): 

Frauen, ältere Menschen und Personen mit geringerer Bildung 
weisen eine größere allgemeine Kriminalitätsfurcht auf 
(Standardfrage: "Wie sicher fühlen Sie sich, wenn Sie bei 
Dunkelheit in Ihrem Orts teil allein auf die Straße gehen?").8) 
Es sind also eher sozial verletzbarere Bevölkerungsgruppen 
betroffen, die aber nach den einschlägigen Daten nicht unbe­
dingt ein größeres Viktimisierungsrisiko aufweisen.9) 

Die Entwicklung der allgemeinen Kriminalitätsfurcht läßt 
einen Anstieg seit Beginn der 90er Jahre erkennen. In­
zwischen werden aber auch wieder Reduzierungen erkennbar, 
wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß, bezogen auf die 
alten und neuen B undesländer. lO) 

Bei Fragen nach der Kriminalitätsentwicklung wird die Zu­
nahme der Kriminalität im sozialen Femraum für größer 
gehalten als im eigenen überschaubaren Wohngebiet. ll) 

Zwischen den allgemeinen Unsicherheits gefühlen und der 
konkreten persönlichen Risikoeinschätzung, in naher Zukunft 
selbst Opfer eines bestimmten Delikts zu werden, ist inhalt­
lich und bezüglich der Befragungsergebnisse zu unterschei­
den.12) 

6) Vgl. z. B. Kury und Würger: 1993, S. 411 ff. und Sessar: 1992, S. 70 f. 
7) Vgl. auch Ahlf: a.a.O., S .... 
8) Zur teilweisen Uneinheitlichkeit der Ergebnisse siehe Kury und Würger: 1993, 

S. 412 ff. 
9) Boers: 1994, S. 29; zum sogenannten "Kriminalitätsfurcht-Paradox" siehe auch 

Kury und Würger: 1993, S. 413. 
10) Schöch: 1995, S. 75. 
11) Schwind: 1995, S. 318. 
12) Zum Ausmaß einzelner Gruppenunterschiede vgl. Boers: 1995, S. 13 ff. 

91 



Da nach neueren Modellen Kri minalitäts furcht und andere 
Kriminalitätseinstellungen vermutlich mit Bewertungen über die 
persönlichen Fähigkeiten, eine wahrgenommene Bedrohung 
bewältigen zu können, zusammenhängen13) , dürfte die größere 
Verletzbarkeit einzelner Bevölkerungsgruppen sich auch in 
unterschiedlichen Sicherheitsbedürfnissen widerspiegeln. Denkbar 
und plausibel erscheint dann aber auch, daß gruppenspezifische 
Erwartungen bezüglich der öffentlichen Sicherheitsleistungen und 
insbesondere bezüglich der Tätigkeit der Polizei deutlich werden. 

Betrachtet man in diesem Kontext zunächst einmal die allgemeinen 
Erkenntnisse, läßt sich auf eine Untersuchung von Kerner zurück­
greifen, der für die 70er Jahre feststellte, daß bei der Mehrheit der 
Bevölkerung ein ausgeprägtes Ordnungs- und Schutzbedürfnis 
zum Ausdruck kommt. 14) Gegenüber der Sicherheitsgewähr­
leistung trat der Aufgabenbereich Verbrechensbekämpfung deut­
lich zurück. Da befragte Polizei schüler aber teilweise die Ver­
brechensbekämpfung höher bewerteten, schloß Kerner ein "für die 
Zukunft brisantes Konfliktpotential" nicht aus.15) 

Das Bedürfnis nach Schutz und Sicherheit läßt sich auch in den 
norddeutschen kriminologischen Regionalanalysen Ende der 80er 
Jahre und Anfang der 90er Jahre nachweisen: 

In der Lübecker Studie meinten 86 % der Befragten, daß der 
Schutz der Menschen vor Gewaltangriffen sehr wichtig sei, 
danach folgte die Fahndung nach Straftätern (80 %) und die 
Unterstützung des Sicherheitsgefühls durch Streifenfahrten 
und Fußstreifen (64 %).16) 

13) Copingkomptenzen, vgl. dazu Boers: 1991. 
14) Kerner: 1980, S. 264. 
15) Kerner: 1980, S. 245. 
16) Vgl. Aben u. a.: 1991, Anhang 14/15; ähnlich auch die Aussagen einer 

Münchner Stichprobe in Lamnek: 1991, S. 645. 
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In der Hamburger Studie ergab sich ebenfalls, daß der Schutz 
der Menschen vor Gewaltangriffen die wichtigste Aufgabe der 
Polizei sei (86 % sehr wichtig). Danach ging es um die 
Straftäterverfolgung (73 %) und um die Vermittlung des 
Sicherheitsgefühls durch Streifenfahrten (68 %). Auch bei 
einer veränderten Fragestellung wurde von den Befragten der 
Schwerpunkt im präventiven und proaktiven Bereich ge­
sehen.I7) 

Hinsichtlich der Bewertung der Polizeiarbeit läßt der internationale 
Forschungsstand erkennen, daß das Polizeibild weitgehend positiv 
ist. Dies gilt insbesondere, wenn die Fragestellung allgemein 
gehalten iSt. 18) Bei differenzierteren Ansätzen werden allerdings 
auch manche Zweifel deutlich.19) 

Prüft man, in welchen Bereichen nach Ansicht der Bevölkerung 
die Leistung der Polizei defizitär erscheint, ergibt sich folgendes 
Bild: 

Während Vertreter der Polizei die Defizite häufig ganz allgemein 
an der Kriminalitätsentwicklung und an der Aufklärungsquote 
festmachen20), äußern sich befragte Bürger erheblich direkter. So 
meinten 34 % einer Bremer Stichprobe, die Polizei vernachlässige 
Maßnahmen gegen Penner und Gammler, 22 % verwiesen auf 
fehlende Aktionen gegen den Rauschmittelmißbrauch und 21 % 
sahen Mängel bei der Bekämpfung von Gewalttaten.21) Diesen 
Äußerungen aus den 70er Jahren standen damals folgende Vor­
schläge gegenüber: mehr Streifeneinsatz, mehr Einsatz in der 

17) Legge: 1994, Anhang 4 - Fragen 22/23, S. 196 ff. 
18) Zur Abhängigkeit der Zufriedenheit mit der Polizei von den Variablen Alter, 

Ausbildungsgrad und Geschlecht siehe Dörmann: 1988, S. 185 ff.; ders.: 
1992, S. 327 ff. 

19) Vgl. Kerner: 1980; Schwarzenegger: 1992, S. 240 ff. 
20) Vgl. z. B. Schöpflin: 1993, S. 689 und S. 695. 
21) Kerner: 1980, S. 247. 

93 



Nacht und in bestimmten Gegenden, kleinere Polizeireviere etc., 
nach Kerner22) typische Dimensionen des Schutzverlangens. 

Diese Tendenzen werden auch in den Untersuchungen der letzten 
J abre deutlich: Dabei steht insbesondere der Ruf nach mehr 
Polizeipräsenz im Vordergrund.23) Daß in diesem Zusammenhang 
allerdings auch die Stichprobenauswabl und die Art der Fragestel­
lung die Ergebnisse beeinflussen, kann nicht überraschen. So 
antworteten, als der Weiße Ring 1993 die Leser seiner Zeitschrift 
fragte: "Wünschen Sie mehr Polizeistreifen in Ihrem Wohnvier­
tel?" 95 % der 1.554 Teilnehmer mit "Ja". Wenn dagegen wie in 
den Regionalanalysen Lübeck und Hamburg gefragt wurde: 
"Wünschen Sie sich mehr oder weniger Polizei in Ihrer Gegend 
oder finden Sie es ausreichend, so wie es ist?" sprachen sich in 
Hamburg 51 % für mehr Polizeipräsenz aus24), während in Lübeck 
fast 55 % von ausreichenden Polizei streifen ausgingen.25) 

In beiden Untersuchungen wurde erkennbar, daß die Personen mit 
höheren Bildungsabschluß die vorhandene Polizeipräsenz am 
häufigsten als "ausreichend" bewerteten. Umgekehrt äußerten 
diejenigen, die sich im Wohngebiet unsicher fühlten, erwartungs­
gemäß in deutlicher Mehrheit den Wunsch nach einer verstärkten 
Polizei. 26) 

In einer Delmenhorster Analyse plädierten die Befragten nicht nur 
für mehr Präsenz, sondern auch für die Einrichtung eines Bürger­
telefons sowie für die Einrichtung einer Polizeiberatungsstelle. 
Eine Mehrheit war außerdem der Ansicht, daß die Polizei über die 
Sorgen und Vorschläge der Bürger nicht ausreichend informiert 
sei.27) 

22) Kerner: 1980, S. 265. 
23) Lamnek: 1991, S. 645; Weisser Ring 2/1994, S. 4. 
24) Legge: 1995, S. 195, Anhang 4 - Frage 32. 
25) Aben u. a.: 1991, S. 88. 
26) Aben u. a.: 1991, S. 88/89; Legge: 1995, S. 195. 
27) Allhusen-Siemer und Schütte: 1992, S. 264. 
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In einer früheren kritischen Auseinandersetzung mit dem Begriff 
Bürgernähe kommt Feest28) zu der Einschätzung, daß es eine 
breite gesellschaftliche Nachfrage nach Schutz in Alltags­
situationen gibt, die Polizei dieser Nachfrage nur unzureichend 
gerecht wird und über eine Verbesserung der spezifisch polizei­
lichen Dienstleistungen und über Alternativen zur Polizei nachge­
dacht werden sollte. Während in der Analyse von Feest für 
bestimmte Aufgaben der Auf- und Ausbau sozialer Hilfsein­
richtungen gefordert wird29), kommen heute relativ schnell "die 
Privaten" in das Blickfeld. 

3. In diesem Zusammenhang kann dann natürlich auch gefragt wer­
den: 

Wird das "Einspringen" des privaten Sicherheitsgewerbes begrüßt 
oder werden andere Lösungen - z. B. "neighbourhood watch" -
favorisiert? 

Soweit ersichtlich, ist die Bevölkerung in einer kriminologischen 
Studie mit einer solchen Fragestellung noch nicht konfrontiert 
worden. Das Bundeskriminalamt hat jedoch 1994 EMNID beauf­
tragt, im Rahmen einer Repräsentativumfrage auch das Verhältnis 
von Sicherheitsgefühl und Einsatz der privaten Dienste zu unter­
suchen. Die von EMNID präsentierten Antworten lassen sich ganz 
gut mit dem Material verbinden, das (mir) bisher bekannt war. 

In einer Allensbach-Umfrage ging es im November 1993 um 
Maßnahmen zur Verbrechensbekämpfung und dabei u. a. auch um 
den stärkeren Einsatz von privaten Wachdiensten sowie um die 
Gründung von Bürgerwehren. In der repräsentativen Befragung 
waren im Westen die Ansichten "unentschieden", d. h. 44 % waren 
jeweils dafür und dagegen; im Osten sprachen sich 56 % für den 
privaten Wachdienst aus. 35 bzw. 40 % wären auch durchaus 

28) Feest: 1988, S. 130. 
29) Feest: 1988, S. 131. 
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bereit, dafür zu bezahlen, wenn eine private Sicherheitsfirma am 
Abend in ihrer Wohngegend oder an besonderen Stellen in der 
Stadt für größere Sicherheit sorgen würde. An die Bildung von 
Bürgerwehren wurde allerdings eher selten gedacht: 25 % waren 
dafür, 64 % dagegen (mit deutlich geringerer Differenz im 
Osten).30) 

Auch wenn in dieser Befragung ein nicht geringer Teil der Bevöl­
kerung sich positiv zu den privaten Sicherheitsdiensten äußerte, 
bleibt doch noch offen, ob die "Schwarzen Sheriffs" etc. uneinge­
schränkt begrüßt werden. Über die Erfahrungen mit Münchener 
U-Bahn-Bewachern wird folgendes berichtet: Einerseits sei die 
erhöhte Sicherheit in der U-Bahn für den größten Teil der Benut­
zer dankend angenommen worden, andererseits habe man aber die 
rauhen Umgangsformen entschieden verurteilt.3 !) Inzwischen soll 
dort eine Firma mit Mitarbeitern verantwortlich sein, die weniger 
martialisch auftreten. Nach Voss hat die Branche dazugelernt: 
"Der postmoderne Modell-Wachmann gibt Sicherheit durch 
Präsenz und freundliche Auskünfte oder durch energisches 
Zupacken - ganz nach situativer Notwendigkeit."32) 

In diesem Kontext kann man m. E. die neuen EMNID-Daten gut 
einfügen: Teile der Bevölkerung sind dann, wenn die Polizei nicht 
mehr Kräfte einsetzen kann, bereit, auch private Wachleute zu 
ihrem Schutz zu akzeptieren. Wenn aber die Wahl zwischen der 
Polizei und den Privaten möglich ist, wird die Polizei von einer 
großen Mehrheit vorgezogen (vgl. EMNlD: 76 % im Osten / 69 % 
im Westen für die Polizei gegen 13 % / 12 %, die sich für private 
Wachdienste aussprachen), weil vermutlich frühere, evtl. auch nur 
Medien-Erfahrungen, mit den privaten Sicherheitsdiensten nicht 
durchweg positiv ausfielen. Insoweit lassen sich die Bürger dann 
auch nicht vom neuen outfit der Privaten täuschen, sondern 
vertrauen doch lieber - die Gründe hierfür könnte man auflisten 

30) Allensbacher-Berichte: 1993, Nr. 23, S. 5. 
31) Seysen: 1992, S. 191. 
32) Voss: 1993, S. 41. 
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(Ausbildung, Qualifikation, Kontrolle etc.) - den aus ihrer Sicht 
bewährte ren "Schutzmännern/-frauen".33) 

4. Diese Einstellungen der Bevölkerung werden allerdings, wenn ich 
einzelne Indizien richtig deute, den zukünftig wohl verstärkten 
Einsatz der privaten Sicherheitsdienste nicht verhindern kön­
nen.34) Bei einer solchen Entwicklung werden aber noch zahl­
reiche Fragen überlegt werden müssen. Zum Beispiel: 

Welche Vorstellungen von Sicherheit und Ordnung stehen bei 
den Sicherheitsunternehmen bzw. bei ihren Auftraggebern im 
Vordergrund, welches Konzept der Krirninalitätsbekämpfung, 
welcher Devianzbegriff gilt hier als Leitlinie? 

Einzelne Antworten sind bereits erkennbar. So sind z. B. die 
privaten Wachleute in den Berliner Verkehrsbetrieben 1992 
eingeschritten u. a. in 35.000 Fällen gegen alkoholisierte Fahr­
gäste, 25.000mal gegen Obdachlose und in über 15.000 Fällen 
gegen lautstarke Jugendliche. Außerdem gingen die Streifen gegen 
Raucher, Musikanten, Bettler und ambulanten Handel etc. VOr.35) 
Nach Ansicht von Voß sind es oft nicht Straftaten, sondern 
Betriebsrisiken, die den Anlaß für Interventionen bilden, wobei die 
gesetzliche Legitimation nicht immer gegeben sei.36) 

Inzwischen findet anscheinend auch im öffentlichen Bereich eine 
engere Zusammenarbeit zwischen Polizei und Sicherheitsdiensten 
statt. 1993 wurde z. B. in Berlin eine Polizeigruppe auf Drängen 
von Geschäftsleuten mit dem Einsatzgebiet Kurfürstendamm 
eingerichtet. Nach Eick37) "soll sie dort Präsenz zeigen und gegen 
Drogenabhängige, ausländische Jugendbanden, Bettler, Punks und 

33) Zu den damit verbundenen Forschungsfragen siehe z. B. Johnston: 1992, 
S. 220 f. 

34) Vgl. dazu z. B. die Beiträge in Die Polizei 1994, S. 25 ff. 
35) Liste nach Pütter: 1992, S. 35. 
36) Voß: 1993, S. 40. 
37) Eick: 1995, S. 32. 
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Prostitution vorgehen." Die Arbeit war "erfolgreich", d. h. einige 
der genannten Personengruppen wurden in andere Stadtgebiete 
verdrängt. Der gleichzeitig agierende private Sicherheitsdienst, der 
von Geschäftsinhabern beauftragt wurde, informiert die Polizei bei 
entsprechenden Anlässen. Angesichts der Arbeitsteilung kann die 
Sondergruppe der Polizei nach Einschätzung von Eick als ausfüh­
rendes staatliches Organ für private Geschäftsinteressen betrach­
tet werden.38) Und die Geschäftsleute, um hier auf Herrn Ahlfs 
letzte Frage in seiner Einführung einzugehen, sind mit ihren 
verschiedenen Dienstleistern zufrieden. Bedroht fühlen sich von 
den privaten Wachmännern wohl primär deren spezielle Zielgrup­
pen, die durch Drohgebärden und versteckte, aber dennoch hand­
feste Gewalt auf die neuen Vorstellungen von Sauberkeit hinge­
wiesen wurden,39) Wenn der Sicherheitsdienst allerdings - wie 
ursprünglich geplant - in Viererreihen auf dem Kurfürstendamm 
patrouilliert wäre, hätten sich wohl auch die sogenannten Normal­
bürger ihre Gedanken gemacht. Diese Art von Kontrolle "konnte 
nach einer von der Polizei erzwungenen Vertragsänderung verbo­
ten werden. "40) 

5. Offen bleibt nun, ob in weniger finanzkräftigen Bereichen auch 
andere Lösungen funktional erscheinen, z. B. die in der Einladung 
erwähnten Nachbarschaftsprojekte, Nachbarschaftswachen oder 
wie immer sie bezeichnet werden (der Oberbegriff ist wohl "com­
munity crime prevention"). 

Soweit ersichtlich sind in der Bundesrepublik bisher nur wenige 
Programme dieser Art durchgeführt worden41), so daß eher auf 
ausländische Erfahrungen zurückgegriffen werden muß. Ich 
beziehe mich im folgenden auf die zusammenfassende Darstellung 
von Boers:42) 

38) Eicle 1995, S. 35. 
39) Busch: 1994, S. 52 f. 
40) Eick: 1995, S. 34. 
41) Vgl. Schneppen: 1994. 
42) Boers: 1991, S. 97 ff.; ders.: 1995, S. 18 ff. 
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Die Nachbarschaftsprojekte beinhalten kollektive Präventions­
maßnahmen in einem Stadtteil oder auch nur in einer Straße. Bei 
der Nachbarschaftswache wird das eher passive, gegenseitige 
Achtgeben auf Nachbarwohnungen und Häuser organisiert, teil­
weise werden aber auch Streifen vereinbart.43 ) 

Nach Durchführung von Begleitstudien ist man sich weitgehend 
einig, daß diese Präventionstätigkeiten mit verschiedenen Pro­
blemen verbunden sein können: 

So wurde bemängelt, daß häufig die falschen Leute und die 
falschen Nachbarschaften teilnahmen. Die Programme wurden 
weniger in Problemvierteln akzeptiert, sondern eher in relativ 
stabilen Nachbarschaften der Mittelschicht.44) Die Projekte waren 
dann erfolgreicher, wenn sie mit bereits bestehenden Nach­
barschaftsorganisationen verbunden werden konnten, was aber zu 
gewissen Selektionsprozessen führte. 45) Deutlich wurde außer­
dem, daß in manchen Vierteln die Kriminalitätsfurcht nach Einfüh­
rung der Programme sogar angestiegen war, möglicherweise, weil 
bei bisher weniger ängstlichen Bürgern plötzlich ein gewisses 
Problembewußtsein enstanden war.46) 

So gesehen wird deshalb wohl zu Recht die Auffassung vertreten, 
insgesamt werde man die Erwartungen hinsichtlich einer erheb­
lichen Reduzierung der Kriminalitätsfurcht durch solche Projekte 
nicht allzu hoch ansetzen dürfen.47) Die von EMNlD präsentierten 
Daten, nach denen die Fußstreifen der Nachbarn bei der deutschen 
Bevölkerung auch nicht gerade erwünscht sind, scheinen diese 
Einschätzung zu bestätigen. 

43) Boers: 1995, S. 18. 
44) Boers: 1991, S. 101; ders.: 1995, S. 18. 
45) Boers: 1991, S. 103 ff. 
46) Boers: 1991, S. 107. 
47) Boers: 1995, S. 18; JOhllstOll: 1992, S. 152. 
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6. Fazit: 

100 

Insgesamt läßt sich aus den geschilderten Erkenntnissen ableiten, 
daß einige Indizien dafür sprechen, daß sich die Bevölkerung 
gegenwärtig (noch) am besten durch die Polizei geschützt sieht. 
Eine für die Öffentlichkeit deutlich erkennbare Verlagerung von 
größeren polizeilichen Aufgabenfeldern auf private Sicherheits­
dienste könnte deshalb das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung 
beeinträchtigen. In welchem Ausmaß dies geschehen könnte, bei 
welchen Gruppen und in welchen Zuammenhängen, diese Fragen 
sollten durch das geplante BKA-Projekt im Detail geklärt werden. 
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Thesen aus der Sicht eines Kriminologen 

Franz Streng 

1. Bei Sicherheitsgefühl handelt es sich um ein vielgestaltiges 
Konstrukt, das als eine Art Dach über sehr unterschiedlichen und 
schwer in ihrer inhaltlichen Aussage definierbaren Dimensionen 
verstanden werden kann. Zeigt es sich doch etwa, daß zwischen 
der Einschätzung der Kriminalitätssituation allgemein und dem 
persönlichen Bedrohungsgefühl (hier bei Studenten) nur relativ 
schwache Zusammenhänge meßbar sind (r = 0,30); auch zwischen 
persönlichen Bedrohungsgefühlen und Vermeideverhalten infolge 
Einschätzung der Kriminalitätssituation bestehen nur maßvoll 
starke Zusammenhänge (r = 0.37). Erwähnenswert erscheint des 
weiteren, daß sogar der vermeintlich klare Zusammenhang 
zwischen der Variable Geschlecht und dem Sicherheits gefühl, im 
Sinne stärkerer Furchtneigung bei Frauen, letztlich sehr unter­
schiedlich ausgeprägt ist. Während etwa zwischen Geschlecht und 
der Einschätzung der allgemeinen Kriminalitätssituation nur 
schwache (r = 0.16) und der Einschätzung der persönlichen 
Bedrohung nur wenig deutlichere Zusammenhänge (r = 0.22) 
beobachtbar sind, beeindruckt der Zusammenhang zwischen 
Geschlecht und kriminalitätsfurchtbedingtem Vermeideverhalten 
durch seine Stärke (r = 0.52).1) So bleibt recht zweifelhaft, welche 
Dimensionen des Sicherheitsgefühls man mit derartigen Fragen 
zum BedrohungsgefühlletztliCh erfaßt. 

1) Jeweils hochsignifikante Ergebnisse (p = 0.000) aus Befragungen von Jura­
Studien anfängern aus den Jahren 1977 - 1993; zur Datenerhebung und zu den 
Ergebnissen vgl. Streng, Franz, in: Kritninalpolitische Perspektiven - Jura­
Studienanfänger nnd Sanktionspolitik. Festschrift für Koichi Miyazawa, 1995, 
S. 405 ff., S. 411 f.; auch schon Streng, Franz: Jura-Studienanfänger in 
Konstanz - Ergebnisse einer Befragung. Juristische Schulung 1991, S. 972 ff., 
S. 973 f. 
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2. Allerdings sei davor gewarnt, Bedrohungsgefühle einfach als 
irrational und daher unbeachtlich einzustufen. Auch wenn der 
Einfluß der Medien auf die Entstehung oder Verstärkung von 
Bedrohungsgefühlen ganz sicher prOblematisierenswert ist, bleibt 
doch festzuhalten, daß der Anstieg der Bedrohungsgefühle zu 
Beginn der 90er Jahre mit der gemessenen Kriminalitäts­
entwicklung zumindest tendenziell übereinstimmte. 

3. Hinsichtlich der individuellen Wahrnehmungensebene wird in der 
Literatur immer wieder behauptet, daß Viktimisierungen ohne 
Einfluß auf die Bedrohungsgefühle bleiben. Wenn dies zutreffend 
wäre, müßte das generell gegen die Relevanz von Bedrohungs­
gefühlen, insbesondere als Indikator für Beeinträchtigungen der 
psychischen Balance, sprechen. Allerdings haben differenzierte 
Auswertungen ergeben, daß etwa bei den körperlich geschädigten 
weiblichen Opfern von Sexualdelikten deutlich höhere Bedro­
hungsgefühle feststellbar waren als bei nicht so viktimisierten, 
ansonsten vergleichbaren Befragten.2) Dies belegt, daß 
Bedrohungsgefühle nicht einfach als irrationale und beliebige 
Aussagen verstanden werden können. 

4. Was den Einfluß der Sichtbarkeit von Polizeipräsenz auf das 
Sicherheitsgefühl angeht, so ist davor zu warnen, solche 
Befragungsergebnisse, die für den Fall verstärkter Präsenz von 
Polizei-Fußstreifen eine drastische Steigerung des Sicherheits­
gefühls prognostizieren, "naiv" zu interpretieren. TatSächlich mag 
dieser Positiv-Effekt dann eintreten, wenn die Bürger sich in einer 
bestimmten Situation konkret oder generell gefährdet fühlen und 
daher für demonstrative Sicherung und Eingriffsbereitschaft 
dankbar sind. In anderen Situationen freilich mag genau der 

2) V gl. bei Hermann, Dieter und Streng, Franz: Die Bewältigung des Traumas -
Zum Stellenwert spezifischer Opferstrategien im Viktimisierungsprozeß, 
Bewährungshilfe 38 (1991), S. 5 ff., S. 16 f.; Streng, Franz: Bewältigungs­
strategien der Opfer von Gewaltdelikten, Österreichische Juristenzeitung 1994, 
S. 145 ff., S. 150. 
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entgegengesetzte Effekt, nämlich Verunsicherung eintreten. 
Demonstrative Sicherung durch - evtl. sogar schwerbewaffnete -
Polizei-Streifen wirft nämlich die Frage nach dem Warum auf: Ist 
es hier/jetzt schon so unsicher, daß soviel Polizeipräsenz notwen­
dig ist? Ähnliche paradoxe Effekte sichtbarer Sicherung lassen 
sich derzeit wahrnehmen, wenn etwa Kaufhäuser dazu übergehen, 
sich durch uniformierte Wachdienste auch in den Verkaufsräumen 
sichern zu lassen; es wird so signalisiert, daß die Situation sich 
derart verschlechtert hat, daß neue und auffällige Sicherungs­
maßnahmen notwendig erscheinen. 

Eine kurz nach dem Workshop durchgeführte Befragung von 248 
Jura-Studienanfängern in Erlangen3) gab Gelegenheit, diese 
Überlegungen zu überprüfen. Die Frage lautete: "Stellen Sie sich 
vor, Sie beobachten in der Nähe Ihrer Wohnung vermehrt Polizei­
streifen. Was würden Sie dazu vermutlich denken?" Die Antwort­
vorgaben und die Befragungsergebnisse waren folgende: 

"Wie gut, daß etwas für die Sicherheit getan wird" 62 (25,0 %) 
"Wenn das hier für notwendig gehalten wird, ist die 
Gegend doch unsicherer, als ich ursprünglich dachte" 94 (37,9 %) 
"Ärgerlich, diese Polizeipräsenz" 37 (14,9 %) 
"Sonstiges/Keine Vorstellung" 55 (22.2 %) 

248 (100 %) 

Interessant erscheint, daß die Stellungnahmen geschlechtsspezi­
fisch unterschiedlich erfolgten. Insbesondere die weiblichen 
Befragten äußerten sich eher im Sinne von Beunruhigung.4) Diese 
Resultate untermauern die Berechtigung einer problematisieren­
den, zumindest aber differenzierenden Haltung gegenüber einer 
Strategie der Förderung von Sicherheitsgefühl durch demonstra­
tive Polizeipräsenz. 

3) Von den 248 Befragten waren 51,2 % weiblich; das Durchschnittsalter betrug 
20,7 Jahre. 

4) Bei einer Dichotomisierung der Antworten in "beruhigend/nicht beruhigend" 
betrug der Zusammenhang mit der Geschlechtsvariable (weiblich/männlich) 
r = -28, P = 00006. 
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5. Speziell hinsichtlich der Privatisierung von Aufgabenfeldern der 
Polizei scheint mir größte Zurückhaltung angebracht. Die Siche­
rung der Bevölkerung durch Gefahrenabwehr und Strafverfolgung 
stellt eine Primäraufgabe des Staates dar. Und ähnliches gilt auch 
für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung. Da diese 
Aufgaben zudem die Möglichkeit der Ausübung von Macht über 
die einzelnen Bürger beinhalten, sind strikte Rechtsgewährleistung 
und Rechtssicherheit oberstes Gebot. Jede Form von Privatisie­
rung aber gefährdet diese. Auch erscheint die für das Sicherheits­
gefühl gleichfalls relevante symbolische Vergewisserung der 
Bändigung von Machtausübung besser durch rechtsstaatlich 
kontrollierte staatliche Organe verkörpert als durch private 
Sicherheitsmitarbeiter. 

6. Daß Bürger das Recht haben, ihre Rechtsgüter auch durch Ein­
schaltung von privaten Sicherheitsdiensten zu schützen, kann 
nicht zweifelhaft sein. Allerdings können die Notrechte als 
Rechtsgrundlage für die Tätigkeit solcher Sicherheitsunternehmen 
nicht ausreichen. Soweit Tätigkeiten im Bereich der Öffentlichkeit 
anstehen, muß das Personal eine spezifische Ausbildung aufwei­
sen. Insbesondere wenn Waffen getragen werden, sind an spezi­
fisches Training, an Rechtskundigkeit sowie an körperliche, 
geistige und charakterliche Eigenschaften hohe Anforderungen zu 
stellen, die auch staatlicher Kontrolle unterliegen. Daß unter 
derartigen Anforderungen private Sicherheitsfirmen kaum noch 
preisgünstiger sein werden als staatliche Organe, kann nicht 
ernsthaft als Argument gegen solch sachangemessene Forderungen 
gelten. 

7. Der boomende Sicherheitsmarkt birgt mißliche Perspektiven in 
sich. Je mehr nämlich durch kostenintensiven Einsatz privater 
Sicherheits- und Wachdienste "Hochsicherheitsbereiche" entste­
hen, umso wahrscheinlicher werden Verdrängungseffekte. Tat­
geneigte mit angemessener Risikoeinschätzung werden zunehmend 
auf weniger gut gesicherte Bereiche bzw. Personen als Opfer 
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ausweichen. Sicherheit droht so zu einer Frage des Geldes zu 
werden - und daß dies keine unrealistische Sichtweise ist, zeigt 
die Situation in den USA. Die Hoffnung aber, daß die durch private 
Sicherungsmaßnahmen möglicherweise freigesetzten Polizei­
beamten dann der intensivierten Sicherung materiell unterprivi­
legierter Schichten dienen werden, dürfte in Zeiten des spar­
samsten und "schlanken" Staates frommes Wunschdenken darstel­
len. 
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DFG-Projekt "Wahrnehmung von 
Sicherheits- und Ordnungsfunktionen im 

öffentlichen Raum durch private 
Sicherheitsdienste " 

Hubert Beste 

Thesen auf der Basis von Zwischenergebnissen: 

1 Sicherheitspersonal, Unternehmensstruktur und 
Sicherheitsmarkt 

Die Qualifikation der privaten Sicherheitsbediensteten ist in der 
Regel unzureichend. Häufig wird das Personal in "Crash-Kursen" 
von 1 - 3 Tagen auf die Sicherheitsdienstleistung "vorbereitet". Es 
kommt im Bereich des sogenannten Objektschutzes nicht selten 
vor, daß das Personal überhaupt nicht eingewiesen wird und 
insofern für den "Ernstfall" absolut unvorbereitet ist (auch Pro­
blem der "Selbstbewaffnung"). 

Im privaten Sicherheitsgewerbe sind vorwiegend Personen 
beschäftigt, die auf dem Arbeitsmarkt als "schwer vermittelbar" 
gelten (Berufsinvalide, Aussteiger, in jüngster Zeit auch verstärkt 
jüngere Leute mit mangelnder beruflicher Ausbildung, auch 
Personen mit Alkohol- und Schuldenproblemen etc.). 

Die tarifliche Bezahlung liegt im Wach- und Sicherheitsgewerbe 
zwischen 10,00 DM (Objektschutz) und 19,00 DM (öffentlicher 
Raum) brutto pro Stunde. Sehr häufig wird allerdings untertariflich 
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bezahlt (7,00 DM brutto pro Stunde). Gerade nach der Wende und 
dem verstärkten Zulauf Ostdeutscher wird die Situation durch das 
Sicherheitsgewerbe selbst als "Ausbeutung wie zu Zeiten der 
industriellen Revolution" bzw. "Manchester-Kapitalismus" 
gekennzeichnet. Aufgrund dieser Lage sind viele Beschäftigte 
gezwungen, über die geleisteten Arbeitsstunden (bis zu 
300 Monatsstunden) ein akzeptables Einkommen zu erzielen 
(Uniform muß vom Unternehmen geleast werden, Fahrten zur 
Arbeitsstätte müssen aus eigener Tasche finanziert werden, 
Unterbringung in firmeneigenen Wohnungen zu überhöhten 
Mietpreisen etc.). Der gewerkschaftliche Organisations grad (ÖTV) 
ist sehr gering (liegt maximal bei 10 - 15 %). 

Der Sicherheitsmarkt ist ein äußerst umkämpfter Markt, auf dem 
keineswegs nur "schwarze Zahlen" geschrieben werden. Gerade 
was Sicherheitsdienstleistungen im öffentlichen Raum betrifft, 
kann man von einem akuten Preisdumping ausgehen, für das vor 
allem die öffentlichen Auftraggeber verantwortlich sind. Es wird 
häufig eine Sicherheitsleistung zu einem Preis erbracht, der 
unterhalb einer annehmbaren betriebswirtschaftlichen Rentabilität 
liegt (es wird z. B. ein Bruttostundensatz von 25,00 DM 
zugrundegelegt, wobei die Rentabilitätsgrenze bei mindestens 
30,00 - 35,00 DM liegt). 

Der bundesdeutsche Sicherheitsmarkt, auf dem traditionell Klein­
und Mittelbetriebe vorherrschten, zeichnet sich aktuell durch 
einen umfassenden Konzentrationsprozeß und Verdrängungs­
wettbewerb aus, in deren Rahmen auch das Schreiben "roter 
Zahlen" kein Hinderungsgrund darstellt. So werden KIein- und 
Mittelbetriebe verstärkt von Groß firmen aufgekauft, zum anderen 
gründen Großunternehmen in zunehmendem Maße eigene Sicher­
heitsabteilungen oder -firmen als Tochterunternehmen (Krupp, 
Thyssen, Dairnler-Benz, Vorwerk etc.), um sich auf dem Markt zu 
etablieren bzw. um Mitkonkurrenten zu verdrängen. 



2 Rechtsprobleme des privaten Sicherheitsgewerbes 

Die rechtlichen Regelungen in bezug auf das private Sicherheits­
gewerbe (vorwiegend § 34a GewO, Bewachungsverordnung) sind 
nicht nur unzureichend, sondern auch untauglich. Insbesondere 
der Zugang zum privaten Sicherheitsgewerbe sowie die berufliche 
Qualifikation bedürfen klarer gesetzlicher Grundlage. Das gilt auch 
dann, wenn sich private Sicherheit im öffentlichen Raum durch 
einen äußerst hohen Passivitätsgrad ("Nichtstun", bloße physische 
Präsenz) auszeichnet. 

Durch die Um- oder Entwidmung von öffentlichen Räumen durch 
die Kommunen werden zunehmend öffentlich-rechtliche Bindun­
gen unterlaufen. 

Damit verbunden ist eine Konterkarierung polizeilicher Befugnisse 
im Ernüttlungsverfahren durch private Sicherheitsdienste (über 
sogenannte Hausrechtsbefugnisse ). 

Weiterhin ist ein zunehmender Mißbrauch der Notwehrrechte als 
Einsatzbefugnisse bzw. Befugnisnormen zu konstatieren. Den 
Hintergrund für diese Entwicklung bilden ökononlisch ausgelöste 
Kontrollinteressen. Zur Kontrolle des öffentlichen Raumes bedarf 
es somit nicht mehr der "Herrschaft" des Strafrechts. 

Die Vertragsgestaltung zwischen Auftraggebern und privaten 
Sicherheitsfirmen nimmt bisweilen abenteuerliche Züge an. Bei­
spiel FrankfurtlMain: Ein namhaftes privates Sicherheitsunter­
nehmen überwacht im Auftrag des Ordnungsamtes der Stadt den 
ruhenden Verkehr (Anwohnerparkzonen und Parkautomaten). Die 
MitarbeiterInnen tragen auf ihrer Uniform das Abzeichen des 
Ordnungsamtes und sind nlit einem Dienstausweis der Stadt 
Frankfurt ausgestattet. Dies wird alles nlit dem sogenannten 
Arbeiternehmerüberlassungsgesetz begründet (maximale Überlas­
sung: neun Monate). 
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Zusammenarbeit privater Sicherheitsfirmen mit der Polizei. Es 
ergeben sich datenschutzrechtliche Probleme, wenn von privaten 
Sicherheitsbediensteten personenbezogene Daten erhoben und 
diese sodann an die Polizei weitergegeben werden bzw. vice versa 
(z. B. im Fall der Erfassung und Registrierung von sogenannten 
"Störern" , es werden bisweilen regelrechte personenbezogene 
"Abweichungskarteien" bei den Sicherheitsfirmen geführt, auch 
Statistiken von Ordnungsverstößen etc.). 

3 Allgemeinere gesellschaftliche Fragen 
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Die urbanen Ausgrenzungs- und Verdrängungsmechanismen 
verschärfen sich zunehmend. Dabei ist ein Wandel urbaner Kon­
trolle festzustellen. Öffentlichkeit im Sinne politisch räsonieren­
der, "freier", ungebundener Öffentlichkeit verschwindet zusehens. 
Es dringen privatistische Kontrollformen in den Vordergrund, die 
vorrangig an ökonomischen Interessen der Profitmaximierung 
orientiert sind (Stichwort: Umsatzsteigerung der Kaufhäuser und 
Geschäfte auf der Frankfurter Zeil). 

An die Stelle eines klar begrenzten "öffentlichen" Strafrechts tritt 
zunehmend ein unklares privatistisch gesteuertes "Interventions­
recht" mit Elementen vorwiegend aus den Bereichen des Straf-, 
Polizei-, Ordnungswidrigkeiten- sowie Zivilrechts. 

Die Integrationsfähigkeit und -kraft "moderner" spätkapitalistischer 
Industriegesellschaften verringert sich zunehmend. Die Spaltung 
der Gesellschaft in ein "produktives Zentrum" und in eine ver­
drängte "unproduktive Peripherie" nimmt immer deutlichere Züge 
an ("Zwei-Drittel-Gesellschaft"). Der urbane Raum bildet gleich­
sam einen "Brennspiegel" dieser Entwicklung. Das Vordringen 
privatistischer Kontrollkonzepte ist nicht Ursache, sondern 
Symptom dieses Prozesses. Es kann auch als das hilflose Erset­
zen des starken Staates oder die Suche nach der verlorenen 



Gemeinschaft interpretiert werden. Zerstörte soziale Ordnung wird 
nurmehr simuliert (KreissI). 

Tendenzen der Globalisierung befördern einen Wandel vom 
"postfordistischen" Sicherheitsstaat zum nationalen Wettbewerbs­
staat, der sich in großer Abhängigkeit vom international organi­
sierten Kapitalverkehr befindet. Damit ändert sich zum zweiten 
Mal in diesem Jahrhundert das Gesicht des Kapitalismus ein­
schneidend!). Folge davon ist z. B., wie es Anthony Giddens2) 

ausdrückt, daß "der zunehmende Wohlstand eines Stadtviertels 
von Singapur durch ein kompliziertes Netz globaler Wirtschafts­
verbindungen womöglich in kausalem Zusammenhang (steht, 
H. B.) mit der Verarmung einer Nachbarschaft in Pittsburgh, deren 
lokale Produkte auf den Weltmärkten nicht mehr konkurrieren 
können". Dies wiederum wirkt sich ganz gravierend auf die Ausge­
staltung urbaner Kontrollzusammenhänge aus, da sich Prozesse 
der Segregation, Suburbanisierung und Gentrifizierung immer 
bedrohlicher zuspitzen. Die Möglichkeiten staatlicher, kommunal­
politischer Intervention und Steuerung reduzieren sich so auf ein 
Minimum. 

Mit dem Strukturwandel sozialer Kontrolle geht auch ein Struktur­
wandel des staatlichen Gewaltmonopols einher. Es findet eine 
Verlagerung, Verschiebung, Umschichtung im Funktionsgefüge 
staatlicher Gewalt und Herrschaft statt. Auf der einen Seite werden 
die Eingriffsbefugnisse und Interventionsrechte staatlicher Kon­
trollorgane beständig ausgeweitet, auf der anderen Seite ist der 
innerstaatliche Kontrollapparat in verstärktem Maße gezwungen 
(Überlastung, Deregulierung, "schlanker Staat", Finanzkrise etc.), 
Aufgabengebiete auszulagern, abzutreten und privatistischen 
Kontrollformen zu überantworten. Dieser Zusammenhang kann 
auch als der Widerspruch von beständig steigendem staatlichen 
Steuerungsanspruch und sich verringernder staatlicher Steue­
rungskapazität ausgedrückt werden (s. o. Globalisierung). So 

1) vgl. Hirsch, J.: Der nationale Wettbewerbsstaat, 1995 
2) Konsequenzen der Moderne, 1995, S. 86 
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ernüchternd es klingen mag: ein national organisierter herkömmli­
cher Kontrollapparat wird die Kontrollprobleme der nächsten 
Jahrzehnte nicht lösen, sondern vielmehr verschärfen. 

4 "Sicherheitsgeftihl" der Bevölkerung 
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Der Begriff des "Sicherheitsgefühls" ist m. E. ein sehr problema­
tisches Kriterium, da er zum einen hochgradig ideologisch aufge­
laden und insofern von kontrollpolitischer Seite leicht instrumen­
talisierbar ist bzw. als geeignete Legitimationsgrundlage heran­
gezogen werden kann. Zum anderen ist seine Aussagekraft und 
sein Erkenntniswert denkbar gering, da mit "Sicherheitsgefühl" 
alles mögliche assoziiert werden kann. Was ist angezielt, was ist 
konkret gemeint? Sicherheit vor was? Sind es persönliche Risiken 
(Unfall, Krankheit, Tod eines nahen Menschen), soziale Risiken 
(Arbeitslosigkeit, Armut, Verelendung), nationale Risiken (Um­
sturz, Revolution), globale Risiken (Hunger, Krieg, Super-Gau, 
religiöser Fundamentalismus, Ozon-Loch), ist das das Nord-Süd­
und West-Ost-Gefälle? Oder ist es ganz einfach die wohlstands­
chauvinistische Angst davor, daß diejenigen verstärkt zu uns 
kommen, die hinreichende Lebenssicherheit im eigenen Land nicht 
vorweisen können. Im übrigen glaube ich nicht, daß der Begriff 
des "Sicherheitsgefühls" empirisch sauber zu operatio~alisieren 
ist. 

Was die Einstellung der Bevölkerung zum Komplex "Ordnungs­
und Kontrollfunktionen im öffentlichen Raum durch private 
Sicherheitsdienste" betrifft, muß wohl von einer widersprüch­
lichen Position ausgegangen werden. Wir haben zwar keine 
Bevölkerungsumfrage durchgeführt, jedoch Anhaltspunkte für 
folgende Thesen gefunden: 

• Ältere Menschen und Frauen favorisieren tendenziell private 
Sicherheitsbedienstete, wenn die Polizei nicht zur Verfügung 
steht (siehe Kriminalitätsfurchtparadoxon). Innerhalb von 



Fraueninitiativen (Prostituierten-Selbsthilfe) gibt es aber auch 
direkte Ablehnung ("Was wollen die hier, die können doch 
nichts ... "). 

• Junge Männer (Jugendliche, Heranwachsende) und Personen 
mit einem überdurchschnittlichen Bildungsgrad lehnen private 
Sicherheitsbedienstete tendenziell auch dann ab, wenn die 
Polizei nicht zur Verfügung steht. Von jungen Männem 
werden private Sicherheitsdiener häufiger provoziert und 
angepöbelt. Von Personen höherer Bildung werden sie häu­
figer nicht ernstgenommen bzw. als kompetenzlos und unqua­
lifiziert eingestuft. 

Von einer weitgehenden Ablehnung privater Ordnung und Kon­
trolle im öffentlichen Raum durch die Bevölkerung kann u. E. aber 
nicht ausgegangen werden. Insbesondere Frauen reagieren auf die 
bloße Anwesenheit des privaten Sicherheitspersonals in den 
Abend- und Nachtstunden ganz überwiegend positiv. 
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Statement aus der Sicht eines 
Sozial wissenschaftlers 

Manfred Murck 

1 Problemstellung 

Der Berliner "Tages spiegel" berichtete am 05. Oktober 1995 über eine 
geplante Neubauanlage und zitierte dabei wie folgt aus dem Prospekt 
des Investors: "Sie fahren an der roten Backsteinmauer entlang, die das 
etwa 3000 Quadratmeter große Grundstück einfriedet und biegen in die 
Tiefgaragenzufahrt. Freundlich grüßt der Mann vom Security-Service, 
der gerade einen seiner täglichen Kontrollgänge be endet hat. Erstaunt 
stellt Ihr Besucher aus Übersee fest, daß die Sicherheitseinrichtungen 
der exklusiven Wohnanlage mit zentralem Schließsystem, der Video­
überwachung der Hauseingänge und der regelmäßigen persönlichen 
Überprüfung durch einen Wachdienst, jederzeit auch amerikanischen 
Standards entsprechen würden". 

Dieses Zitat führt mitten in den von mir zu behandelnden Aspekt des 
Themas "Privatisierung von Polizeiaufgaben". Dabei geht es nicht um 
die Frage, ob etwa der Bau exklusiver Wohnanlagen oder ihre private 
Sicherung unzulässig sind oder sein sollten. Vielmehr geht es um die 
möglichen Folgewirkungen einer Entwicklung, wie sie am beschriebe­
nen Beispiel deutlich wird. Zu fragen ist dabei zunächst: 

Welche Auswirkungen hat das Entstehen gut gesicherter Wohn­
viertel auf das Opferrisiko und das Sicherheitsgefühl der weniger 
gesichert lebenden Bürger? 

Zu fragen ist aber auch: 

Wie verändert sich möglicherweise das Gesellschaftsbild derjeni­
gen, die in diesen hochgesicherten Wohngebieten leben, und 
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welche Folgewirkungen kann diese veränderte Problemsicht auf die 
weitere gesellschaftliche Entwicklung haben? 

Bei der Behandlung des Themas "Privates Sicherheitsgewerbe" schla­
gen zwei Seelen in meiner Brust. Einerseits bin ich davon überzeugt, 
daß der Markt im Normalfall der effizientere und gegenüber den 
Wünschen der Kunden sensiblere Mechanismus ist als staatliche 
Planung und Behörden. Andererseits scheint es mir offensichtlich und 
auch theoretisch gut begründet, daß es Güter und Dienstleistungen gibt, 
auf die der Marktmechanismus nicht hinreichend reagiert, wo er zu 
einer ungewollten Unterversorgung, zu negativen "externen Effekten" 
oder zu einer nicht (z. B. durch unterschiedliche Leistungen) zu 
rechtfertigenden ungerechten Verteilung führt. Dieses Problem war 
bereits den Vätern der Marktwirtschaft, etwa Adam Smith, durchaus 
bewußt. Auch in der moderneren Ökonomie haben solche Gemein­
schaftsaufgaben ("öffentliche Güter") einen unbestrittenen Platz. 

Es gibt wohl keine ein für allemal eindeutigen Kriterien dafür, wann 
und wo entweder eine rein marktwirtschaftliche Ordnung oder aber 
staatliche Eingriffe und Verwaltungen das bessere Prinzip sind. 
Tatsächlich muß im Einzelfall abgewogen werden, "wieviel Markt 
möglich und wieviel Staat nötig" ist. Mit Dogmen wird man der tatsäch­
lichen Kompliziertheit der Dinge selten gerecht. Mit Prinzipienlosigkeit 
allerdings auch nicht, und es ist meine generelle Befürchtung, daß viele 
Entscheidungsträger in Politik, Verwaltung und Wirtschaft momentan 
relativ sorglos und kurzsichtig Weichenstellungen treffen, deren 
längerfristige Folgen für unsere Staats- und Gesellschaftsordnung 
schwerwiegend und negativ sein können. 

Der Hintergrund für die aktuelle Diskussion im Bereich der öffentlichen 
Sicherheit ist empirisch einfach zu beschreiben. Seit dem Umbruch in 
Ost- und Südosteuropa und nach der deutschen Vereinigung hat sich 
der Anstieg der Kriminalität beschleunigt, und das Sicherheitsgefühl 
der Bürger hat, anders als in den 80er Jahren, spürbar gelitten. Wir 
haben es mit einem neuen Niveau der (Un-)Sicherheit zu tun, - wobei 
allerdings zu erkennen ist, daß sich die Entwicklung wieder stabilisiert. 
Gleichzeitig hat sich die Personalausstattung der Polizei nicht etwa 
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verbessert, sondern sogar eher verschlechtert. Und die Situation der 
öffentlichen Haushalte ist noch trostloser als man bereits bei der 
deutschen Vereinigung prognostizieren konnte. 

2 Leistungsdefizite 

Selbstverständlich haben Bürger, die sich nicht ausreichend geschützt 
fühlen, das Recht, sich selbst vor Übergriffen auf Leib, Leben und 
Eigentum zu schützen. Und selbstverständlich müssen sie sich diesen 
Schutz auch kaufen können. Hier kann es allenfalls darum gehen, 
welche Auflagen gegenüber Produkt und Produzenten gemacht werden 
sollten. Aber aus welchem rechtlichen oder moralischen Grund sollte 
man einem Bürger grundsätzlich verbieten können, die Dienstleistung 
"Sicherheit" zu kaufen? Man muß die Frage schon umdrehen, wenn 
man die Ausgangsdaten richtig beschreiben will: Warum gibt es 
eigentlich so viele Bürger, denen die staatliche Sicherheitsgarantie 
nicht oder nicht mehr ausreichend erscheint und die sich deshalb an 
private Anbieter wenden?! 

Stellt man die Frage so, dann richtet sie sich an die tatsächlich Verant­
wortlichen. Sie richtet sich an die politischen Entscheidungsträger: 
Wird Problemen der öffentlichen Sicherheit wirklich die Priorität 
eingeräumt, die gerne behauptet wird? Sie richtet sich an alle Institutio­
nen im gesamten Aufgabenbereich Kriminalprävention und Strafverfol­
gung: Wird dort so zielgerichtet und effizient gehandelt, wie es die 
Bürger als Steuerzahler erwarten können? Und sie richtet sich speziell 
an die Polizei: War und ist diese bereit, dem tatsächlichen Sicherheits­
bedarf der Bürger in ihren Konzepten Rechnung zu tragen oder orien­
tiert sie sich zu sehr an ihren internen Problemwahrnehmungen und 
Standards? 

Insgesamt kann wohl wenig Zweifel daran bestehen, daß der Staat sein 
"Sicherheitsangebot" nicht optimal herstellt. Das Zusammenwirken der 
verschiedenen Instanzen (insbesondere von Polizei, Justiz, Stadtpla­
nungs- und Sozialbehörden i. w. S.) ist schlecht abgestimmt, die 
"Kundenorientierung" nach wie vor unterentwickelt, und bürokratische 
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Abläufe senken die Effizienz. Es fehlen systematische und kontinuier­
liche Zielsetzungen und Erfolgskontrollen, und es fehlen dementspre­
chend fortlaufende Kosten-Nutzen-Analysen. Unter betriebswirtschaft­
lichen Gesichtspunkten müßte man die Politik und Verwaltung der 
öffentlichen Sicherheit wohl eher als konkurs reif einstufen. 

Nun geht es bei der öffentlichen Sicherheit allerdings nicht allein um 
möglichst optimale bzw. kostengünstige Produktionsweisen. Vielmehr 
geht es um ein Grundprinzip unserer Staats- und Gesellschaftsordnung. 
Man muß also schon etwas weiter ausholen und zurückgreifen, wenn 
man sich vergegenwärtigen will, welche schwer umkehrbaren Weichen­
stellungen momentan aus der politischen Alltagsnot geboren werden 
könnten. 

3 Falsche Weichenstellungen 

Die Idee des staatlichen Gewaltmonopols ist kein beliebiges Versatz­
stück konservativer politiSCher Rhetorik. Sie ist vielmehr die zentrale 
theoretische Legitimation des modernen, aufgeklärten Staatswesens. 
Sie basiert auf der Einsicht, daß einzelne Menschen oder von ihnen 
gebildete Gruppen und Organisationen im Zweifelsfall nur durch eine 
quasi übergeordnete und mit größerer physischer Macht ausgestattete 
Instanz daran gehindert werden können, andere Menschen oder 
Gruppen zu schädigen oder zu vernichten. "Verträge ohne das Schwert 
sind bloße Worte und besitzen nicht die Kraft, einem Menschen auch 
nur die geringste Sicherheit zu bieten", heißt es bei Thomas Hobbes, 
der seit mehr als dreihundert Jahren zu den (wenn auch etwas rigoro­
sen) gedanklichen "Gründungsvätern" der modemen Nationalstaaten 
gehört. Aus vernünftiger Einsicht in ihre eigenen Leidenschaften und 
Schwächen geben sich die Menschen solche Institutionen, die sie daran 
hindern können, ihre negativen Eigenschaften an anderen auszutoben. 

Das staatliche Gewaltmonopol soll Frieden unter den Menschen 
garantieren und damit die Rahmenbedingungen für ein möglichst 
angstfreies und produktives Wirtschafts- und Sozialleben schaffen. 
Diese Garantie gibt es allen Staatsbürgern, unabhängig von ihrer 
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Herkunft oder ihrem Stand. Das staatliche Gewaltmonopol ist eine der 
klarsten und zentralsten Umsetzungen des Gleichheitsgrundsatzes. 
Historisch hat es sich gegen die "Privat justiz" von Feudalherren oder 
Großgrundbesitzern durchgesetzt. 

Es wäre also zu prüfen, ob die gegenwärtige Entwicklung in Deutsch­
land das Kräfteverhältnis zwischen Polizei bzw. Staat einerseits und 
privatem Sicherheitsgewerbe andererseits so verschiebt, daß das 
staatliche Gewaltmonopol und seine positiven Funktionen ernsthaft in 
Gefahr geraten. Das Ergebnis einer solchen Prüfung würde momentan 
wohl noch eindeutig ausfallen: Das staatliche Gewaltmonopol mag zwar 
viele "Vollzugsdefizite" haben, es ist im Kern jedoch nicht gefährdet. 

Mit Blick auf das private Sicherheitsgewerbe hieße das, daß dessen 
rechtliche Grundlagen (Aufgaben und Befugnisse, Zulassungskriterien, 
Ausbildung) zwar verbesserungsbedürftig sind, daß es aber nicht in 
ernsthafte Konkurrenz zu den staatlichen Versorgungs- und Garantie­
leistungen treten kann. Läßt man diese Einschätzung einmal für den 
Status quo gelten, so ist aber doch weiter zu prüfen, mit welcher 
Dynanlik: sich die Dinge entwickeln und welche Gefahren dabei auftre­
ten könnten. Die vom BKA geplanten Forschungsvorhaben sollten 
m. E. auch diese Fragestellungen einbeziehen. 

4 Ein Szenario 

Das nach meiner Einschätzung zentrale Problem für unsere Staats- und 
Gesellschaftsordnung erschließt sich dann, wenn man sich ein "Szena­
rio" weiterer Folgeentwicklungen und Effekte vorstellt. Man muß dabei 
den Blick auf die Frage richten, welche wirtschaftlichen und politischen 
Gesetzmäßigkeiten sich ergeben, wenn das private Sicherheits gewerbe 
insgesamt größer und damit einflußreicher wird. Dazu sind verschie­
dene Perspekti yen einzunehmen. 

Betrachtet man die Dinge aus Sicht der Bürger, die sich für teures Geld 
privaten Schutz einkaufen (also etwa die künftigen Bewohner unserer 
Berliner Neubauanlage), so stellt sich für sie die Frage, warum sie noch 
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zusätzlich viel Steuern für die staatliche Polizei bezahlen sollen. Ihrer 
eigenen Lebenssituation und damit ihrem eigenen Interesse entspre­
chend (die meisten von ihnen arbeiten ja auch in privat gesicherten 
Bürohäusern!) werden diese Bürger kaum dazu neigen, zusätzliche 
staatliche Leistungen mitzufinanzieren. Zunächst werden sie dies 
indirekt dadurch versuchen, daß sie Sicherheitsaufwendungen von der 
Steuer abziehen wollen. Da es sich bei diesen Bürgern um die eher 
wohlhabenden und einflußreicheren handelt, können sie ihre Position 
im politischen Prozeß gut vertreten. Im Ergebnis könnte dies also zu 
insgesamt geringeren Sicherheitsaufwendungen und zu einer Schwä­
chung der Polizei führen. 

Entstehen einerseits Wohngebiete, die - wie ehemals durch Stadtmau­
ern oder Burgen - gut gesichert sind, so entwickeln sich andererseits 
Gebiete, in denen es kaum noch Formen öffentlich durchsetzbarer 
Ordnung gibt ("no-go areas"). Vor allem amerikanische Großstädte 
liefern Beispiele für solche Formen von "Segregation". Doch handelt es 
sich hierbei nicht um eine amerikanische Anomalie, sondern auch in 
der Bundesrepublik (oder in Frankreich oder Großbritannien) zeichnen 
sich vergleichbare Prozesse ab. Das Auseinanderdriften von Lebens­
lagen schlägt sich nieder in der sozialräumlichen Zerklüftung der 
Stadtstruktur und führt zu Unterschieden in der Gewährleistung von 
Sicherheitsgarantien. Dabei handelt es sich nicht, darauf möchte ich 
ausdrücklich hinweisen, um vorsätzlich und quasi böswillig herbeige­
führte Prozesse. Sie entstehen vielmehr aus der Summe von Verhal­
tensweisen, die für die jeweils Beteiligten durchaus vernünftig und 
legitim sein können. 

Ich habe in früheren Veröffentlichungen in diesem Zusammenhang vor 
einer "Refeudalisierung" der öffentlichen Sicherheit gewarnt. Dieser 
Begriff ist zwar von einigen mit dem Gestus der Empörung zurückge­
wiesen worden, - aber er hat offensichtlich einen wunden Punkt 
getroffen. Vielleicht ist es weniger anstößig und in der Sache noch 
etwas korrekter, wenn man die von mir befürchtete Entwicklung als 
"Fragmentierung der öffentlichen Sicherheit" (wenn nicht sogar der 
Öffentlichkeit generell) bezeichnet. 
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Aus der Perspektive des privaten Sicherheits gewerbes muß dieser 
Prozeß unterstützt werden. Ohne daß dies grundsätzlich vorwerfbar 
wäre, entspricht es einfach der Logik unternehmerischen Handeins, die 
Absatzmärkte möglichst zu erweitern. Die Sicherheitsunternehmen 
werden also versuchen (und versuchen ja bereits), ehemals staatliche 
Leistungen für private Anbieter zu öffnen, und sie werden es sinnvol­
lerweise vorrangig dort tun, wo diese Leistungen bezahlt werden 
können. Eine gravierende Gefahr für das staatliche Gewaltmonopol 
bahnt sich also dann an, wenn das private Sicherheitsgewerbe und 
seine Kunden nachhaltigen Einfluß auf die politischen Enscheidungs­
prozesse nehmen können. 

Unter diesem Gesichtspunkt halte ich es für durchaus bedenklich, daß 
eine Vielzahl hoch- und höchstrangiger ehemaliger Polizeibeamter oder 
Vertreter von Sicherheitsdiensten für diese Lobby tätigkeit verpflichtet 
worden ist. Nach meinem Eindruck geht es dabei nicht nur um "Image­
förderung" , sondern um das Durchsetzen von Einfluß- und damit auch 
Absatzchancen. Die Grenzlinien zwischen Lobbyismus und Korruption 
scheinen mir zudem fließend geworden zu sein, - hier deutet sich eine 
Problematik an, die auch Gegenstand des vom BKA geplanten For­
schungsvorhabens sein sollte. Und unter arbeitsrechtlichen Gesichts­
punkten wäre zu fragen, inwieweit in diesem Grenzbereich "Konkur­
renzverbote" angebracht sind. 

5 Zusammenarbeit zwischen Polizei und 
Privatgewerbe 

Auch wenn Arbeitsteilung und Zusammenarbeit in klar definierten 
Bereichen sinnvoll sein können, so ist doch die Vorstellung irrefüh­
rend, Polizei und private Sicherheitsdienste seien quasi gleichrangige 
Partner oder "Kollegen". In dieser von seiten des Sicherheitsgewerbes 
gern gepflegten Vorstellung wird die grundsätzliche Distanz zwischen 
der Polizei und jeglicher Form privaten Wirtschaftens verwischt. Die 
staatstheoretische und gesetzliChe Stellung der Polizei gegenüber den 
privaten Sicherheitsdiensten ist zunächst einmal dieselbe wie gegen­
über jedem anderen Bürger oder Unternehmer! Und das heißt auch, daß 
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die Polizei die notwendige Distanz zu wahren hat, die sie braucht, um 
ihre Aufgaben der Gefahrenabwehr und der Strafverfolgung neutral 
wahrnehmen zu können. Polizei und Sicherheitsgewerbe folgen einem 
unterschiedlichen "Berufsethos" , - während für Privatunternehmen die 
Erwartungen ihrer speziellen Auftraggeber Vorrang haben müssen, hat 
die Polizei ihre Aufgaben "unparteiisch" wahrzunehmen. 

Auch unter diesem Gesichtspunkt ist es bedenklich, wenn - ehemalige -
Polizeibeamte im privaten Sicherheitsgewerbe tätig sind. Zwar werden 
die meisten von ihnen diese Tätigkeit korrekt ausüben, dennoch ist die 
Gefahr, daß z. B. Informationen "unter der Hand" eingeholt oder 
ausgetauscht werden, nicht von der Hand zu weisen. Einzelne Bei­
spiele für solche mißverstandene Kollegialität liegen ja vor. 

Die Formen der Zusammenarbeit zwischen Polizei und Sicherheits­
gewerbe wären, neben allen ordnungspolitischen und ethischen 
Problemen, zunächst einmal unter ökonomischen Gesichtspunkten zu 
überprüfen. Wird die Polizei tatsächlich stark entlastet? Oder entsteht 
ihr nicht auch zusätzliche Arbeit, - z. B. durch schlecht funktionie­
rende Alarmanlagen oder fleißige Kaufhausdetekti ve? Hier wäre einiges 
"betriebswirtschaftlich" durchzurechnen, und man müßte dabei auch 
darüber sprechen, welche technischen und sozialen Präventions­
leistungen von Privatunternehmen erbracht werden könnten, bevor 
entweder Polizisten oder aber Wachleute und Detektive gerufen 
werden. Möglicherweise fördert die Verbreitung des privaten 
Sicherheitsgewerbes die ohnehin zu konstatierende Verlagerung von 
Kosten bzw. Investitionen von der Prävention zur Repression?! 

Ordnungspolitisch interessant ist jedenfalls die Frage, in welchem 
Umfang die Leistungen des privaten Sicherheitsgewerbes auf die 
Vor-Leistungen oder Garantien des Staates angewiesen sind. Denn in 
diesem Umfang würde das Gewerbe ja de facto subventioniert - oder 
müßte entsprechende Gebühren zahlen. Natürlich weiß es niemand 
genau: Aber hinter der Argumentation der "geringeren Kosten" steckt 
nach meiner Auffassung auch einiges an Ideologie und Interessen­
politik. 
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6 Gefahren des Mißbrauchs 

Eine weitere Problematik eröffnet sich, wenn man das Szenario denk­
barer Entwicklungen auf die Potentiale des Mißbrauchs privater 
Sicherheitsdienste ausdehnt. Wer, um diese Prolematik einmal anzu­
reißen, würde im Moment politische Gruppierungen aller Art daran 
hindern, ihr eigenes Sicherheitsunternehmen, ggf. unter der Leitung 
eines Strohmannes, aufzumachen? Wer, um diese Fragestellung zu 
pointieren, verbietet, daß sich Wehrsportgruppen o. ä. einen neuen 
Status und Namen geben? Diese Überlegung mag polemisch zugespitzt 
sein, sie ist aber nicht fern jeder Realität. Und man kann sich viele 
gesellschaftliche Gruppen - z. B. Minoritäten, die sich nicht aus­
reichend geschützt fühlen - denken, die auf diese Weise zur "Selbstver­
teidigung" greifen. 

Private Sicherheitsdienste können, das scheint mir ein Kern der 
Problematik zu sein, nicht nur Kundeninteressen, sondern auch 
Eigeninteressen verfolgen und dabei ihre spezifischen Handlungsmittel 
einsetzen. Sie werden über immense Datensätze, vielfältige Beziehun­
gen und Einsichten und schließlich auch über ein beachtliches Potential 
an physischer Gewalt verfügen. Ein Unternehmen wie Raab-Karcher hat 
mittlerweile ungefähr genauso viel "Einsatzkräfte" wie die Polizei in 
Hamburg, Rheinland-Pfalz oder Thüringen! Nicht zuletzt stellt sich hier 
die Frage nach der Bewaffnung und damit den notwendigen waffen­
rechtlichen Restriktionen. 

Die im privaten Sicherheitsgewerbe angelegten Mißbrauchsgefahren (zu 
bedenken wären im übrigen auch die Gelegenheiten zur Wirtschafts­
spionage ) machen entsprechende Kontrollmöglichkeiten erforderlich. 
Unternehmen in diesem Bereich sollten also genauso transparent sein 
und intern wie extern kontrolliert werden wie öffentliche Verwal­
tungen. 
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7 Vertrauens verluste 

Verschieben sich die Gewichte zwischen staatlichen bzw. polizeilichen 
Sicherheitsleistungen einerseits, privaten Sicherheits angeboten 
andererseits, so ist neben den angesprochenen Leistungsdefiziten, 
Umverteilungseffekten und Verfänglichkeiten noch ein weiterer Effekt 
zu befürchten: Den Bürgern geht ein stabiler Orientierungsrahmen 
verloren. Staat und Polizei sind für die Bürger mehr als reine Lei­
stungsträger. Vielmehr symbolisiert der Staat für die meisten Bürger 
"Sicherheit" in einem weiteren Sinne: Als Garant eines verläßlichen 
Lebensrahmens und als Hilfs- und Schutzinstitution in vielen Wechsel­
fällen des Lebens. Verlieren die Bürger ihr Vertrauen in die grundsätz­
liche Handlungskompetenz des Staates, so geht eine Basis unserer 
Demokratie verloren. "Deregulation" bleibt nicht ohne Auswirkungen 
auf das Interesse der Bürger an der Gestaltung des Gemeinwesens. 

Was wird passieren, wenn die Bürger den Eindruck gewinnen, in vielen 
Bereichen sei nicht mehr die Polizei, sondern das private Sicherheits­
gewerbe der eigentlich kompetente Ansprechpartner? Wieviel Ver­
trauen und damit auch Informations- und Unterstützungsbereitschaft 
von seiten der Bürger gehen der Polizei verloren, wenn sie sich aus 
Teilen des öffentlichen Raumes mehr oder weniger zurückzieht? 

Meines Erachtens sollte diese Problematik bereits bedacht werden, 
wenn sich staatliche Einrichtungen und insbesondere die Polizei dazu 
entschließen, ihre Einrichtungen von privaten Wachleuten schützen zu 
lassen. Denn dabei geht es eben nicht nur um Geld, sondern auch um 
Symbole. Und ein privater Wachmann vor einem Polizeipräsidium oder 
einer Polizei schule könnte auch zum Symbol geringen Selbstbewußt­
seins und mangelnder Einsatzbereitschaft werden. 

Ich will in dieser Frage keine Tabus aufstellen, aber es gibt doch 
einiges mehr zu bedenken als die (ohnehin eher bescheidenen) Mög­
lichkeiten zur Kostensenkung. 
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8 Fazit 

Die Privatisierung polizeilicher Aufgabenfelder berührt zentrale 
Merkmale unserer S taats- und Gesellschaftsordnung und hat eine Reihe 
von Rückwirkungen auf das Verhältnis von Bürgern und Staat. Dabei 
geht es nicht allein um mögliche Auswirkungen auf das Sicherheits­
gefühl, sondern auch um das generelle Vertrauen in die staatliche 
Handlungskompetenz und in die Gewährleistung der staatlichen 
Sicherheitsgarantie. Die Motivation der Bürger zur Unterstützung der 
Polizei könnte parallel zum Abbau staatlicher Sicherheitsleistungen 
sinken. 

Forschungsprojekte zu den Folgeproblemen der Expansion des privaten 
Sicherheitsgewerbes sollten deshalb nicht auf kriminologische Fragen 
(Präventionsleistungen, Verdrängungseffekte usw.) beschränkt werden. 
Vielmehr sollten auch die politischen Entscheidungsprozesse 
(Interessenverflechtungen, Lobbyismus, Korruptionsanfälligkeit), die 
branchenspezifischen Entwicklungen (Konzentrationsprozesse, 
Machtpotentiale) und schließlich Fragen der Unternehmensstruktur 
(Aufsichts- und Kontrollmöglichkeiten) in die Analyse einbezogen 
werden. 

Das private Sicherheitsgewerbe hat grundsätzlich einen sinnvollen 
Platz im Gesamtbereich von Sicherheitsleistungen bzw. der entspre­
chenden Sicherheitsstrukturen. Neben den bereits bestehenden Tätig­
keiten könnten hier auch weitere, bisher von der Polizei übernommene 
Aufgaben in Betracht kommen. Der ordnungspolitische Rahmen, in dem 
das Sicherheitsgewerbe seine Aufgaben erfüllt, muß aber klar definiert 
sein und verträgt keine Grauzonen. Die Fragen, auf welchen Gebieten, 
mit welchen Befugnissen und auf der Basis welcher Qualitätsmerkmale 
und Kontrollmöglichkeiten das private Sicherheitsgewerbe tätig sein 
darf, müssen sorgfältig und im Zweifelsfall restriktiv geprüft werden. 
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Einstellungen der Bürger zur Polizei und 
zu privaten Sicherheitsdiensten 

Joachim Obergfell-Fuchs 

"Die ersten Städte rufen nach dem Hilfssheriff. Wer es sich leisten 
kann, kauft Sicherheit: Wachdienste sind in Deutschland gefragt wie 
nie zuvor." So lautete eine Meldung in den Stuttgarter Nachrichten im 
Februar diesen Jahres'!) Inhalt des Artikels war, daß die Stadt Dresden 
plante, einen halbprivaten Sicherheitsdienst zur Aufrechterhaltung von 
Sicherheit und Ordnung im öffentlichen Raum der Stadt einzurichten. 
Betrachtet man die Darstellung in den Medien, so drängt sich der 
Eindruck auf, daß das Geschäft mit der privaten Sicherheit boomt und 
daß sich ein Trend in der Bundesrepublik dahingehend abzeichnet, 
weniger auf die Dienste der Polizei als vielmehr auf privaten Schutz zu 
vertrauen. Diese Entwicklung mag sicherlich auch damit zusammen­
hängen, daß auf der einen Seite verstärkt und in zunehmend "reiße­
rischer" Form über Kriminalität in Deutschland berichtet wird - Bei­
spiele hierfür sind das sogenannte "Reality-TV" oder aber auch die 
Verwendung der "Kriminalitätsuhr", die dem Bürger durch die Verbin­
dung von - auf die Einzelperson bezogenen - im Grunde aber relativ 
seltenen Ereignissen mit der Zeitachse das Gefühl suggeriert "es 
könnte innerhalb der nächsten zweieinhalb Minuten auch mich tref­
fen",2) Auf der anderen Seite stehen die bis 1993 kontinuierlich 
angestiegenen Kriminalitätszahlen sowie die in manchen Delikts­
bereichen relativ geringen Aufklärungsquoten der Polizei, die dem 

1) Stuttgarter Nachrichten: Die ersten Städte rufen nach dem Hilfssheriff. 
04.02.1995, Nr. 29, S. 3. 

2) Cremer-Schäfer, Helga: Die Unsicherheitsproduzenten. Neue Kriminalpolitik 
5 (4) 1993, S. 43 - 46. 
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Bürger das Gefühl vermitteln, die Polizei unternehme eh nichts oder sie 
sei überfordert) 

Nachfolgend soll nun diskutiert werden, inwieweit anband von 
Bevölkerungsbefragungen festzustellen ist, daß die Polizeiarbeit eher 
negativ beurteilt wird und demgegenüber private Sicherheitsdienste in 
die Bresche springen können. Hierzu werden einige Ergebnisse aus 
zwei repräsentativen Bevölkerungsbefragungen vorgestellt, die zur 
Jahreswende 1991/92 und Mitte des Jahres 1994 in Freiburg im Breis­
gau durchgeführt wurden. Dabei liegen aus der ersten Studie insgesamt 
2.344 Fragebögen vor, aus der zweiten 1.118. Um das Bild der Polizei 
in der Öffentlichkeit zu erfassen, wurden die Freiburger Bürger gefragt, 
wie sie die derzeitige Arbeit der Polizei in der Stadt einschätzen. Dabei 
ergab sich in bei den Befragungen ein recht positives Bild des Bürgers 
von der Polizei; sQ schätzten 1991 insgesamt 78,2 % der Befragten die 
Polizeiarbeit als zumindest überwiegend gut ein (11,8 % "gut"; 66,5 % 
"überwiegend gut"), 1991 gaben ihr 58,1 % eine Note zwischen 1 und 
3 (2,6 % "Note I"; 17,3 % "Note 2"; 38,3 % "Note 3"). Schränkt man 
diese Frage auf den Bereich der Verbrechensbekämpfung ein, so zeigt 
die 1994 durchgeführte Studie, daß die Beurteilung noch etwas posi­
tiver ausfällt; hier sind es insgesamt 61,5 % der Befragten, die der 
Polizei in diesem speziellen Aufgabenfeld eine Note zwischen 1 und 3 
geben (2,9 % "Note I"; 18,0 % "Note 2"; 40,6 % "Note 3"). 

Ein zentraler Punkt in der Debatte um die Notwendigkeit einer Verstär­
kung der polizeilichen oder auch privaten Sicherheitsdienste stellt die 
real oder vermeintlich gestiegene Kriminalitätsfurcht der Bevölkerung 
dar. So zeigen die Ergebnisse der Freiburger Studie von 1994, daß sich 

3) Dies wird auch in der Bevölkerungsbefragung zur "Kommunalen Krirninal­
prävention in Baden-Württemberg" deutlich: Hier geben 54,9 % der befragten 
Opfer in Freiburg als Grund für die Nichtanzeige der erlittenen Straftat an, "die 
Polizei hätte auch nichts machen können" und 24,4 % sind der Meinung, "die 
Polizei hätte doch nichts dagegen getan". Vgl. hierzu Heinz, Wolfgang und 
Spieß, Gerhard: Viktirnisierung, Anzeigeerstattung und Einschätzung der Arbeit 
der Polizei durch die Bürger - Analyse anhand der Bevölkerungsbefragung in 
den Projektstädten. In: Thomas Feltes (Hg.): Kommunale Krirninalprävention in 
Baden-Württemberg, 1995, S. 106 f. 
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ca. ein Drittel der Befragten nachts alleine in der Wohngegend unsicher 
fühlt und daß ca. jeder fünfte Angst hat, nachts in der Wohngegend 
Opfer einer Straftat zu werden; in manchen Stadtteilen beträgt der 
Anteil sogar knapp 50 %.4) Andererseits besteht eine erhebliche 
Diskrepanz zwischen der Kriminalitätsfurcht und dem Risiko, Opfer 
einer Straftat zu werden. So zeigte die Studie, daß in Stadtteilen, in 
denen die Furcht sehr groß ist, die Zahl der Opfer vergleichsweise 
gering ist, wohingegen der Stadtteil, der nach Einschätzung der dort 
lebenden Befragten durch ein hohes Sicherheits gefühl gekennzeichnet 
ist, die höchste Viktirnisierungsrate in ganz Freiburg verzeichnete. 
Vergleicht man nun die Angaben zur Polizeizufriedenheit bei furcht­
samen und weniger furchtsamen Probanden5), so zeigt sich, daß 
diejenigen Probanden, die ein erhöhtes Maß an Furcht zeigten, auch die 
Polizeiarbeit in aller Regel eine halbe Note schlechter bewerteten als 
Befragte, die keine erhöhte Furcht aufwiesen (allgemeine Bewertung: 
Furcht hoch x = 3,69, Furcht niedrig X = 3,27, P < .001; Verbrechens­
bekämpfung: Furcht hoch X = 3,61, Furcht niedrig X = 3,23, p< .001). 

In der Freiburger Studie von 1991 wurde dem Bürger die Frage gestellt, 
worin er den Aufgabenschwerpunkt polizeilicher Tätigkeit sieht. Das 
Ergebnis zeigte, daß es besonders die Bereiche der Kriminalitäts­
bekämpfung und Kriminalprävention waren, in welchen der Bürger eine 
besondere Bedeutung polizeilichen HandeIns wahrnimmt. So betonten 
99,2 % der Befragten, daß der Schutz vor Gewaltangriffen eine wich­
tige Aufgabe der Polizei sei, 98,4 % sahen dies für den Aspekt der 
Fahndung nach und der Festnahme von Straftätern und 91,4 % gaben 
die Kriminalprävention, d. h. die Beratung von Bürgern zum Schutz vor 
Straftaten, als eine wichtige Aufgabe der Polizei an. Dies zeigt, daß im 

4) Obergfell-Fuchs, Joachim und Kury, Helmut: Verbrechens furcht und kommuna­
le Kriminalprävention - Analysen anhand der Bevölkerungsbefragung in den 
Projektstädten und der bundesweiten repräsentativen Bevölkerungsumfrage. In: 
Thomas Feltes (Hg.): Kommunale Kriminalprävention in Baden Württemberg, 
1995, S. 31 - 68. 

5) Die Unterscheidung in "furchtsame" und "weniger furchtsame" Probanden 
erfolgte anband einer Cluster-Analyse iiber die in die Studie aufgenommenen 
Furchtvariablen (zur Dimensionalität dieser Variablen vgl. Obergfell-Fuchs und 
Kury: 1995, S. 33 ff. a.a.O.). 
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Bild der Bevölkerung der Polizei eine zentrale Rolle bei der 
Kriminalitätsbekämpfung und -vorbeugung zukommt. Reine Ordnungs­
aufgaben wie z. B. das in Gewahrsam nehmen von Betrunkenen 
(55,7 %) oder aber das Beseitigen von ruhestörendem Lärm (53,0 %) 
standen nach Ansicht der Freiburger eher im Hintergrund polizeilichen 
Handeins. Diese Ergebnisse stehen allerdings in einem gewissen 
Widerspruch zum eigentlichen Notrufgeschehen in der Stadt Freiburg.6) 

Hier konnte festgestellt werden, daß insgesamt 18,8 % der in einem 
6wöchigen Zeitraum in Freiburg registrierten "Notrufe" auf Straftaten 
entfielen, insgesamt 32,8 % jedoch auf die Bereiche Auskunft, Dienst­
oder Hilfeleistung sowie Konfliktschlichtung. Das heißt, obwohl der 
Bürger in seiner Einstellung die Polizei in erster Linie zur Kriminali­
tätsbekämpfung wahrnimmt, nutzt er sie jedoch vielfach als Auskunfts­
oder Schlichtungsinstitution. 

Wie bereits eingangs bemerkt, ist gerade die Frage, ob an der realen 
oder nur subjektiv erlebten Zunahme der Kriminalität das fehlende 
Durchgreifen der Polizei, ihre Überforderung oder aber ihre mangelnde 
Präsenz eine Rolle spielt, von erheblichem Interesse für die Einschät­
zung der Effizienz der Polizei von seiten der Bürger. So wurde in der 
Freiburger Studie von 1991 die Frage gestellt, welches nach Ansicht 
der Bürger die Ursachen für die Kriminalitätszunahme in der Stadt 
seien. Die Auswertung der vorgegebenen Antwortkategorien ergab, daß 
die Befragten besonders der Zunahme gestörter Familienverhältnisse 
(94,5 %) oder aber der Ausbreitung aggressiver Gruppen (29,3 %) 
eine erhebliche Rolle bei der Kriminalitätszunahme zuschreiben; das 
mangelnde Durchgreifen dpr Polizei (44,8 %) lag dagegen an neunter 
Stelle von insgesamt zwölf möglichen. In der 1994 durchgeführten 
Studie waren keine Antwortvorgaben bei der Frage nach den Ursachen 
der Kriminalitätszunahme vorgegeben; statt dessen hatten die Befragten 

6) Dreher, Gunther: Pilotstudie zum Notruf- und Funkstreifenwageneinsatz­
aufkommen in den Projektstädten. In: Thomas Feltes (Hg.): Kommunale 
Kriminalprävention in Baden-Württemberg, 1995, S. 129 - 136. 
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die Möglichkeit zur freien Äußerung von insgesamt drei Gründen. An 
erster Stelle der vermuteten Ursachen, mit insgesamt 26,6 % aller 
Nennungen (n = 1.799), standen sogenannte "ökonomische Probleme", 
hierunter fielen z. B. "Arbeitslosigkeit" (19,5 % aller Nennungen) oder 
"Armut" (5,3 %). Danach folgte das "Auftreten von gesellschaftlichen 
Randgruppen (z. B. Ausländer, Drogensüchtige o. ä.) im Stadtbild" 
(20,7 %) und das "Vorhandensein allgemeiner sozialer Probleme (z. B. 
Wohnungsnot, Sozialstruktur)" mit 13,3 %. Der Bereich Polizei/Justiz 
lag mit 7,4 % der Nennungen (n = 133) auf den hinteren Plätzen, dabei 
schlug die Kategorie "fehlende Polizeipräsenz" lediglich mit 2,4 %, 
d. h. mit 44 von insgesamt 1.799 Nennungen, zu Buche. Dies zeigt zum 
einen die erheblichen Unterschiede zwischen vorgegebenen Antwort­
kategorien und den Frei antworten, zum anderen jedoch auch, daß in 
beiden Studien (1991 und 1994) trotz unterschiedlicher Methodik eine 
mangelnde Polizeiarbeit nicht oder nur geringfügig als Ursache für 
steigende Kriminalität gesehen wird. 

Neben den möglichen Ursachen für eine Kriminalitätszunahme wurden 
1994 die Freiburger zudem darum gebeten anzugeben, was ihrer 
Ansicht nach geeignete Methoden seien, um die Kriminalität in ihrer 
Stadt zu verringern. Wie schon zuvor konnten maximal drei frei 
formulierte Antwortvorschläge gemacht werden. Diese Frage war auch 
von besonderem Interesse dahingehend, inwieweit die Bürger private 
Sicherheitsdienste oder aber Selbstschutzmaßnahmen als ein geeigne­
tes Mittel zur Kriminalitätsbekämpfung ansehen würden. Die Auswer­
tung und Kategorisierung der Freiantworten (n = 2.022) ergab, daß die 
Befragten mit überwältigender Zahl (27 % aller Angaben) in der 
verstärkten Polizeipräsenz (und vor allem in der sichtbaren Präsenz) 
das geeignete Mittel der Kriminalitätsverringerung sahen. Dies ist zum 
einen zwar nicht verwunderlich, da der Ruf nach mehr Polizei eine 
allgemein verständliche Reaktionsform der Bürger im Hinblick auf die 
Frage nach Kriminalitätsbekämpfung darstellt. Zum anderen ist es 
jedOCh bemerkenswert, daß die Abwesenheit der Polizei zwar nicht als 
eine relevante Ursache der Kriminalitätssteigerung wahrgenommen 
wurde, jedOCh nur in ihrer Verstärkung ein wirkungsvolles Mittel zur 
Reduktion eben dieser Kriminalität gesehen wurde. Weitere Vorschläge 
der Befragten zur Kriminalitätsreduktion gingen in Richtung Bildung 
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und Aufklärung (16,9 %), so z. B. Jugendarbeit, oder aber in Richtung 
ökonomische Maßnahmen (11,2 %) und hier besonders die Schaffung 
von Arbeitsplätzen (9,7 %). Dies deckt sich weitgehend mit den 
beschriebenen Problemlagen im Hinblick auf die Kriminalitäts­
steigerung. Der Ruf nach mehr privaten Sicherheitsdiensten blieb 
dagegen aus. Insgesamt nur acht und damit 0,4 % der Antworten 
entfielen auf private Sicherheitsdienste, 1,1 % (n = 22) auf Selbst­
schutzmaßnahmen und 0,3 % (n = 6) auf die Formierung einer Bürger­
wacht. Dieses Freiburger Ergebnis ist im Einklang zu sehen mit einer in 
diesem Jahr durchgeführten Studie in Hamm.?) Auch hier sprach sich 
der überwiegende Teil der Befragten "für eine materielle Stärkung der 
Polizei und gegen den Einsatz privater Sicherheitsdienste" aus. So 
wünschten 80,7 % der Befragten eine Stärkung der Polizei zum Schutz 
vor Kriminalität, den Einsatz privater Sicherheitsdienste lehnten 
dagegen 5 5,3 % ab. Allerdings können sich 31,6 % der Hammer 
Bürger vorstellen, daß ein privater Sicherheitsdienst Sicherheits­
aufgaben in Wohngebieten wahrnimmt. 

Faßt man die Ergebnisse zusammen, so kann man feststellen, daß in 
der Sicht der Bürger die Arbeit der Polizei zwar nicht als sehr gut, im 
großen und ganzen aber doch weitgehend als zufriedenstellend erlebt 
wird. Dabei wird der Schwerpunkt polizeilichen HandeIns im Bereich 
strafrechtlich relevanter Vorkommnisse gesehen, und entgegen häufig 
anderslautender massenmedialer Darstellung wird für die Kriminalitäts­
zunahme nicht ein zu lasches Durchgreifen oder mangelndes Vorhan­
densein der Polizei angegeben - im Gegenteil: die höchste Kompetenz 
im Hinblick auf die Kriminalitätsbekämpfung wird der Polizei zuge­
schrieben, private Sicherheitsdienste spielen für das Sicherheitsgefühl 
der Bürger in den ausgewerteten Befragungen keine Rolle. Es scheint 
vielmehr der Fall zu sein, daß der Bürger sich vielfach nicht konkret 
durch Kriminalität bedroht sieht, sondern daß Belästigungen oder 
Verwahrlosungserscheinungen, die noch im Vorfeld krimineller 

7) Misterek, Wolfgang und Reichertz, Jo: Verunsicherung durch Kriminalität? 
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Handlungen angesiedelt sind, ebenso wie anonyme Wohnumfeldstruk­
turen ein Gefühl der Unsicherheit auslösen. Zur Steigerung des 
Sicherheitsempfindens wird zwar von den Befragten eine erhöhte 
Polizeipräsenz vorgeschlagen; es ergeben sich jedoch Hinweise, daß 
die Polizei hier eher als ein Synonym für die Anwesenheit einer 
kompetenten und identifizierbaren Ansprechperson steht. Damit 
bestehen meines Erachtens berechtigte Zweifel, inwieweit eine Diskus­
sion über den Einsatz, die Ausstattung und die Bewaffnung privater 
Sicherheitsbediensteter nicht am Kern des Problems aus Sicht des 
Bürgers vorbeigeht. Dieser wünscht nicht den "schwerbewaffneten" 
Wachmann, der allein durch seine Erscheinung unter Umständen sogar 
selbst furchtauslösend wirkt, sondern sehr viel mehr eine Auskunfts­
oder auch Serviceperson, an welche er sich zum einen mit Problemen 
wenden kann, die zum anderen aber auch im Notfall eingreifen könnte. 
Dies erfordert jedoch, daß die Rolle privater Sicherheitsdienste, 
besonders im Hinblick auf Auswahl und Ausbildung des Personals, 
unter diesem Gesichtspunkt neu überdacht werden müßte. 
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In der "BKA - Forschungsreihe" werden Abschlußberichte von kriminalistisch­
kriminologischen Projekten veröffentlicht, die entweder von der Forschungs­
gruppe des Bundeskriminalamts selbst durchgeführt oder vom BKA finanziert 
wurden. Weiterhin werden in dieser Reihe Vorträge und Diskussionsbeiträge 
von der alljährlichen BKA-Arbeitstagung und von wissenschaftlichen Symposien 
publiziert. Schließlich erscheinen in dieser Reihe auch Bibliographien. 

Die Bände der "BKA - Forschungsreihe" werden in der Regel nur an Polizei­
dienststellen, Justizbehörden und amtliche Institutionen sowie an einschlägige 
wissenschaftliche Einrichtungen und Bibliotheken abgegeben. Der Bezug ist für 
die genannten Stellen kostenlos. Interessenten wenden sich bitte an: 

Bundeskriminalamt 
Kriminalistisch-kriminologische 
Forschungsgruppe 
Fachbereich KI11 
65173 Wiesbaden 



In den letzten fünf Jahren sind folgende Bände erschienen: 

1991 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Organisierte Kriminalität in einem Europa durchlässiger Grenzen 
Arbeitstagung des Bundeskriminalamtes vom 6. - 9.11.1990 
(BKA-Vortragsreihe Bd. 36) 

Michael C. Baurmann und Wolfram Schädler: 
Das Opfer nach der Straftat - seine Erwartungen und Perspektiven 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 22) 

Hans-Heiner Kühne und Thomas Görgen: 
Die polizeiliche Bearbeitung von Umweltdelikten 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 23) 

Arthur Kreuzer, Ruth Römer-Klees und Hans Schneider: 
Beschaffungskriminalität Drogenabhängiger 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 24) 

Hans-Heiner Kühne und Koichi Miyazawa: 
Kriminalität und Kriminalitätsbekämpfung in Japan 
Versuch einer soziokulturellen-kriminologischen Analyse (1979) 
2. überarbeitete und ergänzte Auflage 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Symposium: Vorbeugung des Mißbrauchs illegaler Drogen 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) (vergriffen) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Verbrechensbekämpfung in europäischer Dimension 
(Bibliographie) 
(COD-literatur-Reihe Bd. 11) 

1992 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Verbrechensbekämpfung in europäischer Dimension 
Arbeitstagung des Bundeskriminalamtes vom 26. - 28.11.1991 
(BKA-Vortragsreihe Bd. 37) 



Helmut Kury, Uwe Dörmann, Harald Richter und Michael Würger: 
Opfererfahrungen und Meinungen zur Inneren Sicherheit in Deutschland 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 25) 

Hermann J. liebel und Joachim Oehmichen: 
Motivanalyse bei Opfern von Kapitalanlagebetrug 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 26) 

Alfons Bora, Karlhans liebl, Peter Poerting und Hedwig Risch: 
Polizeiliche Bearbeitung von Insolvenzkriminalität. 
(BKA-Forschungsreihe Bd. 27) 

Karl-Friedrich Koch: 
Kriminalitätslagebilder 
Zur Erstellung überregionaler Kriminalitätslagebilder 
auf der Basis von kriminologischen Regionalanalysen 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) (vergriffen) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Standortbestimmung und Perspektiven der polizeilichen 
Verbrechensbekämpfung (Bibliographie) 
(COO-literatur-Reihe Bd. 12) 

1993 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Standortbestimmung und Perspektiven der polizeilichen 
Verbrechensbekämpfung 
Arbeitstagung des Bundeskriminalamtes vom 20. - 23.10.1992 
(BKA-Vortragsreihe Bd. 38) 

Ulrich Sieber und Marion Bögel: 
Logistik der Organisierten Kriminalität 
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Elmar Erhardt und Heinz Leineweber: 
Drogen und Kriminalität 
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Ina Knauß und Elmar Erhardt: 
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Bundeskriminalamt (Hg.): 
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Volker Krey u. a.: 
Rechtsprobleme des strafprozessualen Einsatzes verdeckter 
Ermittier einschließlich des "Lauschangriffs" zu seiner Sicherung 
und als Instrument der Verbrechensbekämpfung 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) (vergriffen) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Rechtsextremismus 
Erscheinungsformen, Enlwicklungstendenzen (Bibliographie) 
(COO-literatur-Reihe Bd. 13) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Aktuelle Phänomene der Gewalt (Bibliographie) 
(COO-literatur-Reihe Bd. 14) 

1994 

Ulrich Oevermann, Erwin Leidinger, Andreas Simm, 
Thomas Störmer und Jörg Tykwer: 
Kriminalistische Oatenerschließung 
Zur Reform des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes 
(BKA-Forschungsreihe - Sonderband) 

/Jb September 1994 sind die bisherigen vier Buchreihen (BKA-Forschungsreihe, 
BKA-Vortragsreihe sowie COD-Literaturreihe bzw. bka Bibliographien-Reihen) 
in der BKA - Forschungsreihe zusammengefaßt. 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Aktuelle Phänomene der Gewalt 
Arbeitstagung des Bundeskriminalamtes vom 23. - 26.11.1993 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 29) 

Robert Mischkowitz: 
Fremdenfeindliche Gewalt und Skinheads 
Eine Literaturanalyse und Bestandsaufnahme polizeilicher Maßnahmen 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 30) 



1995 

Heinz Büchler, Dieter Wagner, Achim Grawert und Anne-Katrin Fiedler: 
Effektivität und Effizienz kriminalpolizeilicher Organisationsformen auf Zeit 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 31) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Aktuelle Methoden der Kriminaltechnik und Kriminalistik 
Arbeitstagung des Bundeskriminalamtes vom 08. - 11.11.1994 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 32) 

Werner Vahlenkamp und Ina Knauß: 
Korruption - hinnehmen oder handeln? 
Mit einem Beitrag von Ernst-Heinrich Ahlf 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 33) 

1996 

Dieter Dölling: 
Drogenprävention und Polizei 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 34) 

Gerhard W. Wittkämper, Peter Krevert und Andreas Kohl: 
Europa und die innere Sicherheit 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 35) 

Bundeskriminalamt (Hg.): 
Das Opfer und die Kriminalitätsbekämpfung 
Arbeitstagung des Bundeskriminalamtes vom 14. - 17.11.1995 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 36) 
in Vorbereitung 

Robert Mischkowitz und Manfred R. Möller: 
Gefährdungen durch Drogen 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 37 
in Vorbereitung 

Projektgruppe Kriminalistisch-kriminologische Fallanalyse (KKF) (Hg.): 
Aktuelle Methoden bei der Fallanalyse 
und bei der Erstellung von Täterprofilen 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 38.1) 
in Vorbereitung 



Project Group Criminological Case Analysis (CCA) (ed.): 
Methods of Case Analysis and Offender Profiling 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 38.2) 
in Vorbereitung 

Marion Gradowski und Jörg Ziegler: 
Geldwäsche, Gewinnabschöpfung 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 39) 
in Vorbereitung 

Uwe Dörmann: 
Wie sicher fühlen sich die Deutschen? 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 40) 
in Vorbereitung . 

Rüdiger Weiß und Monika Plate (Hg.): 
Privatisierung von polizeilichen Aufgaben 
(BKA - Forschungsreihe Bd. 41) 
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